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Vorwort 
Eine Vielzahl von Gesetzen und Regelwerken enthalten immobilienbezogene 
Pflichten, die unter dem Stichwort «Betreiberverantwortung» zusammengefasst 
werden können. Deshalb kann nur ein systematisches Vorgehen mit hoher Zuver-
lässigkeit zum Ziel führen. Trotzdem bleibt immer eine gewisse Unschärfe für alle, 
die sich vornehmen, die Betreiberverantwortung in ihrem jeweiligen Zuständig-
keitsbereich konkret zu erfassen. Das liegt unter anderem daran, dass der Gesetz-
geber keine Definition der Betreiberverantwortung anbietet, an der sich Literatur 
und Rechtsprechung in der Praxis orientieren können.

Ein einheitliches Begriffsverständnis wird aber immer dann wichtig, wenn Aufga-
ben delegiert werden. Überträgt der ursprünglich Verpflichtete, also in der Regel 
der Eigentümer einer Immobilie oder der Arbeitgeber, seine Aufgaben und Kom-
petenzen auf Dritte, wird zunehmend der Begriff der «Betreiberverantwortung» 
genutzt. Betreiberverantwortung umfasst somit alle Aufgaben und Kompetenzen, 
die erforderlich sind, um Gefahren und Schäden aus dem Betrieb einer Immobilie 
als Ganzes zu vermeiden. Bei genauerer Betrachtung ist daher festzustellen, dass 
es verschiedene Perspektiven zur Konkretisierung des Begriffs «Betreiberverant-
wortung» gibt. Geht man von der Funktion des Verpflichteten aus, kann zwischen 
«Betreiberpflichten» und «Unternehmerpflichten» unterschieden werden. Beide 
zusammen ergeben dann den Aufgabenkatalog, dessen Umsetzung gleichzuset-
zen ist mit der Wahrnehmung der Betreiberverantwortung für eine Immobilie.

Die «Betreiberpflichten» werden dabei aus der Stellung des Eigentümers abge-
leitet («Eigentum verpflichtet»), die «Unternehmerpflichten» aus der ebenfalls 
gesetzlich verankerten Fürsorgepflicht des Arbeitgebers gegenüber seinen Ange-
stellten. Wichtig erscheint allerdings festzustellen, dass die schlichte Gleichung 
«Betreiberpflichten + Unternehmerpflichten = Aufgabenkatalog zur Wahrneh-
mung der Betreiberverantwortung» nicht zutreffend ist. Nicht alle Unternehmer-
pflichten können als Bestandteil der Betreiberverantwortung qualifiziert werden. 
Praktische Relevanz gewinnt diese Unterscheidung, wenn man sich dem Thema 
Betreiberverantwortung aus der Perspektive der Rechtsquellen und der darin be-
nannten Adressaten nähert, also wenn Betreiberverantwortung etwa im Rahmen 
von Verträgen für Facility Services Provider delegiert werden soll.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass der Begriff «Betreiberverant-
wortung» sowohl die Anforderungen bezüglich Anlagen- und Gebäudesicherheit 
umfasst (z.B. im Bereich Gebäudetechnik) als auch die klassische Verkehrssiche-
rung wie Schneeräumungs- oder Streupflicht, Absturzsicherung usw., aber auch 
gewisse Anforderungen, die sich bezüglich Arbeitssicherheit ergeben.
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Die IFMA Schweiz entwickelte mit dem vorliegenden Modell einen wirkungsvol-
len Ansatz und konkrete Anleitungen, wie die Betreiberverantwortung in der Pra-
xis umgesetzt werden kann. Die IFMA Schweiz dankt den Projektpartnern für die  
finanzielle Unterstützung zur Realisierung dieser Dokumentation und vor allem 
für die fachliche Mitwirkung, welche wesentlich dazu beiträgt, dass diese Publika-
tion in der Praxis breite Anwendung finden wird.

Die IFMA Schweiz dankt an dieser Stelle auch der Schweizerischen Zentralstelle 
für Baurationalisierung CRB für die Herausgabe dieser Publikation.

Susanna Caravatti-Felchlin	 René Sigg
Präsidentin IFMA Schweiz	 Ressort Innovationen, IFMA Schweiz
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1	 Einleitung
1.1	 Vermeiden von Gefahren und Schäden an Werken

Der Betrieb von Liegenschaften und Anlagen ist einer Vielzahl von Gesetzen, Ver-
ordnungen, Normen und weiteren Vorschriften unterworfen. Die Verantwortlich-
keiten, die mit dem Betrieb einhergehen, können längst nicht mehr individuell 
oder in Abhängigkeit der handelnden Personen ausgestaltet werden. Eigentümer 
und Betreiber müssen direkt oder indirekt Umwelt- und Betriebsrisiken berück-
sichtigen und sehen sich in der Folge auch zunehmend Haftungsansprüchen ge-
genüber. Zudem stellen sich neue Herausforderungen im Zuge der fortschreiten-
den EU-Harmonisierung, welche die Übernahme der europäischen Gesetzgebung 
in nationales Recht beeinflusst. Ebenso wirken sich Erfahrungen aus schweren 
Schadensereignissen auf die Verantwortung von Eigentümern und Betreibern aus.
 
Bereits bei der Erstellung bzw. beim Erwerb eines Werks sind gesetzliche Anfor-
derungen an den Eigentümer bzw. Betreiber definiert, die in weiten Bereichen die 
baulichen und technischen Aufgaben regeln. Eigentümer und Betreiber sind ver-
pflichtet, ihre Werke betriebssicher bereitzustellen und zu unterhalten, indem sie 
Vorschriften einhalten, vorgeschriebene Massnahmen umsetzen und erforderli-
che Nachweise erbringen. Gerade grössere Unternehmen in der Bau- und Immo-
bilienbranche stehen als Eigentümer weiteren Anforderungen des Gesetzgebers 
und der Gesellschaft gegenüber. In der Rolle als Betreiber können sie auch als 
Arbeitgeber auftreten und sind damit dem Arbeitnehmerschutz verpflichtet. 

Eigentümer und Betreiber haben die Aufgabe, den Schutz von Personen und Sach-
werten sicherzustellen. Verantwortlich für die Einhaltung der Schutzziele ist die-
jenige Person, die unabhängig vom Eigentumsverhältnis auch die Weisungs- und 
Entscheidungsbefugnis hinsichtlich der Personen- und Werksicherheit besitzt. 
Die Kontrolle über die Einhaltung der Schutzziele ist nicht delegierbar und liegt 
immer beim Eigentümer bzw. Auftraggeber.

Die GEFMA-Richtlinie 190 «Werkeigentümerhaftung und Betreiberverantwortung 
im Facility Management» hat seit ihrer Publikation im Jahr 2004 wesentlich dazu 
beigetragen, dass die Aufgaben beim Betrieb von Gebäuden und von gebäude-
technischen Anlagen von den Verantwortlichen deutlicher wahrgenommen wer-
den. Die Aufgabe des Facility Managements im engeren Sinn besteht darin, die 
Verpflichtung zu erfüllen, welche sich aus der jeweiligen Rolle sowie der betrieb-
lichen Verantwortlichkeit ergibt (Aufgaben- und Kompetenzgefüge). Im weiteren 
Sinn besteht die Anforderung an das Facility Management darin, die Betreiberver-
antwortung (BV) mit dem Einsatz von geeigneten Vorgehensmethoden und Hilfs-
instrumenten rechtssicher umzusetzen. Das gilt sowohl für interne als auch für  
externe Organisationen im Facility Management. Das Unternehmen hat gegenüber 
der Umwelt wie auch gegenüber den eigenen Mitarbeitern verschiedene Pflichten 
einzuhalten. Eine Übersicht dazu zeigt Abbildung 1.

Anmerkung: 

Bei allen männlichen  

Bezeichnungen, z.B. «Mitar-

beiter», gilt gleichbedeutend 

auch die weibliche Form.

Einleitung

Grundlagen des Modells

Instrumente und Hilfsmittel

Umsetzung und Praxisbeispiele

Glossar 
Abkürzungen und Begriffe



5

Umwelt und Gesellschaft
Gesetze, Normen und Richtlinien

Umweltschutz, Objekt- und Personenschutz 

Umwelt und Gesellschaft
Gesetze, Normen und Richtlinien

Umweltschutz, Objekt

Eigentümer
Gesetze: Eigentümerhaftung

Immobilienportfolio-Strategie
Gesetze

Immobilienportfolio

Internes/externes Facility Management
Gesetze, Normen, Richtlinien und Compliance

Aufbau-/Ablauforganisation, Leistungsstruktur: internes/externes Management

Facility Services (Führung)
Arbeitsinhalt, Prozesse und Organisation

Festlegung der Aufgaben und Kompetenzen
Interne / externe Mitarbeiter

Eidg. Berufsattest oder eidg. Fähigkeitszeugnis als Grundlage. Kompetenzen zur 
Ausübung der Tätigkeiten, laufende Schulung und Weiterbildung, anweisende 

Dokumente (SLA) usw.

1.2 Eigentum verpfl ichtet

Verantwortung und Haftung für einen angefallenen Schaden werden in der Schweiz 
im Schweizerischen Zivilgesetzbuch und Obligationenrecht geregelt und nehmen 
primär Bezug auf den Eigentümer eines Gebäudes oder eines anderen Werks . Der 
Eigentümer trägt eine sogenannte verschuldensunabhängige Kausalhaftung ohne 
Befreiungsmöglichkeit . Er haftet für Schäden sowie für die ungenügende Sicher-
heit, die das Werk infolge fehlerhafter Anlage, Herstellung oder mangelhaften 
Unterhalts nach sich zieht 1 . Dabei ist es nicht von Bedeutung, ob der Mangel vom 
Eigentümer oder von Drittpersonen verursacht wurde . Die Haftung gründet auf 
dem Umstand, dass das Werk mangelhaft ist und tritt auch dann ein, wenn der 
Eigentümer einen Sorgfaltsbeweis erbringt oder er nichts vom Mangel wusste .

Für das Facility Management (FM) gilt es, die Interessen des Eigentümers wahr-
zunehmen und gleichzeitig die eigenen Pfl ichten (Unternehmenspfl ichten und 
persönlichen Pfl ichten) einzuhalten (vgl . Abschnitt 2 .5 .1, Tabelle 3) . 

Organisationen und Personen, denen Pfl ichten übertragen wurden, übernehmen 
für ihre Aufgaben die Verantwortung und tragen die damit verbundenen wirt-
schaftlichen Konsequenzen . Diese werden in entsprechenden Vertragswerken ge-
regelt . Für den Fall, dass ein Schaden eintritt, ist im Vornhinein eine Meldepfl icht 
des Eigentümervertreters an die Eigentümerschaft zu vereinbaren . Die Leistungen 
zur Erfüllung der Pfl ichten können somit delegiert werden, die Arbeitsausführung 
muss jedoch durch den jeweiligen Auftraggeber angemessen kontrolliert werden .

1 OR Art. 58 E, Haftung des Werkeigentümers. 

Anmerkung: In Modell  «Eigenümerhaftung und Betreiberverantwortung» ist mit «Eigentümer» 

immer der Werkeigentümer gemäss OR gemeint .

Einleitung

Grundlagen des Modells

Instrumente und Hilfsmittel

Umsetzung und Praxisbeispiele

Glossar
Abkürzungen und Begriffe

Abbildung 1: 

Verantwortungsbereiche im 

Wirkungsfeld von Mensch, 

Organisation und Umwelt
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1.3	 Zielsetzung

Das vorliegende Dokument dient der Umsetzung des EiBeV-Modells in der eige-
nen Organisation und behandelt die wichtigsten Eckpfeiler für die Betreiberver-
antwortung (BV). Es wird nicht abschliessend auf alle betreiberrelevanten Themen 
eingegangen, sondern lediglich die Vorgehensweise aufgezeigt, wie das Modell 
angewendet wird und wie es für die eigene Organisation abgeleitet werden kann. 

Das Modell EiBeV soll mit einem strukturierten Vorgehen die Umsetzung ermög-
lichen. Es soll als Grundlage dienen, um vorhandene Geschäftsprozesse und 
Instrumente regelmässig zu überprüfen sowie kontinuierlich und risikobasiert 
zu verbessern. Letztlich sollen dadurch die bestmöglichen Bedingungen für die  
Sicherheit von Personen, Sachwerten und Umwelt geschaffen werden. Schliess-
lich bietet das Modell allen Beteiligten eine einheitliche Sprachregelung und stellt 
für alle Akteure eine Grundlage zur Umsetzung in der eigenen Organisation dar.

1.4	 Aufbau des Dokuments

Das Modell EiBeV setzt sich aus einem Hauptteil und weiterführenden Abschnitten 
zusammen. Nach der Einleitung (Abschnitt 1) werden im Hauptteil (Abschnitt 2) 
die Module des Modells beschrieben, welche die Grundlage für die Eigentümer-
haftung und Betreiberverantwortung bilden. In Abschnitt 3 werden Instrumente 
und Hilfsmittel vorgestellt und erläutert, die als Grundlage für individuelle An-
passungen in der eigenen Organisation benutzt werden können. Sie werden als 
Download-Dateien zur Verfügung gestellt (Links siehe Inhaltsverzeichnis). Mit den 
drei Praxisbeispielen in Abschnitt 4 ergibt sich ein ganzheitliches Bild, das dem 
besseren Verständnis der Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung dienen 
soll. 

Einleitung

Grundlagen des Modells

Instrumente und Hilfsmittel

Umsetzung und Praxisbeispiele

Glossar 
Abkürzungen und Begriffe
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2 Grundlagen des Modells
2.1 Übersicht und Grundlagen

Das Modell EiBeV ist ein auf dem Risikomanagement basierender Ansatz zur Si-
cherstellung der Betreiberverantwortung . Das Modell besteht aus fünf Modulen, 
welche die Umsetzung der Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung er-
möglichen . Aus der Perspektive eines Unternehmens, Eigentümers oder Auftrag-
gebers kann mit dem Modell EiBeV im Rahmen eines Self-Assessment oder durch 
ein externes Audit die Umsetzung der Betreiberverantwortung in der eigenen Or-
ganisation ausgearbeitet werden, und allfällige Lücken und Defi zite können auf-
gedeckt werden .

A Gesetze, Verordnungen, Normen, Richtlinien

B Steuerung

D Pflichten E DokumentationC Organisation

B1 Risikomanagement B2 Qualitätsmanagement

D1 Eigentümer-
pflichten

D2 Pflichten-
übertragung

E1 Anweisende 
Dokumente

E2 Nachweisende 
Dokumente

C1
Rollen

C3
Ablauforganisation

C2
Aufbau- und

Führungsorganisation

C4 
Leistungen

Das Modell nach Abbildung 2 geht davon aus, dass für die jeweilige Organisa-
tion die gesetzlichen Grundlagen, Verordnungen, Normen usw . in ihrer aktuellen 
Fassung vollumfänglich bekannt sind (Modul A) . Das Risikomanagement leistet 
einen unverzichtbaren Beitrag zur Existenzsicherung der eigenen Organisation . 
Es identifi ziert bestehende Risiken und defi niert Massnahmen zu deren Vermei-
dung, Minderung und Handhabung . Mit dem Qualitätsmanagement und einem 
etablierten kontinuierlichen Verbesserungsprozess wird die geforderte Qualität in 
der Leistungserbringung einer Organisation sichergestellt (Modul B) . Das Ziel der 
beiden Module A und B besteht also darin, die Gesamtheit der Anforderungen an 
die Organisation transparent zu machen, sie sicherzustellen und sämtliche Risi-
ken zu identifi zieren und zu minimieren .

Im Modul C wird mittels einer weiteren Erhebung die Ist-Situation innerhalb der 
Organisation im Hinblick auf die einzelnen Rollen in der Organisationsstruktur und 
entsprechend den spezifi schen Prozessen und Leistungen ermittelt .

Das Ziel des Moduls D besteht darin, den Grad sowie die Delegation der Pfl ich-
ten klar festzulegen . Mittels Identifi kation der Eigentümerpfl ichten, welche auf die 
eigene Organisation zutreffen, wird eine erste Bestandsaufnahme der Anforde-
rungen an den operativen Bereich durchgeführt . In einem weiteren Schritt erfolgt 
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die Definition der Unterlagen für die Pflichtenübertragung an die entsprechenden 
Aufgabenträger (Modul D). 

Das Modul E geht sämtlichen Fragen zur Dokumentation nach und hat den Zweck, 
fehlende Dokumente aufzuzeigen. 

Tabelle 1 zeigt wichtige Fragen, die sich eine Organisation stellen muss, um den 
Mindestgrad der Betreiberverantwortung zu erfüllen (siehe auch Praxisbeispiele). 
Die Fragen werden im Rahmen einer Überprüfung der Betreiberverantwortung 
beantwortet und schliesslich im Risiko-Cockpit abgebildet.

Tabelle 1: Grundsatzfragen zu EiBeV

A Gesetze, Verordnungen, Normen, Richtlinien

A Gesetze, Verordnungen, Normen,  
Richtlinien

Was ist für die eigene Organisation 
bzw. die jeweiligen Werke relevant?

B Steuerung

B 1 Risikomanagement Sind die Risiken bekannt und  
werden sie gemanagt?

B 2 Qualitätsmanagement (QM) Sind QM-Ziele definiert und den 
Beteiligten bekannt?

Wie ist der kontinuierliche  
Verbesserungsprozess (KVP) in  
der Organisation verankert? 

C Organisation

C 1 Rollen Wie sind die Rollen definiert und 
in der Organisation positioniert? 
Welche Aufgaben und Verantwort-
lichkeiten ergeben sich daraus?

C 2 Aufbau- und Führungs- 
organisation

Mit welcher Struktur sind die  
Leistungen zu erbringen?

C 3 Ablauforganisation Sind die Prozesse den Pflichten 
entsprechend definiert?

C 4 Leistungen Ist der Leistungsbeschrieb den 
Pflichten entsprechend erstellt? 

Einleitung

Grundlagen des Modells

Instrumente und Hilfsmittel

Umsetzung und Praxisbeispiele

Glossar 
Abkürzungen und Begriffe



9

D Pflichten

D 1 Eigentümerpflichten Sind die geforderten Rechte und 
Pflichten bekannt?

D 2 Pflichtenübertragung Wie sind die Übertragung und die 
Einhaltung der Pflichten sicherge-
stellt?

E Dokumentation

E 1 Anweisende Dokumente Liegen die Anweisungen vor und 
sind sie bekannt?

E 2 Nachweisende Dokumente Werden nachweisende Dokumente 
erstellt und sind sie verfügbar?
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2.2 Gesetze, Verordnungen, Normen, Richtlinien (Modul A)

Beschreibung

Als Grundlage für die Umsetzung der Betreiberverantwortung wird im Modul A die 
für das Unternehmen verbindliche Gesetzgebung analysiert . Dabei sind sämtliche 
Anforderungen aus Sicht des Facility Managements zu ermitteln und interne wie 
externe Einwirkungen auf das Geschäft zu berücksichtigen . Es sind die Fragen 
zu beantworten, wie man sich einen Überblick über die wichtigsten rechtlichen 
Anforderungen verschaffen kann, welche rechtlichen Anforderungen an die Orga-
nisation gelten und wie diese einzuhalten sind . 

Zu beachten sind dabei auch die Vorgaben aus der Konzessions- oder Baubewilli-
gung . Zur Betriebsbewilligung und damit zur Nutzungsfreigabe einer Liegenschaft 
können weitere Aufl agen gemacht werden, die zu berücksichtigen sind . Ausser-
dem bestehen interne Vorgaben (Compliance-Richtlinien) einer Organisation, die 
von den Beschäftigten neben der Gesetzgebung zusätzlich einzuhalten sind . 

Diese rechtlichen Vorgaben und deren Abhängigkeiten werden in Abbildung 3 mit 
der leicht adaptierten sogenannten «Gesetzespyramide» dargestellt .

An der Leistungsqualität 
ausgerichtete interne 
Anforderungen

Spezifische behördliche Vorgaben
Für das Kerngeschäft anfallende 
Richtlinien

Bundesverfassung
Gesetze
Verordnungen

Bundesverfassung
Gesetze
VerordnungenGesetzliche 

Vorgaben

Spezifische behördliche Vorgaben
Für das Kerngeschäft anfallende 
Richtlinien

Behördliche Verfügungen
Standes- und Branchennormen

An der Leistungsqualität 
ausgerichtete interne 
AnforderungenUnternehmensspezifische (interne) 

Vorgaben und Richtlinien

Umweltschutz- und 
Energiegesetz, 
Chemikaliengesetz und 
-verordnung usw.

Vorgaben und 
Konzessionen aus 
Bau- und 
Betriebsbewilligungen

Pflichtenhefte, 
Tätigkeitslisten, 
Bedienungs- und 
Wartungsanleitungen 
usw.

Grundlage Beispiel

Anforderungen

•	 Die Beteiligten in der FM-Organisation kennen die relevanten rechtlichen 
Regelungen und internen Vorgaben .

•	 Informationen – auch bezüglich Änderungen – über die relevanten rechtlichen 
Regelungen und internen Vorgaben werden geordnet und lückenlos an die 
Betroffenen weitergegeben und mit diesen besprochen .

•	 Die Umsetzung der relevanten rechtlichen Regelungen und internen Vorgaben 
wird sichergestellt und dokumentiert .
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Umsetzung

Um eine Übersicht über die zu erfüllenden Pflichten zu erhalten, ist es emp-
fehlenswert, eine auf der Gesetzgebung und den internen Vorgaben basierende 
Checkliste zu erstellen, die auf das Kerngeschäft zugeschnitten ist. Ebenso gilt für 
die Ermittlung der geltenden Gesetzgebung eine kontinuierliche Überprüfung der 
Unterlagen auf ihre Aktualität. Damit wird erfahrungsgemäss sichergestellt, dass 
die Gesetzgebung weiterhin für die Organisation zutrifft und somit eingehalten 
werden muss. Ebenso sind die internen Vorgaben regelmässig zu aktualisieren. In 
den internen Vorgaben sollen nur Themen geregelt werden, die nicht schon durch 
die geltende Gesetzgebung vorgegeben sind.

Idealerweise werden die Gesetze und Richtlinien in einer offenen Form für alle 
Beteiligten und Betroffenen zugänglich gemacht. Ein regelmässiger Newsletter 
über Gesetzesänderungen und veränderte interne Vorgaben vervollständigt die 
Informationen. Die laufende Aktualisierung ist integraler Bestandteil des Risiko- 
und Qualitätsmanagements sowie des kontinuierlichen Verbesserungsprozesses.

Hilfsmittel

Für den ersten Überblick über die einzuhaltenden Gesetze wird im Abschnitt 3.1 
die «Gesetzeslandkarte für die Betreiberverantwortung» vorgestellt. Die Vorlage 
kann anhand der aktualisierten Gesetzgebung um die wesentlichen Themen für 
das Unternehmen erweitert werden. 

Die aktuellen Informationen über in Kraft stehende und geplante Gesetze kön- 
nen aus dem Internet bezogen werden. Das Portal der Schweizer Regierung in-
formiert in diesem Kontext und ist unter der folgenden Webadresse zu finden:  
www.admin.ch.

Das Hauptaugenmerk liegt dabei auf den gebäudetechnischen Anlagen. Es ist da-
rauf zu achten, welche Herstellervorgaben für die Unternehmung relevant sind. 
Dies spielt insbesondere eine wichtige Rolle, da sich gesetzliche Vorgaben an  
ihnen orientieren und dadurch eine rechtliche Verbindlichkeit entsteht.
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2.3	 Steuerung (Modul B)
2.3.1	 B1 Risikomanagement 

Beschreibung

Die wahrzunehmende Betreiberverantwortung ist eine unternehmerische Pflicht, 
die nicht nur als Teilaufgabe zu verstehen ist. Sie ist auch integraler Bestand-
teil des Risikomanagements. Das Risikomanagement ist eine nicht delegierbare 
Führungsaufgabe, mit der im Rahmen der Tätigkeiten einer Organisation kritische 
Handlungsfelder laufend identifiziert, analysiert und bewertet werden 2. Insbeson-
dere ist eine verantwortungsvolle Risikokultur in Zusammenarbeit mit dem Ma-
nagement auf allen Managementebenen sicherzustellen. Es kann ein einheitliches 
und durchgängiges Risikomanagement bis auf die unterste Organisationseinheit 
mit klar vorgegebenen Prozessen sinnvoll sein. Es gilt, in jeder Organisationsein-
heit Risiken zu erkennen, zu reduzieren sowie unerwünschte Konsequenzen zu 
verhindern, damit letztlich das erwartete Ergebnis den gesetzten Zielen entspricht. 
Risiken können dabei als «möglicher Schaden» multipliziert mit der «Eintretens-
wahrscheinlichkeit» definiert werden. Es gilt also, den möglichen Schaden und/
oder die Wahrscheinlichkeit, dass es zu einem Schaden kommt, zu reduzieren.
Die generische Leitnorm ISO 31 000 beschreibt die Grundsätze und Richtlinien 
zur Anwendung eines Risikomanagements in Organisationen und Unternehmen. 
Hierbei werden Risiken explizit sowohl als Gefahren wie auch als Chancen für 
die Erreichung der strategischen Ziele einer Unternehmung betrachtet. Risiko-
management im Sinne der ISO 31 000 bedeutet somit, das Bewusstsein für die  
Risiken einer Unternehmung dahingehend zu schärfen, dass Gefahren beherrscht, 
gemindert oder in Kauf genommen und Chancen realisiert werden. Da es sich 
bei der ISO 31 000 um ein generisches Modell handelt, muss es im Rahmen der 
Umsetzung an die konkreten Bedürfnisse der jeweiligen Unternehmung adaptiert 
werden. So existieren auf nationaler Ebene weitere Anwendungsrichtlinien, wie 
z.B. im deutschsprachigem Raum die Serie ONR 49 000:2014 «Risikomanagement 
für Organisationen und Systeme».

Anforderungen

•	 Der Eigentümer wie auch die Unternehmensführung kennen sowohl die  
strategischen (ökonomische, soziale Stabilität) als auch die operativen  
(kurzfristig behebbare Störungen) Risiken in ihrer FM-Organisation.

•	 Ein Risikomanagement-System ist implementiert, evtl. über die gesamte  
Organisation.

•	 Die Risiken werden bewertet und entsprechend der Geschäftsstrategie  
gehandhabt.

Umsetzung

Die Serie ONR 49 000:2014 integriert die Norm ISO 31 000 und beschreibt, wie 
diese in der Praxis anzuwenden ist. Demnach ist das Risikomanagement als Quer-
schnittsfunktion in die Managementsysteme einer Unternehmung zu integrieren. 
Es werden der Risikomanagement-Prozess und das Risikomanagement-System 
näher beschrieben. 
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Der Risikomanagement-Prozess umfasst die Managementtätigkeiten, die darauf 
ausgerichtet sind, eine Organisation auf Risiken zu überprüfen (vgl . Abbildung 4) . 
Dieser Prozess der planmässigen und systematischen Analyse von Risikofeldern 
ist regelmässig durchzuführen . Das Risikomanagement-System schliesst sämt-
liche Tätigkeiten ein, die das Risikopotenzial minimieren . Es gilt die PDCA-Logik 
nach Deming 3, die u .a . das Grundprinzip des Qualitätsmanagements ist (vgl . 
Abschnitt 2 .3 .2) und im Rahmen des kontinuierlichen Verbesserungsprozesses 
abgewickelt wird . Die Logik beschreibt den Ablauf für ein fortwährendes Verbes-
serungsmanagement mit den vier sich wiederholenden Tätigkeiten «Plan – Do – 
Check - Act» (PDCA) . Für den Verbesserungsvorgang ist ein in Bezug auf die Be-
treiberverantwortung geeignetes Team einzusetzen . 

Plan  In der Planungsphase des PDCA-Kreises wird das Verbesserungs-
potenzial eines Prozesses erkannt, und es werden Massnahmen 
entwickelt . 

Do  Die entwickelten Massnahmen werden schrittweise eingeführt .

Check Die Massnahmen werden auf ihre Zielerreichung kontrolliert und 
bewertet . Bei erfolgreicher Umsetzung werden sie im gesamten 
Unternehmen implementiert . 

Act Aufgrund der Ergebnisse des Checks werden allfällige Massnahmen 
eingeleitet . 

Politik der Organisation
Auftrag und Verpflichtung
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Hilfsmittel

Das Risiko-Cockpit der Betreiberverantwortung ermittelt im Rahmen des 
Self-Assessment, welche Massnahmen im Geschäftsbereich bereits ergrif-
fen wurden und welche Vorkehrungen noch festzulegen sind . Es dient in erster 

Abbildung 4: 

Der Risikomanagement-

Prozess .

Quelle: ONR 49 001, 2014, 

S . 6 «Risikomanagement-

Prozess» 
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Linie der Kommunikation und der Strategieentwicklung im Risikomanagement 
mit Fokus auf die Betreiberverantwortung. Die dafür zur Verfügung gestellte  
Excel-Vorlage wird im Abschnitt 3.2 näher erläutert.

2.3.2	 B2 Qualitätsmanagement

Das Qualitätsmanagement (QM) stellt das grundlegende Element der Führungs-
aufgaben dar. Im Rahmen der Umsetzung der Betreiberverantwortung umfasst 
das QM im Modul B sämtliche Managementsysteme, die eine verlässliche Qualität 
von Produkten und Dienstleistungen einer Organisation anstreben. Darüber hin-
aus stellt es sicher, dass regelmässig überprüft wird, ob eine Weiterentwicklung 
der Qualität durch nachweisende Kontrollen möglich ist. Das erfordert ein perma-
nentes Hinterfragen der bestehenden Strukturen, Prozesse und Instrumente so-
wie eine periodische Überprüfung und eine laufende Beurteilung der angestrebten 
Zielgrössen.

Die Norm ISO 9001:2015 beschreibt die Grundsätze des QM ausführlich und bil-
det eine Grundlage für das Verständnis und die Anwendung des Qualitätsmanage-
ments. Sie beschreibt modellhaft sämtliche Anforderungen, die für den Aufbau 
eines Qualitätsmanagement-Systems (QMS) notwendig sind. Das QMS als In- 
strument wird zur Umsetzung der Unternehmensziele eingesetzt und schliesst die 
vier Grundelemente Ablaufplanung, Ablaufausführung, Erfolgskontrolle und Ver-
besserung ein (vgl. Risikomanagement-System in Abbildung 4).

Anforderungen

•	 Der Eigentümer und die Unternehmensführung kennen die Qualitäts- 
anforderungen in der FM-Organisation.

•	 Ein unternehmensbezogenes Qualitätsmanagement-System samt dem  
kontinuierlichen Verbesserungsprozess (KVP) ist implementiert.

•	 Ein periodisches Reporting mit den dazugehörenden Key Performance  
Indicators (KPI) ist implementiert.

Umsetzung

Analog der Norm ISO 9001:2015 besteht die Leitidee für das Qualitätsmanagement 
darin, bereits vorhandene Prozesse und Dokumente weiterzuentwickeln. Es sollen 
keine neuen Abläufe erfunden werden, vielmehr werden bestehende Durchgänge 
dokumentiert und verbessert. Mithilfe von Dokumenten, welche an die betriebli-
chen Abläufe angepasst sind, wird die Qualität erfasst und für bevorstehende Opti-
mierungszyklen dokumentiert. Der Nachweis stellt die Prozessplanung sicher und 
erreicht die gewünschte Effizienz in der Dokumentation. Es sind Qualitätsanforde-
rungen zu definieren, deren Erfüllung im Rahmen von Kontrollen zu bewerten und 
zu prüfen ist. 
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Mithilfe der Norm ISO 9001:2015 kann die dafür notwendige QM-Dokumentenver-
waltung aufgebaut werden. Die Norm beschreibt die Sicherstellung der richtigen 
und vollständigen Informationen im Rahmen der sogenannten Dokumentenlen-
kung. Es ist ein regelmässiges Reporting bezüglich Notwendigkeit und Vorhan-
densein wichtiger Dokumente durchzuführen. Hierbei ist ein Prozess festzulegen, 
welcher die interne Sicherstellung des Controllings beschreibt und die Dokumen-
tation behandelt. 

Der Kontinuierliche Verbesserungsprozess (KVP) ist das Grundprinzip des Quali-
tätsmanagements und ist eine innere Haltung aller Beteiligten einer Organisation 4. 
Der Verbesserungsprozess strebt die stetige Verbesserung eines Betriebsablaufs 
an und ist durch einen eigenen Prozess anhand kleiner Verbesserungsschritte 
laufend sicherzustellen und weiterzuentwickeln (Aufstellen konkreter Ziele, Um-
setzung, Zielkontrolle usw.). Das Ziel des KVP ist die Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit eines Unternehmens. Voraussetzungen für den Erfolg des KVP sind die 
Ableitung von Massnahmen aus den Ergebnissen der Zustandsanalysen sowie die 
Freigabe zur Umsetzung der Lösungsvarianten. Dies immer mit direktem Bezug 
auf den Kundennutzen. Ein periodisches Reporting mit den dazugehörenden Key 
Performance Indicators (KPI) ist sinnvollerweise aufzubauen. 

Hilfsmittel

Die Ergebnisse der Qualitätskontrollen, welche sich in einem festgelegten Bereich 
bewegen müssen, sind regelmässig durch Audits zu prüfen, deren Resultate wie-
derum in der Organisation kommuniziert werden. Eine von vielen Möglichkeiten ist 
die Verwendung einer Balanced Scorecard. Sie wird in einer eigenverantwortlichen 
Qualitätssicherung einer Organisation eingesetzt. Als Arbeitsinstrument verhilft 
sie der Organisation – ausgehend von Vision und Strategie – zur optimalen Vertei-
lung von finanziellen und personellen Ressourcen. Der systematische Einbezug 
der Kundensicht und die konsequente Ausrichtung der Organisation auf Prozesse 
bilden neben der Balanced Scorecard die ergänzenden Elemente zur Unterneh-
mensbetrachtung.

4 ISO 9001:2015
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2.4 Organisation (Modul C)

Im Folgenden wird die organisatorische Umsetzung in Bezug auf Rollen, Aufbau, 
Ablauf sowie Leistungen näher beschrieben . Je nach strategischer Ausrichtung 
des Immobilienmanagements sollen als erster Schritt das Eigentumsverhältnis 
der Immobilien sowie das Anlageportfolio ermittelt werden (vgl . Abbildung 5) .

 Eigentümer

Eigentumsart REIM CREM PREM Private REM

Ziel

Zweck

Optimierung
von Rendite, Risiko 
und Liquidität

Finanzielle
Optimierung

Finanzielle
Optimierung

Interne 
Nutzenoptimierung

Investition Wettbewerbsfähigkeit
Kerngeschäft

Produktionsfaktor für
Leistungserstellung Selbstnutzung

Für die Beurteilung der Handlungsoptionen betreffend Betreiberverantwortung 
erfolgt zunächst die Einordnung des eigenen Immobilienportfolios in die vier 
Hauptbereiche des Real Estate Managements . Das Real Estate Investment Ma-
nagement (REIM) beschäftigt sich mit dem Management von Immobilieninves-
ti-tionen . Das Kerngeschäft solcher Unternehmen ist die Errichtung oder der 
Erwerb von Bauwerken und ist dementsprechend kapitalintensiv und Cashfl ow-
abhängig . Im Vergleich zu Immobiliengesellschaften zieht das Corporate Real 
Estate Management (CREM) betriebsnotwendige und nicht betriebsnotwendige 
Immobilien in Betracht . Es orientiert sich am wirtschaftlichen Erfolg des Unter-
nehmens und hat die langfristige Minimierung der Immobilienkosten zum Ziel . 
Das Public Real Estate Management (PREM) oder das Immobilienmanagement 
der öffentlichen Hand richtet seine Strategie auf den öffentlichen Auftrag aus . 
Die Erstellung von Dienstleistungen (z .B . Schulen, Sportanlagen) steht hier im 
Spannungsfeld der fi nanziellen Mittel . Für das Private Real Estate Management 
(Private REM) stehen die Selbstnutzung und die eigene Nutzungsoptimierung im 
Vordergrund (Wohnbaugenossenschaften mit gemischt genutzten Immobilien, 
Wohnüberbauungen, Ein- und Mehrfamilienhäuser) .

2.4.1 C1 Rollen

Beschreibung

In diesem Abschnitt werden die am Betrieb beteiligten Akteure in der Bewirtschaf-
tung identifi ziert und ihre Beziehungen innerhalb des Gebäudebetriebs geregelt . 
Mithilfe eines generalisierten Rollenmodells können die einzelnen Profi le erstellt 
werden und dienen somit als Grundlage für die Zuordnung der jeweiligen Aufga-
ben, Kompetenzen und Verantwortungsfelder . 

Das Rollenmodell in Abbildung 6 nach dem Prozess-/Leistungsmodell im FM
(ProLeMo) zeigt beispielhaft die Organisation einer Immobiliengesellschaft
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(Real Estate Investment Management) . Dabei nimmt die Immobiliengesellschaft 
als Eigentümerin eine Vertretung in Dienst, welche mit der Verwaltung der Lie-
genschaft beauftragt wird . Die Eigentümervertretung  beauftragt wiederum das 
Facility Management (FM), welches die operativen Tätigkeiten im FM plant, steuert 
und kontrolliert . 

PAE  

Eigentümer

Eigentümer- 
Vertreter

Eigentümerhaftung

Betreiberverantwortung
Facility Management

Intern 
Facility Services

Abteilungs-
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übergreifende 

Facility Services

Extern
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Facility Services
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Anforderungen

•	 Die Rollen sind in der Organisation verankert (Eigentümer, FM-Organisation, 
FM-Provider, Nutzer) .

•	 Die FM-Organisation ist in Bezug auf den örtlichen Umfang der Betreiber-
verantwortung defi niert .

•	 Die Beziehungen zwischen den verschiedenen Rollen sind geregelt .

Umsetzung

Die Rollendefi nition ist so zu gestalten, dass Aufgabe, Kompetenz und Verantwor-
tung ein in sich geschlossenes Ganzes bilden (vgl . Tabelle 2) . Denn die Übernahme 
der Verantwortung gestaltet sich schwer, wenn eine Aufgabe ohne die hierfür er-
forderliche Kompetenz gestellt wird . 

Hilfsmittel

Die eigenen Rollen in der Organisation können nach ProLeMo aufgenommen und 
entsprechend angepasst werden . Es ist sicherzustellen, dass die Schnittstellen-
matrix zwischen Eigentümer, Betreiber und Nutzer vorhanden ist . 

Abbildung 6:

Rollenübersicht in 

Anlehnung an ProLeMo
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Tabelle 2: Rollendefinition und Zuordnung der Verantwortlichkeiten

Bezeichnung Definition Verantwortung Kompetenzen

Eigentümer Der Eigentümer besitzt die rechtliche 
Sachherrschaft und umfassende Gewalt 
über seine Vermögensgegenstände 
innerhalb der gesetzlichen Grenzen.  
Er bestimmt die Strategie der Nutzung, 
des Betriebs und der Erhaltung seiner 
Sache. 

Neben dem Entscheidungsspielraum 
bestehen auch Pflichten, für die der 
Eigentümer verantwortlich und bei  
Verstössen haftbar ist. 

–	 Überprüfung Immo-
bilienstrategie

–	 Betriebswirtschaft-
liche Ziele

–	 Werterhaltung der 
Immobilien

–	 Einhaltung von  
Vorgaben

–	 Controlling

–	 Führungspflicht des 
Eigentümervertreters 
oder Betreibers

–	 Genehmigung  
Jahresplanung

–	 Genehmigung  
Leitbild und Ziele

–	 Genehmigung  
Budget

Eigentümer-
vertreter

Die Eigentümervertretung übernimmt 
Teile des strategischen Immobilien-
managements (Leitbild, Ziele, Pflichten 
usw.) und handelt im Sinne der Eigen- 
tümerschaft und ihrer Interessen.  
Gemäss der Meldepflicht wird der 
Informationsfluss durchgehend an die 
Eigentümerschaft sichergestellt.

(Vgl. IFMA-Glossar) 

–	 Verbindliche Hand-
lungsentscheide für 
die Funktionseinheit

–	 Wahrung der Eigen-
tümerinteressen

–	 Budgetplanung

–	 Führung des Risiko-
Cockpits

–	 Entwicklung eines 
Versicherungs- 
konzepts

–	 Klärung der unter-
nehmerischen und 
versicherbaren  
Risiken

–	 Entscheidungs- 
kompetenz und  
Weisungsbefug-
nis im operativen 
Bereich

–	 Budgetverant- 
wortung

–	 Projektgenehmi-
gung

Portfolio- 
management

Das Portfoliomanagement definiert und 
überprüft die Immobilienstrategie des 
Eigentümers oder seines Vertreters. 
Ihm obliegt die Bewirtschaftung des 
Portfolios als Kapitalanlage.

–	 Optimale Bewirt-
schaftung des Port-
folios als Betriebs- 
oder Kapitalanlage

–	 In Abgrenzung  
zu Eigentümer-
vertreter (schnitt-
stellenbereinigt)
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Bezeichnung Definition Verantwortung Kompetenzen

Facility  
Management

Integration von Prozessen innerhalb 
einer Organisation zur Erbringung  
und Entwicklung der vereinbarten  
Leistungen, welche zur Unterstützung 
und Verbesserung der Effektivität der 
Hauptaktivitäten der Organisation die-
nen. 

 

–	 Sicherstellung des 
rechtskonformen 
Betriebs

–	 Reportingpflicht  
gegenüber Eigen- 
tümer, Eigentümer-
vertreter oder Port-
foliomanagement 
bzw. Auftraggeber

–	 Leistungsverein-
barung

–	 Weisungsbefugnis 
im operativen  
Bereich

Betreiber Der Betreiber betreibt die Liegenschaft. 
Er ist Dienstleister für Eigentümer und 
Nutzer. Er kann weitere Services für den 
Nutzer (oder evtl. für den Eigentümer) 
erbringen.

•	 Störungsbeseitigung und Instand-
haltung zur Aufrechterhaltung der 
Funktionsfähigkeit 

•	 Wahrnehmung der Verkehrs- 
sicherung 

•	 Sicherstellung von Hygienemass-
nahmen 

•	 Führung der gesetzlich vorgeschrie-
benen Dokumentation.

–	 Gewährleistung der 
Sicherheit gegenüber 
Mietern/Nutzern und 
Mitarbeitern

–	 Prüfpflicht

–	 Sorgfaltspflicht

–	 Dokumentations-  
und Aufbewahrungs-
pflicht 

–	 Mitarbeiterschulung
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Bezeichnung Definition Verantwortung Kompetenzen

FM- 
Leistungs- 
erbringer 

FM-Leistungserbringer bezeichnet eine 
Organisation bzw. Organisationseinheit, 
die Facility Services für ihre Kunden er-
bringt. Um die Leistungen zur Verfügung 
stellen zu können, werden Verträge mit 
den auf die Kunden zugeschnittenen 
Bedingungen abgeschlossen. 

Anmerkung: Ein FM-Leistungserbringer 
kann eine interne oder externe Organi-
sation sein.

–	 Erreichung der  
Leistungsziele

–	 Leistungserbringung 
(Vollendungsprinzip)

–	 Sicherstellung  
Personenschutz

–	 Durchführungs-
kompetenz

Nutzer Der Nutzer (Leistungsempfänger) über-
nimmt die nutzungsfähigen Flächen und 
ihre gebäudetechnischen und betriebli-
chen Anlagen zur Durchführung seines 
Kerngeschäfts und bezieht Leistungen 
des Betreibers. Er nutzt das Grundan-
gebot und bestellt bzw. bezieht aufgrund 
seiner definierten Bedürfnisse zusätz-
liche Leistungen. Er kann Leistungen 
auch direkt beauftragen, sofern es 
vertraglich vereinbart wurde.

Bei den Mietobjekten sind die Pflichten 
des jeweiligen Mietvertrags zu berück-
sichtigen.

–	 Konformes Verhalten 
gemäss Nutzungs- 
oder Mietvertrag

2.4.2	 C2 Aufbauorganisation

Beschreibung

Für die Betreiberverantwortung mit klar definierten Aufgaben und Zielen ist eine angemessene Organisa-
tionsstruktur festzulegen. Die Aufbauorganisation bildet mit ihrer hierarchischen Ordnung ein Aufgaben- 
und Kompetenzgefüge im Rahmen der betrieblichen Leistungsprozesse. Der gesamte Ablauf gestaltet sich 
nach definierten Regelungen, welche die Zielerreichung in einer Organisation anstreben. Für die Einhaltung 
der Regelungen benötigt die Aufbauorganisation eine eindeutig festgelegte Zuordnung und Abgrenzung der 
Aufgaben. Dabei ist bei der Erfassung von Zuständigkeiten auf die Vereinbarkeit von Aufgaben, Kompetenzen 
und Verantwortung zu achten und zu dokumentieren. 

Anforderungen

•	 Aufgaben, Kompetenzen sowie Verantwortlichkeiten sind geregelt.

•	 Hierzu notwendige Dokumente (z.B. Stellenbeschreibungen und/oder Funktionsdiagramme)  
sind aktuell und allen Beteiligten zugänglich.
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Umsetzung

Aus Sicht der Betreiberverantwortung ist eine klare Strategie aus den Unterneh-
menszielen abzuleiten, die entsprechenden Stellen zu bilden und in Aufgabenbe-
reiche zu gliedern. Es ist zu berücksichtigen, dass Stellen je nach Aufgabenglie-
derung zusammengefasst werden. Um geeignete Personen in den verschiedenen 
Aufgabenbereichen einzusetzen und die Kommunikationswege zu vereinfachen, 
sind die Personalressourcen entsprechend zu planen.
 
Weiter sind wissensorientierte Mitarbeiterschulungen zu planen und regelmäs-
sig durchzuführen. Bei den geforderten Kompetenzen ist ein Ausgleich zwischen 
Fach-, Methoden-, Sozial- und Selbstkompetenzen zu finden. Die Kompetenzen 
wiederum sind praxisbezogen auf konkrete Arbeitssituationen auszurichten (z.B. 
Simulation konkreter Vorfälle, die zu einem Schaden führen können, und deren 
Handhabung). Rekrutierungs- und Schulungskonzepte sind vorzulegen und auf 
ihre Aktualität und Praxistauglichkeit hin regelmässig zu überprüfen.

Hilfsmittel

Das Organigramm macht in übersichtlicher Form die wesentlichen Informationen 
einer Organisation deutlich. Es zeigt die strukturelle Dimension und gibt einen 
Überblick über das Beziehungsgefüge. Mithilfe von abgestimmten Stellenbe-
schreibungen werden die zu erfüllenden Aufgaben den entsprechenden Stellen 
zugeordnet und mit dem geeigneten Personal besetzt. Die Funktions- und Stellen-
beschreibungen sind periodisch bezüglich der Stelleninhaber zu überprüfen und 
allenfalls zu korrigieren bzw. weiterzuentwickeln. Rekrutierung und Einarbeitung 
neuer Mitarbeiter haben sich an den Stellenbeschreibungen zu orientieren. An-
hand eines Funktionsdiagramms soll zudem aufgezeigt werden, welche Ansprech-
partner in welcher Form (Ausführung, Beratung, Mitwirkung, Entscheidung) in die 
Prozesse eingebunden sind und zusammenwirken. 

2.4.3	 C3 Ablauforganisation

Beschreibung

Während sich der Fokus in der Aufbauorganisation auf die organisatorischen  
Einheiten richtet, bezweckt die Ablauforganisation die sinnvolle Festlegung von 
Geschäftsabläufen in diesen Einheiten. Die Verkettung von Prozessen und die  
darin behandelten Themen wie Sachmittel oder Personal sollen fortwährend die 
Reduktion der betrieblichen Komplexität durch eine durchdachte Aufgabenver-
teilung anstreben. Als ergänzende Dimension tritt die Prozessoptimierung in den 
Vordergrund, deren Ziel die kontinuierliche Verbesserung von Organisation und 
Ablauf ist. 

Damit sichergestellt werden kann, dass die Pflichten wahrgenommen und die 
Vorgaben eingehalten werden, sind die Prozesse zu dokumentieren. Auf dieser 
Grundlage ist der Nachweis nach aussen gewährleistet. Datenerhebung und  
Berichterstattung liegen in der Verantwortung des Prozesseigners. 
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Anforderungen

•	 Die Prozesslandkarte mit den Ebenen Strategie, Steuerung und operativ ist  
definiert.

•	 Die Prozesse sind durchgängig vorhanden, dokumentiert und geschult.

•	 Unterstützende Hilfsmittel zur Ausführung von Prozessen stehen zur  
Verfügung.

Umsetzung

Zur Übersicht der Zusammenhänge der Geschäftsprozesse sowie ihrer Bezie-
hungen untereinander kann eine Prozesslandkarte erarbeitet werden. Damit wird 
Transparenz über jene Prozesse, welche mit abteilungs- und unternehmens-
übergreifenden Folgeprozessen gekoppelt sind, geschaffen. Für die Struktur der 
Prozesslandkarte sind die Trennung der wertschöpfenden Kernprozesse von den 
Management- und Supportprozessen sowie die Abgrenzung der Schnittstellen zu 
ausgegliederten Prozessen zu erarbeiten.

Ein klar definierter Prozessbeschrieb der Betriebsabläufe samt den erforderlichen 
Hilfsmitteln dient der eindeutigen Zuordnung der Zuständigkeit von Prozessaufga-
ben zu den beauftragten Stellen. Im Hinblick auf die Betreiberverantwortung ist 
zu überprüfen, ob die Prozesse so definiert sind, dass die jeweiligen Pflichten im 
Rahmen der Ablauforganisation wahrgenommen werden können.

Eine standardmässig festgelegte Abfolge der Tätigkeiten verhilft zu einer verständ-
lich aufgebauten Prozessarchitektur, die eine einfache und einheitliche Durchfüh-
rung von Prozessen ermöglicht. Eine Dokumentation der Ablauforganisation mit 
den Verantwortlichkeiten sowie den erforderlichen Hinweisen zu Grundlagendo-
kumenten und Hilfsmitteln ermöglicht ihre Nachvollziehbarkeit. Mit durchgängig 
dokumentierten Prozessen und geschultem Personal können Aufgaben delegiert 
und die Prozessqualität kann beibehalten werden. Die Durchlaufzeit wird verbes-
sert und die Verantwortlichkeit eindeutig zugeordnet.

Hilfsmittel

Für eine bessere Beurteilung der Prozesse ist die Prozessanalyse ein sinnvoller 
Ansatz, um das Optimierungspotenzial bei den Aufgaben und bei der Organisation 
zu erkennen. Einerseits kann der kontinuierliche Verbesserungsprozess durch die 
Optimierung von bekannten Prozessen im Rahmen einer Ist-Analyse stattfinden. 
Andererseits können Optimierungen im Rahmen des Business Reengineering vor-
genommen werden. Das Business Reengineering wird als radikale Reorganisation 
der Prozesse verstanden, die mittels einer Erhebung der Prozessteile samt ihren 
Mängeln und Ursachen vorgenommen wird.
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2.4.4	 C4 Leistungen

Beschreibung

Die Qualität der unternehmerischen Leistungen ist essenziell für die Sicherstel-
lung des Personen- und Sachschutzes und spielt für die Umsetzung der Betrei-
berverantwortung nach den Unternehmenszielen eine bedeutende Rolle. Dabei 
steht die gesamte Wertschöpfung aller Prozesse im Vordergrund. Mithilfe von 
Standards und stringenten Abläufen führen die eingesetzten Managementmetho-
den zu einer optimalen Nutzung der Ressourcen. Definition und Beschreibung von 
betrieblichen Leistungen stellen sicher, dass die Leistungserstellung umfassend 
abgedeckt wird. 

Anforderungen

•	 Die Leistungsspektren für die verschiedenen Rollen sind definiert.

•	 Die Leistungsabgrenzung zwischen den Funktionen innerhalb einer  
Organisation ist geregelt.

•	 Es sind klare Leistungsbeschreibungen vorhanden.

Umsetzung

Die Leistungen sind nach dem strategischen Ansatz der Leistungsplanung durch-
zuführen. Eine eindeutige Strategie verhilft zu einer qualitativ hochstehenden 
Leistungserstellung, die allen Beschäftigten als Richtschnur dienen kann und es 
ihnen ermöglicht, nach den betrieblichen Vorgaben zu handeln. Eine Leistungs-
übersicht mit der Zuordnung von Verantwortlichkeiten und Mitwirkungen bietet 
die Möglichkeit, dass ein nachvollziehbares Leistungsspektrum deutlich wird.  
So kann überprüft und sichergestellt werden, dass notwendige Leistungen, z.B. 
für sicherheitsrelevante Aufgaben, wahrgenommen werden. 

Hilfsmittel

Die geforderte Qualität der Leistungserstellung wird z.B. im Rahmen der Service-
strategie definiert und mit Hilfsinstrumenten gesteuert und überprüft. Anhand 
der Beschreibung eines standardisierten Leistungsniveaus ist der beabsichtigte 
Leistungsgrad bereits umfassend abgedeckt und schafft eine Einheitlichkeit im 
Portfolio. 
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2.5 Pfl ichten (Modul D)
2.5.1 D1 Eigentümerpfl ichten

Beschreibung

Mit dem Besitz eines Grundstücks bzw . einer Liegenschaft kommen auf den 
Eigentümer rechtliche und unternehmensspezifi sche Anforderungen zu, an die 
entsprechende Pfl ichten geknüpft sind . Diese lassen sich zunächst in zwei un-
terschiedliche Gruppen aufteilen: Einerseits entstehen Pfl ichten aus dem Bau-
prozess oder beim Erwerb einer Liegenschaft, welche übernommen und an den 
Betrieb übergeben werden müssen . Andererseits ergeben sich Pfl ichten aus 
den konzerninternen und betrieblichen Vorgaben, welche nebst den rechtlichen 
Grundlagen und der Erfüllung der behördlichen Aufl agen zu berücksichtigen sind 
(vgl . Abbildung 7) . Die Informationen aus dem Bauprozess oder dem Erwerb einer 
Liegenschaft sind lückenlos an den Betrieb zu übergeben .

Pflichten aus dem Bauprozess Pflichten in der Bewirtschaftung

Konzerninterne und betriebliche 
Vorgaben

21 3 4 5 6

SIA 112
Modell Bauplanung

Checkliste 

Grundstück, Werke und InfrastrukturenProzess Bauplanung und Realisierung

Auflage Baubewilligung

Herstellervorgaben

Konzessions- und Betriebsbewilligung

Rechtliche Grundlagen

Konzerninterne und betriebliche Konzerninterne und betriebliche 

Rechtliche Grundlagen
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Nachfolgend eine kurze Übersicht der Dokumente, welche aus dem Bauprozess 
und der Eigentümerschaft entstehen und die zu erfüllenden Pflichten beinhalten.

Rechtliche Grundlagen aus dem  
Bauprozess

Phase 1 bis 5 nach SIA 112

•	 Objekt- und Anlagedokumentation sowie 
Behördenauflagen aus dem Bauprozess

•	 Abnahmeprotokolle, Bauwerksdokumen-
tation usw.

•	 Notwendige Betriebs- und Konzessions-
bewilligungen

•	 Einzuhaltende Herstellervorgaben

Rechtliche Grundlagen aus dem  
Betriebsprozess

Phase 6 nach SIA 112

•	 Konzerninterne und betriebliche  
Vorgaben

•	 Arbeitsrichtlinien, betriebliches  
Gesundheitsmanagement usw.

•	 Einzuhaltende Herstellervorgaben

Es sei an dieser Stelle erwähnt, dass eine abschliessende Aufzählung aller 
Pflichten und geforderten Massnahmen nicht in einem Dokument zu finden sind.  
Deutlich abzugrenzen sind die Organisations-, Selektions- und Aufsichtspflicht 
des Eigentümers bzw. Betreibers, die nicht übertragbar sind. Nachfolgend eine 
Übersicht über die wesentlichen Betreiberpflichten in der Bewirtschaftungsphase 
nach GEFMA 190:

Tabelle 3: Arten der Pflichten 

Arten der Eigentümerpflichten Beispiele

Unternehmenspflichten Pflichten gegenüber  
Arbeitnehmern

Pflichten gegenüber 
Dritten

Pflichten gegenüber  
Umwelt

Pflichten gegenüber  
Behörden

Arbeitsschutz, betrieb-
liches Gesundheitswesen

Verpflichtung zum Schutz 
jeglicher Rechte

z.B. Umweltschutz

 
Melde- und Auskunfts-
pflicht
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Persönliche Pflichten Organisationspflichten 

Führungspflichten 

Durchführungspflichten 

Spezielle Pflichten 

Prüfungspflichten 

Instandhaltung

Aufgaben der Unterneh-
mensleitung

Aufgaben von Führungs-
kräften

Aufgaben von Beschäftig-
ten

Aufgaben von Beauftrag-
ten

z.B. Prüfung von Brand-
meldeanlagen

Siehe Anlagenliste,  
Abb. 13, Seite 36

Nicht übertragbare  
Pflichten

Organisationspflicht

 
Selektionspflicht

 
 
Aufsichtspflicht

Verteilung der Zuständig-
keiten und Tätigkeiten

Auswahl von geeignetem 
und qualifiziertem Perso-
nal

Kontrolle der Mitarbei-
ter und ihrer erbrachten 
Arbeit

Anforderungen

•	 Dem Eigentümer wie auch der Unternehmensführung der FM-Organisation 
sind die gesetzlichen Vorgaben, Auflagen und allfälligen Risiken aus dem  
Bauprozess und dem Kauf einer Liegenschaft bekannt. 

•	 Die internen Konzern- oder Betriebsvorgaben sind in die Pflichtenübertragung 
eingeflossen.

Umsetzung

Um die Pflichten einzuhalten, bedarf es der Aufmerksamkeit aller Beteiligten.  
Daher ist es wichtig, dass der Zugang zu notwendigen Informationen von Werk- 
und Leistungsdaten so einfach wie möglich gestaltet wird. Die aus dem Baupro-
zess generierten Anforderungen sind über alle Phasen der Norm SIA 112 «Mo-
dell Bauplanung» sicherzustellen und zu dokumentieren. Auch bei einem Erwerb, 
beispielsweise durch einen Ankauf einer Liegenschaft, werden die Pflichten aus 
dem Bauprozess an die Eigentümerschaft übertragen. Diese sind zusätzlich zu 
den eigentümerspezifischen und konzerninternen Anforderungen zu erfüllen. Ein 
auf diese Anforderungen abgestimmtes Dokumentenmanagement mit der erfor-
derlichen Systemlösung bietet die entscheidende Voraussetzung zur Pflichtener-
füllung, Risikominderung und Prozessverbesserung.
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Hilfsmittel

Durch eine FM-gerechte Bauplanung und Realisierung kann die Sicherstel-
lung der Durchgängigkeit von Informationen, insbesondere der gesetzlichen 
Anforderungen, gewährleistet werden. Die aus den Phasen der Norm SIA 112 
entstandene Bauwerksdokumentation kann zudem mit den Nachweisen der  
erfüllten konzerninternen und betrieblichen Vorgaben ergänzt und an den Betrieb 
weitergegeben werden.

Neben den Pflichten aus dem Bauprozess sind auch die für die Eigentümer spe-
zifischen Pflichten, welche ausschliesslich in der Bewirtschaftungsphase anfal-
len, zu erfassen. Hierzu wird die im selben Abschnitt 3.3 erwähnte Checkliste 
als Hilfsmittel herangezogen, worin die rechtlichen und internen Kontroll- und 
Instandhaltungsintervalle der Werke zu finden sind. Darin sind unternehmensspe-
zifische Handlungsbereiche festgehalten und einem Verantwortlichen zugeordnet.  
Die Liste ist den unternehmensspezifischen Themen anzupassen.

2.5.2	 D2 Pflichtenübertragung

Beschreibung

Grundsätzlich können Pflichten auf verschiedene Weise und in unterschiedlichem 
Umfang an verschiedene Aufgabenträger delegiert werden. Teile der Betreiber-
verantwortung werden in der Regel mithilfe eines Vertrags (z.B. Dienstleistungs-
vertrag, Arbeitsvertrag) treuhänderisch an Dritte übergeben. Die Spanne reicht 
von der Übertragung einzelner Pflichten bis hin zur Übertragung von gesamten 
Pflichtpaketen. Es ist jedoch keine vollständige Abgabe der Betreiberverant-
wortung möglich, da weiterhin zumindest die Aufsichtspflicht verbleibt. Bei der  
Delegation ist darauf zu achten, dass Grauzonen von Verantwortlichkeiten anhand 
einer klaren Definition der Pflichten vermieden werden. Die Pflichtenübertragung 
orientiert sich jeweils am unternehmensspezifischen Rollenmodell (vgl. Abbil-
dung 6) auf verschiedenen Ebenen, angefangen von den Eigentümerpflichten bis 
hin zu den Pflichten des Nutzers. 

Dabei sind folgende Pflichten zu unterscheiden: 

•	 Pflichten als Eigentümer

•	 Pflichten als Eigentümervertreter

•	 Pflichten als Betreiber

•	 Pflichten als Nutzer

Weitere Pflichten in der Organisation (nicht übertragbar, vgl. Tabelle 3):

•	 Organisationspflicht (Verteilung der Zuständigkeiten und Tätigkeiten)

•	 Selektionspflicht (Auswahl von geeignetem und qualifiziertem Personal)

•	 Aufsichtspflicht (Kontrolle der Mitarbeiter und ihrer erbrachten Arbeit)
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Anforderungen

•	 Kontrollpfl icht des Eigentümers und Betreibers bleibt weiterhin bestehen
 und kann nicht übertragen werden .

•	 Bei interner Delegation: Pfl ichten und Aufgaben von internen Beschäftigten
 sind in der Funktions- und Stellenbeschreibung geregelt und defi niert .

•	 Bei externer Delegation: Pfl ichten und Aufgaben von externen Beschäftig-
 ten sind vertraglich geregelt und defi niert .

 
Umsetzung

Die vertragliche Pfl ichtenübertragung erfolgt auf den beschriebenen Ebenen:

•	 Delegation innerhalb der Organisation durch Funktions- und Stellen-
 beschreibung

•	 Delegation ausserhalb der Organisation durch vertragliche Vereinbarung

Eigentümer

Eigentümer- 
vertreter

Eigentümerhaftung

Betreiberverantwortung

Facility Management

Intern 
Facility Services

Abteilungs-
interne 

Facility Services

Abteilungs-
übergreifende 

Facility Services

Extern
Facility Services

Externe  
Facility Services
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PU E – Pfl ichtenübertragung an Eigentümervertreter

Bei der PU E werden die Pfl ichten an den Eigentümervertreter (falls nicht vorhan-
den direkt ans Facility Management) übertragen, welcher die Eigentümerschaft 
entlastet und als Genehmigungsinstanz die Eigentümerinteressen vertritt . Ein Teil 
der Pfl icht, gesetzliche Vorgaben zu erfüllen, kommt ihm ebenfalls zu . 

Grundlagen:

•	 Gesetzliche Grundlagen

•	 Aufl agen der Behörden aus Betriebs- und Baubewilligungen

•	 Eigentümerspezifi sche Betriebsvorgaben
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Abbildung 8: 

Gesamtansicht der 

Pfl ichtenübertragung vom 

Eigentümer bis zum Nutzer 
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PU FM – Pflichtenübertragung an internes und externes Facility Management

Da die Betreiberverantwortung bereits auf der Steuerungsebene beginnt, ist eine 
klar definierte Rollen- und Aufgabenverteilung besonders entscheidend. Die Ab-
grenzung zwischen den Aufgabenträgern ist so vorzunehmen, dass die strategi-
schen Ziele der Eigentümerschaft und die geforderten Pflichten bis in die letzte 
Instanz übertragen werden. Bei der PU FM werden die Pflichten im Rahmen der 
Servicevergabe an das interne oder externe Facility Management übertragen, das 
anhand der vorgegebenen Qualitätsmerkmale den Leistungsauftrag ausführt. 
Die klare Zuordnung der Aufgaben zu den Rollen ist auch dann zwingend, wenn 
die Steuerungsfunktion nicht gegeben ist. Diese Situation kann in Einzelfällen ein-
treten. So kann ein Eigentümer oder Eigentümervertreter direkt einen Hauswart 
einstellen. 

Grundlagen:

•	 Gesetzliche Grundlagen 

•	 Anweisende Dokumentation aus Vertrag und anlagenspezifischen Vorgaben

•	 Arbeitsverträge inkl. Pflichtenheft/SLA

PU N – Pflichtenübertragung an Nutzer

Unter Berücksichtigung der Schnittstellen zum Nutzer sind auch hier Pflichten  
zu beschreiben. Je nach Nutzung des physischen Umfelds (Mietfläche) ist der Nut-
zer im Rahmen seinen Kompetenzen in die Pflichterfüllung mit einzubinden. Die 
Schnittstelle wird in den entsprechenden Mietverträgen gemeinsam vereinbart. 
Bei der PU N werden die Pflichten, welche innerhalb der grundlegenden Vertrags-
bestimmungen gelten, im Rahmen der Übergabe des Mietobjekts an den Nutzer 
übertragen. 

Grundlagen:

•	 Gesetzliche Grundlagen

•	 Pflichten aus dem Mietvertrag oder Nutzungsvertrag 

•	 Vereinbarte Schnittstellen (Eigentümer/Mieter)

Hilfsmittel

Die Instrumente der Pflichtenübertragung sind auf ihre Aktualität und Vollstän-
digkeit zu überprüfen. Nachfolgend eine Übersicht der erforderlichen Dokumente. 
Ein Auszug aus einem Dienstleistungsvertrag mit beispielhaften Textbausteinen 
findet sich im Abschnitt 3.4.
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Tabelle 4: Hilfsmittel zur Pfl ichtenübertragung

Übertragungsschnittstelle Hilfsmittel

Pfl ichtenübertragung an Eigentümer-
vertreter

Dienstleistungsvertrag

Pfl ichtenübertragung an internes und 
externes Facility Management

Dienstleistungsvertrag 

oder Arbeitsvertrag bei interner Beauf-
tragung (Pfl ichtenübertragung PU FM)

Pfl ichtenübertragung an Nutzer Mietvertrag/Nutzervereinbarungen

Schnittstellenpapier aus dem Miet- 
oder Nutzungsvertrag

2.6 Dokumentation (Modul E)

Für die Dokumentation werden sowohl anweisende als auch nachweisende 
Dokumente benötigt, und zwar in der Planungs- und Realisierungsphase wie 
auch in der Bewirtschaftungsphase . Dabei sind Dokumente klar nach ihrer Art zu 
unterscheiden . Während die Projektdokumentation unterschiedliche Dokumente 
aus dem Projekt enthält und ein Teil davon in die Objektdokumentation einfl iesst, 
beinhaltet die Objektdokumentation nutzungsrelevante Dokumente, welche aus 
der Projektphase für das Gebäude relevant sind . Die im Datenzyklus bewirtschaf-
tete Dokumentation ist auf ihre Vollständigkeit, Nachvollziehbarkeit und Ver-
ständlichkeit zwecks Erfüllung der Dokumentations- und Aufbewahrungspfl icht 
zu überprüfen . Der Inhalt von betriebsrelevanten Informationen ist in schriftlicher 
Form aufzubereiten, zu verwalten und zu archivieren .

Projektdokumentation Objektdokumentation

Konzerninterne und betriebliche 
Vorgaben

Auflage Baubewilligung

HerstellervorgabenHerstellervorgaben

Konzessions- und Betriebsbewilligung

Auflage Baubewilligung

Rechtliche Grundlagen Rechtliche Grundlagen

Betriebsanweisungen
Gebrauchsanweisungen
Inspektions- und Wartungsanweisungen
Lagepläne
Flucht- und Rettungspläne
Brandschutzpläne
Brandschutzordnung
Konzepte
Sicherheitskonzept
Subkonzept

Objekt- und Anlagennachweise 
Architektur- und Bestandspläne
HLKSE- und Anlagepläne
Unterlagen für spätere Arbeiten
Nachweise gem. behördlichen Auflagen (z.B. 
Sicherheitsnachweis)
Inbetriebnahmeprotokolle
Abnahmeprotokolle
Übernahmeprotokolle

Organisation im Betrieb
Arbeits- und Verfahrensanweisungen
Stellenbeschreibungen
Aus- und Weiterbildungsnachweise
Bestellung von Betriebsbeauftragten

Reporting
gemäss SLA

Hausordnung

Turnusmässige Kontrollen
Integrale Tests
Wiederkehrende Prüfungen
Gefährdungsbeurteilungen
Revisionen
Eigenkontrolle
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Abbildung 9: 

Beispielhafte 

Dokumentationsarten .

Quelle: 

Halter Immobilien AG (2016): 

Betreiberverantwortung, 
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2.6.1	 E1 Anweisende Dokumente

Beschreibung

Die anweisenden Dokumente vermitteln die Vorgaben für die jeweiligen Tätigkei-
ten des Facility Managements (z.B. Arbeits- oder Verfahrensanweisungen, Inspek-
tions- und Wartungsanweisungen). Während des Baubewilligungsprozesses wer-
den bereits bei der Baufreigabe behördliche Auflagen für den Betrieb gemacht. 
Bei der Erstellung eines Bauwerks hat die Eigentümerschaft rechtzeitig für die 
darauffolgende Bewirtschaftungsphase rechtssichere Dokumente bereitzustellen. 
Der Eigentümer ist dafür verantwortlich, dass die rechtlichen Grundlagen sowie 
die konzerninternen Vorgaben und Auflagen jederzeit nachgewiesen werden kön-
nen (z.B. Hygieneanforderungen, Absturzsicherung usw.). Die Dokumente gelten 
als Grundlage zur Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung.

Gemäss den gesetzlichen Vorgaben sind auch die Aufbewahrungspflichten und 
-fristen einzuhalten sowie zu organisieren. Es liegt in der Verantwortung des  
jeweiligen Auftragnehmers, mindestens die gesetzlichen Anforderungen einzuhal-
ten.

Anforderungen

•	 Die Dokumentation ist vollständig und aussagekräftig. 

•	 Die Organisation verfügt über ein einheitliches Daten- und Dokumenten- 
management. 

Umsetzung

Damit die geforderten Dokumente in der Bewirtschaftungsphase weitergeführt 
werden können, ist ihre Übertragung aus der Realisierungsphase sicherzustellen. 
Denn die baulichen, technischen und organisatorischen Anforderungen wirken 
sich bis in die operativen Tätigkeiten in der Bewirtschaftungsphase aus. Unter-
lagen wie Bestandsdokumentation, Checklisten und Verträge von Dritten sind auf 
dem neusten Stand zu halten.

Tabelle 5: Hilfsmittel für anweisende Dokumente

Anforderungen an Verantwortliche Anweisende Dokumente

Anforderungen an Eigentümer- 
vertreter

Anforderungsprofil aus Sicht  
Eigentümer

Anforderungen an internes und  
externes FM

Anweisende Dokumente zur  
Auftragsausführung gemäss  
Vertragsvereinbarung

Anforderungen an Nutzer Pflichtendefinition aus dem Mietvertrag 
und vereinbarten Schnittstellen
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2.6.2	 E2 Nachweisende Dokumente

Beschreibung

Die Anforderungen an die nachweisende Dokumentation werden nach den bei-
den Phasen der Realisierung und Bewirtschaftung unterschieden. Bauliche und 
technische Vorgaben sowie Bau- und Betriebsbewilligungen aus dem Bauprozess 
sind in die Bewirtschaftungsphase zu übernehmen. Aus beiden Phasen ist die  
Dokumentation für die Bewirtschaftungsphase sicherzustellen und regelmässig 
zu aktualisieren.

Anforderungen

•	 Die Dokumentation ist vollständig und aussagekräftig.

•	 Die Organisation verfügt über ein einheitliches Daten- und Dokumenten- 
management.

•	 Es ist sicherzustellen, dass die Dokumente jederzeit dem Eigentümer in  
geeigneter Form zur Verfügung stehen.

Umsetzung

Zur Sicherstellung des Knowhow aus der Realisierungsphase soll die Dokumen-
tenübergabe frühzeitig in den Prozess eingebunden werden. Für die Überprüfung 
der Dokumentation der baulichen und technischen Beschaffenheit einer Liegen-
schaft bzw. eines Werks können im Rahmen eines Review die vorhandenen Do-
kumente überprüft bzw. fehlende ergänzt werden. Nach der Prüfung werden sie 
an den Betrieb übergeben. Zur Sicherstellung des Knowhow während der Bewirt-
schaftungsphase ist ein standardisiertes Berichtswesen zu den operativen Tätig-
keiten empfehlenswert.

Bei einer allfälligen Übertragung von Betreiberpflichten ist ebenfalls eine durch-
gängige und verbindliche Dokumentation zu erstellen. Ein besonderes Augenmerk 
ist auf die Einweisung der Beschäftigten zu richten. Die Schulungsnachweise sind 
eine der wichtigsten Massnahmen des Personen- und Sachwertschutzes und sind 
entsprechend zu dokumentieren.

Hilfsmittel

Als Hilfsmittel für die Erstellung der geforderten Dokumentation ist ein vollständi-
ges Berichtswesen der organisatorischen Tätigkeiten zu führen. Dadurch entsteht 
nicht nur eine nachvollziehbare und rechtssichere Dokumentation. Im Rahmen 
einer turnusmässigen Überprüfung dient es ausserdem als Grundlage für das in-
terne Controlling. Dabei sind sämtliche Themen der betrieblichen Tätigkeiten auf-
zugreifen, welche sich auf das Unternehmensumfeld sowie die Umwelt auswirken 
(z.B. Schadstoffe, Brandschutz, Tragfähigkeit usw.).
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3	 Instrumente und Hilfsmittel
Im Folgenden werden die im Abschnitt 2 erwähnten Instrumente und Hilfsmittel 
näher erläutert. Für eine vertiefte Ausarbeitung des Themas Betreiberverantwor-
tung können die Checklisten aus dem Dokument «Werkeigentümerhaftung und 
Betreiberverantwortung im Facility Management – Helvetisierung der Richtlinie 
GEFMA 190» des SVIT FM verwendet werden. 

3.1	 Modul A: Gesetzeslandkarte Betreiberverantwortung

Zur besseren Übersicht aller gesetzlichen Anforderungen kann eine Gesetzes-
landkarte für die betriebliche Organisation erstellt werden. Die Gesetzesland-
karte ist horizontal nach den betrieblichen Themen zu gliedern, beispielsweise 
Technik, Lebensmittel usw. Vertikal sind alle Ebenen nach der Gesetzespyramide 
aufzuschlüsseln, z.B. nationale Ebene, kantonale Ebene usw. Auch sind die unter-
schiedlichen Regelungen zu klassifizieren, welche z.B. neben Verordnungen und 
Richtlinien auch die unternehmerische Strategie aufzeigen können.

Es ist herauszufinden, welche rechtlichen Grundlagen für das Unternehmen  
gelten. Die Gesetzeslandkarte bietet eine Übersicht der gesetzlichen Vorgaben 
nach Themen gegliedert. 

Baurecht Mietrecht Arbeitsschutz und Anlagensicherheit UmweltrechtChemikalien /
Gefahrstoffrecht

SIA-, DIN-Normen, DVGW-Regelwerk, VDE-Normen, VDI-Richtlinien, OR, ZGB, etc.

EU-Recht
- Richtlinien
-Verordnungen

Nationale Ebene
- Bundesverfassung

Gemeindeebene
- Gemeindeverfassung

Technische Regeln
staatlicher
Ausschüsse

Sonstige Regeln der
Technik

Kantonale Ebene
- Kantonsverfassung

- Bundesgesetze

- Verordnungen

- Kantonale Gesetze

- Verordnungen

- Gemeindegesetz

- Verordnungen

Imm.schutz Wasser Boden Abfälle Umweltmgt.

RL 96/61EG:
IVU-Richtlinie (IPPC-Richtlinie)

EU-
Richtlinien:
- Emissionen
- Lösungsmittel
- Geräusche
- Rahmen-
richtlinie
Luftqualität

- Emissions-
handel

EU-
Richtlinien:
- Trinkwasser
- Grund-
wasser

- Wasser-
rahmen-
richtlinie

EU-
Richtlinien:
- Gefährliche

Abfälle
- Deponien
- Abfall-

rahmen-
richtlinie

EU-Verord-
nung.
761/2001/EG
Öko-Audit-
Verordnung
(EMAS)

Beschaffenheit Bestriebsvorschriften

RL 2001/95/EG:
Allg. Produktsicherheit

RL 89/391/EWG:
EU-Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz

EU-Einzelrichtlinien:
- Einfache Druckbehälter
- Aufzüge
- Niederspannungsrichtlinie
- Gasverbrauchseinrichtung
- Aerosolrichtlinie
- Maschinenrichtlinie
- Explosionsschutz
- ….

EU-Einzelrichtlinien:
- Arbeitsmittelbenutzungsrichtlinie
- Explosionsfähige Atmosphäre
- PSA-Benutzungsrichtlinie
- Bildschirmarbeitsrichtllinie
- Lastenhandhabungsrichtlinie
- Arbeitsstättenrichtlinie
-Biologische Arbeitsstättenrichtlinie
- Baustellensicherheitsrichtlinie

EU-Verordnung:
Altstoffverordnung

EU-Richtlinien:
- Stoffrichtlinien
- Zubereitungsrichtlinie
- Sicherheitsdatenblatt
- Beschränkungsrichtlinie

Bauprodukte
-gesetz
BauPG

Bauprodukte
-verordnung

BauPV

Energie-
gesetz
EnG

Energie-
verordnung

EnV

Baugesetz
BauG

Bau-
verordnung

BauV

Arbeits-
sicherheits
-gesetz:
Art. 110

822.11
Bundesgesetz über die
Arbeit in Industrie,
Gewerbe und Handel
(Arbeitsgesetz, ArG)

Verordnung
Arbeitsgesetz

Produkte-
haftpflicht
-gesetz
PrHG

930.11
Bundesgesetz über die
Produktesicherheit
(PrSG)

Verordnung
Produkt-
sicherheit
PrSV

Chemikalien-
gesetz
ChemG

Chemikalien-
verordnung
ChemV

Umweltschutz-
gesetz:
Immissionen

Umwelt-
schutzgesetz
: Abfälle

Umweltschutz-
gesetz: Boden-
belastung

Gesetzeslandkarte Betreiberverantwortung
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Ausschnitt aus der  

Gesetzeslandkarte. 

Quelle:  

Halter Immobilien AG (2016): 

Betreiberverantwortung, 

Zürich
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3.2	 Modul B: Risiko-Cockpit Betreiberverantwortung

Das Risiko-Cockpit gibt im Rahmen des Self-Assessment eine Übersicht der mög-
lichen Risiken in den Modulen A bis E mit den wesentlichen Anforderungen. Die 
festgelegten Anforderungen bezüglich der Ausführung der Module werden mit 
dem Erfüllungsgrad angegeben und jeweils für die Risikoeinschätzung gewich-
tet. Es ist anzumerken, dass das klassische Risikomanagement wie im Abschnitt 
2.3.1 «B1 Risikomanagement» beschrieben im Vergleich zum Risiko-Cockpit eine 
vertiefte Einsicht in Handlungsfelder ermöglicht. Das Risiko-Cockpit zeigt die 
zu tragenden Risiken auf, welche weiterverfolgt werden müssen. (Hinweis: Be-
treiberpflichten können nur erfüllt oder nicht erfüllt sein, vgl. Praxisbeispiele.)  
Folglich müssen auf der operativen Ebene die einzelnen Liegenschaften und de-
ren Organisation mit einer eigenen Beurteilung abgebildet werden. Idealerweise 
werden in regelmässigen Abständen Zustandsaufnahmen mit den entsprechen-
den Verantwortlichen vor Ort durchgeführt. Im Risiko-Cockpit sind die möglichen 
Risiken nach den Themen des Modells EiBeV strukturiert, die jedoch den eigenen  
Betriebsrisiken angepasst werden müssen.

Das Praxisbeispiel Genossenschaft Migros Zürich zeigt die Anwendung des Risiko-
Cockpits in einer Organisation nach zweijährigem Betrieb auf. Als Grundlage wurde 
das Modell EiBeV verwendet, und anhand der Fragen aus Tabelle 1 wurden einzel-
ne Interviews mit Verantwortlichen und eine Objektkontrolle vor Ort durchgeführt. 

 
 

Druckdatum: 02.10.2018

Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung
Risiko-Cockpit

Unternehmen Firma, Business Unit, etc.

Datum 26.05.2017

Ersteller Vorname Name
Kontakt Firma, Business Unit, etc.

+41 000 000 00 00
email@email.com

Erfüllungsgrad Total 0%

A Gesetze, Verordnungen, Normen, Richtlinien Bewertung / Erfüllungsgrad: 0%
A1 Gesetze, Verordnungen, Normen, Richtlinien 0%
A1.1 Die Beteiligten wissen, welche relevanten Gesetzesvorschriften bestehen. Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
A1.2 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
A1.3 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl

B Steuerung Bewertung / Erfüllungsgrad: 0%
B1 Risikomanagement 0%
B1.1 Die Risken sind bekannt und werden gemanaged. Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
B1.2 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
B1.3 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
B2 Qualitätsmanagement 0%
B2.1 QM-Ziele sind bekannt und der KVP in der Organisation verankert. Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
B2.2 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
B2.3 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl

C Organisation Bewertung / Erfüllungsgrad: 0%
C1 Rollen 0%
C1.1 Die Rollen in Bezug auf den Gebäudebetrieb sind eindeutig definiert. Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
C1.2 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
C1.3 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
C2 Aufbau- und Führungsorganisation 0%
C2.1 Die Struktur, mit der die Leistungen zu erbringen, ist geregelt. Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
C2.2 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
C2.3 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
C3 Ablauforganisation 0%
C3.1 Die Prozesse sind den Pflichten entsprechend definiert. Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
C3.2 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
C3.3 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
C4 Leistungen 0%
C4.1 Der Leistungsbeschrieb ist den Pflichten entsprechend erstellt (SLA). Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
C4.2 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
C4.3 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl

D Pflichten Bewertung / Erfüllungsgrad: 0%
D1 Eigentümerplichten 0%
D1.1 Die geforderten Rechte und Pflichten sind bekannt. Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
D1.2 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
D1.3 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
D2 Pflichtenübertragung 0%
D2.1 Die Übertragung und die Einhaltung der Pflichten sind sichergestellt. Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
D2.2 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
D2.3 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl

E Dokumentation Bewertung / Erfüllungsgrad: 0%
E1 Anweisende Dokumente 0%
E1.1 Die Anweisungen liegen vor und sind bekannt. Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
E1.2 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
E1.3 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
E2 Nachweisende Dokumente 0%
E2.1 Nachweisende Dokumente werden erstellt und sind verfügbar. Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
E2.2 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl
E2.3 Individuelle Fragestellung Bemerkungen zur Bewertung Auswahl

Kommentar Ort / Datum

Unterschrift

DISCLAIMER: Das IFMA Risiko Cockpit ist eine beispielhafte Vorlage zur Selbstbeurteilung, IFMA übernimmt keine Haftung für deren Anwendung und Ergebnisse.

A1
B1

B2

C1

C2

C3C4

D1

D2

E1

E2

IFMA Schweiz 180921_IFMA_EiBeV_Risiko_Cockpit_GzD / Cockpit 1 / 1
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Ausschnitt aus dem  

Risiko-Cockpit. 

Quelle:

Halter Immobilien AG (2016): 

Betreiberverantwortung, 

Zürich
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3.3	 Modul D: Pflichten 

Pflichten aus dem Bauprozess

Die während des Bauprozesses entstandenen allgemeinen Pflichten des Eigen-
tümers müssen für den eigenen Unternehmensbereich ermittelt werden. Die 
gesetzlichen Vorgaben schreiben den Eigentümern und Betreibern ausdrücklich 
vor, welche Pflichten sowohl zu erfüllen als auch zu dokumentieren sind. Um  
herauszufinden, welche Dokumente für die eigenen Geschäftstätigkeiten aus der 
Planungs- und Realisierungsphase rechtlich entscheidend sind, ist die untenste-
hende Checkliste heranzuziehen. Sie zeigt die Schnittstellen zwischen den er-
forderlichen Dokumenten und der Gesetzgebung und kann für die betrieblichen 
Tätigkeiten ergänzt werden. Mithilfe der Filterfunktion kann – abhängig von den 
gesetzlichen Grundlagen und der Tätigkeit – nach den erforderlichen Dokumenten 
gesucht werden. 

Die in der ersten Spalte der Abbildung 12 aufgeführten Dokumente entstammen 
dem Dokumenttypenkatalog der Koordinationskonferenz der Bau- und Liegen-
schaftsorgane der öffentlichen Bauherren (KBOB) und können individuell erwei-
tert werden. Die rechtlich geforderten Dokumente sind den Gesetzgebungen zu-
geordnet, die wiederum mit den betrieblichen Aktivitäten in Verbindung gebracht 
werden können. 

Seite 1 

Dokumentenüberführung aus der Phase der Baurealisierung in die Bewirtschaftungsphase
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Projektmananagement
Vorgehenskonzept x x
Fertigungsplan x
Betriebsorganisation
Betriebsführungshandbuch x x
Qualitätsmanagement
Risikoanalyse x x x x
QM-Plan/Kontrollplan x x x
Wartungscheckliste x
Termine
Terminplan x
Einsatzpläne
Reinigungseinsatzplan
Wartungsplan x

Organisatorisch

Pflichten als Eigentümer 

Die Pflichten, die für den Eigentümer während der Bewirtschaftungsphase  
anfallen, können in der nachfolgenden Checkliste erfasst werden. Hierbei liegt der 
Fokus auf den Tätigkeiten an den Gebäudeteilen und Anlagen sowie auf den orga-
nisatorischen Sicherheitsmassnahmen, welche turnusmässig überprüft werden 
müssen. 

Die Checkliste basiert auf der Anlagestruktur nach eBKP-H sowie auf der  
zugrunde liegenden Gesetzgebung und umfasst die rechtlich relevanten und die 
intern festgelegten Tätigkeiten samt Instandhaltungsintervallen, die sich auf die 
Gesetzespyramide stützen. Idealerweise werden die notwendigen Handlungsbe-

Abbildung 12:

Ausschnitt aus den  

erforderlichen Dokumenten 

aus dem Bauprozess.

Quelle: Mujic, Aida (2016):  

Dokumentenmanagement
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reiche mit den rechtlich geforderten Unterhaltstätigkeiten festgehalten und den 
Verantwortlichen zugeordnet. 

Eigentümer- und Betreiberpflichten  

Anlagen Nr. Beschreibung Pflichten
Hilfsmittel 
(Dokumente und 
Instrumente) 

Wer? Bemerkungen

D D D Technik Gebäude
D D1 Elektroanlage

D D1 D1.1 Apparat, Anlage Starkstrom GMZ-123410 NS Hauptschalter NS 01.U1 mit 
Messung EWZ & RWA Periodische Kontrolle NIV, Art. 32  / Art. 

36 alle 5 Jahre - 1xJ Gebäudekontrollheft Certum

D D1 D1.1 Apparat, Anlage Starkstrom GMZ-123410 NS Hauptschalter NS 01.U1 mit 
Messung EWZ & RWA Dokumentation der Prüfung NIV, Art. 37 - - Gebäudekontrollheft

D D1 D1.1 Apparat, Anlage Starkstrom GMZ-123410 NS Hauptschalter NS 01.U1 mit 
Messung EWZ & RWA

Prüfung der Isolationswerte / 
sonst dauernde Überwachung 
der Isolationswiderstände

NIV, Art. 10 - - Gebäudekontrollheft, 
Inspektionsformular

Betreiberverantwortung

Gesetzmässigkeit

Informationen zu erfassten 
AnlagenKostengruppe eBKP

Hersteller-
vorgaben

Konzern 
interne 

Vorgaben

3.4	 Modul D: Pflichtenübertragung 

Pflichtenübertragung an Eigentümervertreter (PU E) 

Die Delegation der Pflichten vom Eigentümer zum Eigentümervertreter soll so  
gestaltet werden, dass die Einhaltung der Pflichten langfristig und verantwor-
tungsbewusst seitens beider Parteien sichergestellt ist. Für die Pflichtenüber-
tragung an externe Partner wird ein Dienstleistungsvertrag abgeschlossen. Darin 
sind sämtliche geltenden Grundlagen festzuhalten, welche mit der Pflichtenüber-
tragung und -übernahme einhergehen. Für die interne Vergabe der Pflichten rei-
chen Funktions- und Stellenbeschreibungen aus. 

Hinweis: Die KBOB stellt Grundlagendokumente frei zugänglich zu Verfügung: 
www.kbob.admin.ch, Dokumente entlang des Beschaffungsablaufs und Muster-
verträge.

Pflichtenübertragung an internes und externes FM (PU FM)

Da die Komplexität in der FM-Organisation durch die verschiedenen Schnittstellen 
steigt, müssen die einzelnen Aufgaben und Prozesse den zuständigen Verantwort-
lichen klar definiert und zugeteilt werden. Hier ist die Zuordnung der Aufgaben zu  
jeder Delegationsstufe notwendig, um eine nachvollziehbare Abgrenzung darstel-
len zu können. 

Im Rahmen der Vergabe eines gesamten Prozesses an eine externe FM-Organi-
sation sind die operativen FM-Tätigkeiten durch einen Dienstleistungsvertrag und 
ein abgestimmtes SLA abzudecken. Im Vergleich dazu sind für eine interne Verga-
be der Pflichten die im Arbeitsvertrag enthaltene Stellenbeschreibung sowie das 
mitgeltende Pflichtenheft ausreichend.
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Liste der Pflichten des 

Eigentümers.

Quelle: Genossenschaft 

Migros Zürich, Engineering 

& Services (2017): Betreiber-

verantwortung, Zürich
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Beispiel: Auszüge aus Dienstleistungsverträgen

Pflichten des Auftragnehmers

Personal

•	 Der Auftragnehmer (AN) verpflichtet sich, die Leistungen sowie deren  
Bedingungen mit qualifiziertem und integrem Personal auszuführen.  
In der Gestaltung seiner Organisation ist der AN frei.

•	 Es werden ausschliesslich Mitarbeiter eingesetzt, welche 
–– die notwendigen Qualifikationen für die Erbringung der vertraglich  

vereinbarten Leistungen haben
–– über die notwendigen Aufenthalts- und Arbeitsbewilligungen verfügen
–– keinen Eintrag im schweizerischen Strafregister bzw. in jenem ihres  

Heimatstaates und ein gutes Erscheinungsbild aufweisen.

•	 Der AN verpflichtet sich, die Personalqualifikationen und bei ausländischen 
Mitarbeitern die Arbeitsbewilligung auf Anfrage des Auftraggebers (AG) vor 
Arbeitsbeginn vorzulegen. 

•	 Sollte ein Mitarbeiter ersetzt werden ...

•	 Die operativen Mitarbeiter sind mit einheitlicher Arbeitskleidung, mit  
Namensschild und Firmenausweis (auf Wunsch mit Foto) auszustatten.

•	 Das Personal hat sich an die geltende Hausordnung zu halten.  

Normen und Richtlinien

•	 Der AN verpflichtet sich, bei der Arbeitsausführung alle anwendbaren  
Normen und Richtlinien zu beachten. 

•	 Massgebend sind sämtliche für die Wahrnehmung der Aufgaben relevanten 
Gesetze, Vorschriften … 

Sorgfaltspflicht

•	 Der AN verpflichtet sich zur getreuen und sorgfältigen Ausführung der ihm 
übertragenen Aufgaben unter Beachtung … 

Informationspflicht

•	 Der AN dokumentiert die erbrachten Dienstleistungen sorgfältig und  
erstattet dem AG auf seine Aufforderung hin Bericht über den Stand der 
Arbeiten. Der AN …
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Pflichten des Auftraggebers

•	 Der AN ist dafür verantwortlich, die Anlagen und Geräte gemäss den  
Angaben der Hersteller und den relevanten Normen und Richtlinien zu 
betreiben und zu betreuen.

•	 Der Auftraggeber (AG) ist bemüht, durch konformes Verhalten und seine  
Zusammenarbeit mit dem AN an der Erhaltung der Anlagen mitzuwirken.

Allgemeines

•	 Der Zugang zu allen Anlagendokumentationen und Historien für den AN 
wird durch den AG sichergestellt.

•	 Zur Durchführung seiner Leistungen sind dem AN die vorhandenen  
Einrichtungen, Versorgungsanschlüsse und Betriebsstoffe (z.B. Wasser, 
Strom usw.) kostenlos zur Verfügung zu stellen.

Sicherstellung des Zutritts

•	 Der AG stellt den Zutritt […] sicher.

•	 Der Raumzutritt erfolgt in Begleitung des Personals des AG.

•	 Ausserhalb der Öffnungszeiten muss vom AG ein Schlüsselträger  
aufgeboten werden.

Pflichtenübertragung an Nutzer (PU N)

Allgemeine Pflichten zur Nutzung und zum Verhalten auf den Mietflächen werden 
in den Mietverträgen mit dem Nutzer vereinbart. Besondere Vereinbarungen, wie 
das Mitwirken bei regelmässigen Unterhaltstätigkeiten, sind in den Vertrag ein-
zubinden. Die Pflichterfüllung beginnt wie in den üblichen Vertragskonditionen ab 
dem vereinbarten Vertragsbeginn.

Objekt:

Gebäudetechnik, Anschlusswerte, Schnittstellen
Stand: 22.11.2017

Gezeichnet von: Herr Muster

LEGENDE

WKN Kaltwasser Netzdruck
WKR Kaltwasser reduzierter Druck
BWW Brauchwarmwasser
WAS Schmutzabwasser
WRG Wärme-Rück-Gewinnung
AWN Ab-Wärme-Nutzung
NW Nachwärmer Lüftungsanlage
LK Luftkühler Lüftungsanlage

H-VL  Heizung Vorlauf K-VL Kälte-Vorlauf
H-RL  Heizung Rücklauf K-RL Kälte-Rücklauf
AUL  Aussenluft
FOL  Fortluft
ZUL  Zuluft
MSR  Messen-Steuern-Regeln
n-RWA  natürlicher Rauch-Wärme-Abzug
m-RWA  mechanischer Rauch-Wärme-Abzug
UV  Unterverteilung elektro
EVAK  Evakuations-Anlage
Zuko  Zutritskontrolle

VORHANDEN

GRUNDAUSBAU GRUNDAUSBAUMietfläche 

Gebäudeautomation Anlagen 

Mieterausbau

Zur Verfügung 
stellen Platz inkl. 
Bedienfläche für 
Gaskühler. 
Installationen 
vollständig zu Lasten 
GMZ.
Optische Auflagen 
zu Lasten 
Grundausbau

Steuerung / 
Regelung aller 
Mieterrelevanten
HLKS Anlagen des 
Grundausbau

Muster

Absicherung: ... A

Zuko
Zuko

... Amtslinien

gemäss Beschriftungs-
konzept des Vermieters

Fassaden

BMA

AUL FOL

Privatzähler

Grundversorgung: 30 W/m2 Verkaufsfläche über Luftheizapparate
Mediumstemperaturen 8/14°C

Grundversorgung: 10 W/m2 Verkaufsfläche über Luftheizapparate
Mediumstemperaturen 50/35°C

USV

BSK

Aussenhülle 
Peripherie

Türen/
Tore

Periph
erie

Türen/Tore
Mietfläche

BMA Anpassungen 
am Grundnetz

BMA  
Bedientableau
Mieterausbau

BMA 
Bedientableau

Allgemein

RWA natürlich oder 
mechanisch (gemäss 

Bauauflagen)

UKV
Rack

EVAK - 
Lautsprecher

Sprinkler

EVAK

TV-Anschluss

Telefon/LWL

RWA

WKR

WKN

EW-Zähler

Klima

Notbeleuchtung  
MF

Aussenreklame

Elektroverteilung
inkl. 
- Beleuchtung
- Leuchtreklame 
innen

Aussenreklame

Elektro

Notbeleuchtung

Privatzähler

Privatzähler

 

 
H-RL

K-RL

EXIT EXIT

Gewerbliche 
KälteAnlage

UV

NLP

WAS

Wertschutzanlage Kassenbüro Video-
Über-

wachung

Kosten für zusätzliche Leistungen (z.B. weitere Sprinklerebene, 
Einbauten etc.) und/oder Anpassarbeiten innerhalb Mietfläche.

Erstellung gemäss gesetzlichen Auflagen und  
Vorschriften für das Gesamtobjekt (übergeordnetes 
Brandschutzkonzept). Eine Sprinklerebene in der 

Mietfläche. 

Schaltschrank 
MSR-HLK

Messdaten-
erfassung

Alarm- und 
Störmeldeanlage

Verbraucher 
WT
Verbraucher 
WT-W

AWN je nach 
Machbarkeit

RK-Netz Nutzer

Verteilung
BSK

Lüftung

F

EC-
Motor

Heizung

Modbus

Abbildung 14: 

Auszug aus dem  

Schnittstellenpapier.

Quelle: Genossenschaft 

Migros Zürich, Engineering 

& Services (2017): Betreiber-

verantwortung, Zürich
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4 Umsetzung und Praxisbeispiele
Eine mögliche Herangehensweise zur Umsetzung des Modells EiBeV bzw . der 
Betreiberverantwortung sollen drei Praxisbeispiele aufzeigen . Dabei ist die Aus-
legung des Modells bei den einzelnen Organisationen unterschiedlich . Das erste 
Praxisbeispiel legt den Fokus auf die ersten fünf Phasen der Norm SIA 112 «Mo-
dell Bauplanung» . Die beiden anderen Praxisbeispiele werden aus dem Blickwin-
kel der Bewirtschaftungsphase beschrieben .

21 3 4 5 6
SIA 112 Modell Bauplanung

Phasen

Pr
ax

is
-

be
isp

ie
l

1

Immobilien-
portfolio

In der Planungs-/Bauphase bzw. bei 
Inbetriebnahme: Fokus auf relevante 
Dokumente

OrganisationAnlagenliste Dokumente
In der 
Bewirtschaftungsphase: 
BV-Check im Rahmen 
des Risikomanagements

2

BV-Check

In der 
Bewirtschaftungsphase: 
Organisationsüberblick 
mit Fokus auf 
Pflichtenübergabe

3

Überblick 
Organisation

Be
sc

hr
ei

bu
ng

Im Praxisbeispiel 1 wird auf ein Pfl egezentrum eingegangen, wobei die ersten 
Schritte für eine mögliche Umsetzung der Betreiberverantwortung beschrieben 
werden . Der Fokus liegt hierbei auf dem Zeitpunkt vor der Bewirtschaftungsphase 
und behandelt die Frage, wie und mit welchen Hilfsmitteln das Thema Betreiber-
verantwortung in einer privaten Organisation angegangen werden soll . Anhand der 
fünf Module des Modells EiBeV werden die wichtigen Themen durchleuchtet .

Beim Praxisbeispiel 2 der Genossenschaft Migros Zürich (GMZ) wird der Fokus 
auf das Risikomanagement in der Umsetzung des Modells EiBeV gerichtet . Für 
den ersten Überblick werden alle Module anhand allgemein gehaltener Fragen 
im Risiko-Cockpit auf den aktuellen Zustand überprüft und bewertet . Sobald die 
Ist-Situation erfasst ist, werden die aufgedeckten Lücken in der Organisation ver-
merkt und aufgelistet . Der Überblick dient für die Ausarbeitung der jeweiligen 
Lösungsansätze und zur Defi nition der notwendigen Massnahmen . Die daraus 
abgeleiteten Massnahmen lassen sich wiederum in die fünf Module des Modells 
EiBeV einordnen, die als einzelne Projektpakete und mithilfe der oben vorgestell-
ten Vorgehensmethode bearbeitet werden . 

Abbildung 15: 

Schwerpunkte der drei 

Praxisbeispiele
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Im Praxisbeispiel 3 des Immobilienamts des Kantons Zürich wird eine Analyse 
für die Ermittlung des Ist-Zustands gemäss den fünf Modulen aus dem Modell 
EiBeV durchgeführt. Einleitend werden zunächst Ausgangslage und Zielsetzung 
beschrieben. Im Hauptteil der Analyse werden die Module A bis E der Reihe nach 
durchleuchtet. Am Schluss der Analyse werden die Erkenntnisse dargelegt und 
Massnahmen zur Umsetzung beschrieben. 

Einleitung

Grundlagen des Modells

Instrumente und Hilfsmittel

Umsetzung und Praxisbeispiele

Glossar 
Abkürzungen und Begriffe



41

5	 Glossar: Abkürzungen und Begriffe
An dieser Stelle sei auf das Glossar der IFMA verwiesen. Dieses kann online  
kostenlos abgerufen werden.

Im Folgenden findet sich eine Übersicht von Abkürzungen und Begriffen, die im 
vorliegenden Dokument vorkommen, mit der jeweiligen Erklärung.

Abkürzung Erläuterung

AG Auftraggeber

AN Auftragnehmer

BV Betreiberverantwortung

CREM Corporate Real Estate Management

eBKP Elementbasierter Baukostenplan

EiBeV Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung

ISO International Organization for Standardization  

KBOB Koordinationskonferenz der Bau- und Liegenschaftsorgane 
der öffentlichen Bauherren

KPI Key Performance Indicator

KVP Kontinuierlicher Verbesserungsprozess

OR Obligationenrecht

PDCA Plan – Do – Check – Act

PREM Public Real Estate Management

QM Qualitätsmanagement

REM Real Estate Management

REIM Real Estate Investment Management

SLA Service Level Agreement

SVIT Schweizerischer Verband der Immobilienwirtschaft

ZGB Schweizerisches Zivilgesetzbuch
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Begriff Erläuterung

Ankauf Leistungen, welche im Zusammenhang mit dem Erwerb von 
Objekten im Rahmen eines Asset oder Share Deals zu erbrin-
gen sind, um einen Ankauf auf Basis definierter Investment-
kriterien erfolgreich zum Abschluss zu bringen.

Anlage (baulich) Mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten hergestellte 
Anlagen; eine Verbindung mit dem Boden besteht auch dann, 
wenn die Anlage durch eigene Schwere auf dem Boden ruht 
oder auf ortsfesten Bahnen begrenzt beweglich ist oder wenn 
die Anlage nach ihrem Verwendungszweck dazu bestimmt ist, 
überwiegend ortsfest benutzt zu werden. Bauliche Anlagen 
sind auch 1. Aufschüttungen und Abgrabungen, 2. Lagerplät-
ze, Abstellplätze und Ausstellungsplätze, 3. Sport- und Spiel-
flächen, 4. Campingplätze, Wochenendplätze und Zeltplätze,  
5. Freizeit- und Vergnügungsparks, 6. Stellplätze für Kraftfahr-
zeuge, 7. Gerüste, Hilfseinrichtungen zur statischen Sicherung 
von Bauzuständen.

Anlage  
(technisch)

Ein oder mehrere Objekte, die (a) auf der gleichen Parzelle 
oder auf angrenzenden Parzellen liegen und/oder (b) an eine 
gemeinsame, gleiche Erschliessung angeschlossen sind und/
oder (c) im Rahmen eines Gesamtüberbauungsplans realisiert 
wurden bzw. werden und/oder (d) in einem Ort liegen. 
Ansammlung von Objekten, die zu einem sinnvollen Ganzen 
zusammengeführt werden. Im Bereich der Immobilien ist eine 
Anlage eine sinnvolle Zusammenfassung von Grundstücken 
und Gebäuden.

Asset  
Management

Asset Management ist das verantwortliche strategische und 
operative Management sämtlicher rendite- und risikobeein-
flussenden Massnahmen auf Objekt-, Portfolio- und Gesell-
schaftsebene, bezogen auf den gesamten Lebenszyklus der 
Immobilie(n).

Audit Untersuchung von Prozessen auf die Erfüllung der Anforde-
rungsstandards.

Auftraggeber Organisationseinheit, die Facility Services im Rahmen einer 
Facility-Management-Vereinbarung beschafft. Anmerkung: 
Der Auftraggeber handelt auf strategischer Ebene und hat in 
allen Phasen seiner Beziehung zum Leistungserbringer eine 
generelle und/oder Schlüsselfunktion. Der Kunde spezifiziert 
die Facility Services.

Auswahl und  
Steuerung von 
Dienstleistungen

Leistungen im Zusammenhang mit der Auswahl, Beauftra-
gung, Steuerung und Kontrolle externer Dienstleister, deren 
komplementäre Leistungsangebote erforderlich sind, um ein 
ganzheitliches Management der Objekte sicherzustellen.

Einleitung

Grundlagen des Modells

Instrumente und Hilfsmittel

Umsetzung und Praxisbeispiele

Glossar 
Abkürzungen und Begriffe



43

Begriff Erläuterung

Balanced  
Scorecard

Die Balanced Scorecard ist eine Management-Methodik zur 
Kommunikation der Unternehmensstrategie und zu ihrer Um-
setzung in operative Ziele auf jeder Ebene der Unternehmens-
struktur sowie der Messung und Steuerung der Wirksamkeit 
der getroffenen Massnahmen zur Umsetzung der Strategie. 

Bauherr Das handelnde Organ des Auftraggebers ist im allgemeinen 
Sprachgebrauch der Bauherr. Er ist der Auftraggeber und Ent-
scheidungsträger eines Bauvorhabens. Er ist Gesuchsteller 
in den Bewilligungsverfahren. Er trägt die oberste Verantwor-
tung.

Bauteil Ein in sich abgeschlossener Teil einer baulichen Anlage.

Betreiben Das Betreiben umfasst die regelmässigen Leistungen zur or-
dentlichen, wirtschaftlichen und sicheren Nutzung von Anla-
gen (bedienen, stellen, überwachen, Störungsmanagement, 
Verbrauchsstoffe nachfüllen, prüfen, optimieren, Gewährleis-
tung verfolgen).

Betreiber Der Betreiber betreibt die Liegenschaft. Er ist Dienstleister  
für Eigentümer und Nutzer. Er kann weitere Services für den 
Nutzer (oder für den Eigentümer) erbringen.

Betrieb Technische Betreuung eines Bauwerks, insbesondere seiner 
technischen Anlagen.

Betriebs- 
sicherheit

Sicherheit gegen Gefährdung aus dem Betrieb eines Bauwerks 
und seiner technischen Anlagen.

Bewirtschafter Der Bewirtschafter setzt Strategien und Konzepte zur Opti-
mierung der Nutzungsressource Immobilie um. Er ist für die 
Koordination von Betrieb und Instandhaltung, Verwaltung und 
Dienste verantwortlich.

Bewirtschaftung 
(Bauwerk)

Gesamtheit der Tätigkeiten aus Verwaltung, Betrieb und Bau-
werkserhaltung.

Compliance Einhaltung von gesetzlichen Bestimmungen, regulatorischen 
Standards und Erfüllung weiterer vom Unternehmen selbst 
gesetzter Standards und Anforderungen.

Contracting Contracting ist eine besondere Form des Outsourcing. Man 
versteht darunter die vertraglichen Vereinbarungen zwischen 
Gebäudeeigentümer und einem Contractor, d.h. einem auf 
Energieeinkauf, Energieanlagen und dem Anlagenbetrieb 
spezialisierten Unternehmen. Im Vertrag verpflichtet sich der 
Contractor, die Investitionskosten zu übernehmen, die im Zu-
sammenhang mit der Herstellung, der Modernisierung, der 
Sanierung oder dem Austauschen der Energie- und/oder Was-
serversorgungsanlagen eines Gebäudes entstehen.
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Begriff Erläuterung

Corporate Real  
Estate Manage-
ment

Immobilienmanagement für den betrieblich genutzten Liegen-
schaftsbestand von Unternehmen.

Daten- und  
Dokumenten- 
management

Daten- und Dokumentenmanagement und Datensicherheit be- 
schreibt Leistungen, welche erforderlich sind, um eine sach-
gerechte und transparente Erfassung, Verfügbarkeit, Verarbei-
tung, Speicherung und Archivierung von relevanten personen- 
und objektbezogenen Daten und den sorgfältigen Umgang 
damit sowie ihren Schutz unter Beachtung der Anforderungen 
des Auftraggebers wie auch der gesetzlichen Vorschriften und 
sonstigen Bestimmungen zu gewährleisten.

Dienste Dienstleistungen, welche zur Unterstützung des Kernge-
schäfts oder der Immobiliennutzung vom Mieter nachgefragt 
werden. Dienstleistungen unterstehen nicht der Mietgesetz-
gebung. Sie werden entsprechend direkt verrechnet.

Dienstleister Der Dienstleister stellt dem Eigentümer oder Mieter/Nutzer 
seine Leistungen zur Verfügung. Dabei handelt es sich um be-
nutzerspezifische, nicht gebäudeabhängige Dienstleistungen.

Dokumenten- 
management

Koordination und Steuerung des Flusses (Speicherung, Abru-
fung, Verarbeitung, Drucken, Kopieren, Leiten und Verteilen) 
elektronischer und in Papierform vorliegender Dokumente auf 
sichere und effiziente Weise.

Eigentümer Der Eigentümer ist derjenige, der das Vollrecht an der Immo-
bilie besitzt. In vielen Fällen sind die Interessen identisch mit 
denjenigen des Investors. Die Eigentümerinteressen können 
auch durch einen Dritten bzw. einen Beauftragten wahrge-
nommen werden, z.B. durch einen Portfoliomanager.

Eigentümer- 
vertreter

Der Eigentümervertreter nimmt treuhänderisch die Interessen 
des Eigentümers bzw. Investors wahr. Ihm wird als Kontroll- 
und Genehmigungsinstanz die Verantwortung für die Sache 
übergeben. Er informiert den Eigentümer regelmässig über 
seine Tätigkeit.

Erhaltung Gesamtheit aller Tätigkeiten und Massnahmen zur Sicher-
stellung des Bestandes sowie der materiellen und kulturellen 
Werte eines Bauwerks. Die Massnahmen können werterhal-
tend oder wertvermehrend sein.

Facility Materieller Vermögensgegenstand, der eine Organisation  
unterstützt.
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Begriff Erläuterung

Facility  
Management

Integration von Prozessen innerhalb einer Organisation zur  
Erbringung und Entwicklung der vereinbarten Leistungen, 
welche zur Unterstützung und Verbesserung der Effektivität 
der Hauptaktivitäten der Organisation dienen.

Facility Service Dienstleistung zur Unterstützung der Hauptaktivitäten einer 
Organisation, die von einem internen oder externen Leistungs-
erbringer erbracht wird. Anmerkung: Facility Services sind 
Dienstleistungen, die in den Bereichen Fläche und Infrastruk-
tur sowie Mensch und Organisation erbracht werden.

FM-Leistungs- 
erbringer

Organisations(-einheit), die dem Auftraggeber Facility Services 
in einem zusammenhängenden Bereich nach den in der Fa-
cility-Management-Vereinbarung angegebenen Bedingungen 
zur Verfügung stellt bzw. erbringt. Anmerkung: Ein Facility-
Management-Leistungserbringer kann intern oder extern der 
Auftraggeberorganisation sein.

Funktions- 
kontrolle

Gezieltes Überprüfen des Funktionierens von technischen  
Anlagen und anderen Teilen eines Bauwerks.

Gesetz Im formellen Sinn wird unter dem Begriff Gesetz eine Rechts-
vorschrift verstanden, welche in einem förmlichen Gesetzge-
bungsverfahren von Gesetzgebungsorganen beschlossen ist. 
Im materiellen Sinn umfasst der Begriff neben Gesetzen im 
formellen Sinn auch Verordnungen, die das menschliche Ver-
halten regeln.

Immobilie/  
Liegenschaft

Fest mit dem Boden verbundene, unbewegliche Sache.

Instandhaltung Bewahrung der Gebrauchstauglichkeit durch einfache und  
regelmässige Massnahmen.

Investition Investitionen sind in Vermögenswerte (hier Immobilien) inves-
tiertes Kapital. Man versteht darunter v.a. den Einsatz finan-
zieller Mittel in das materielle Anlagevermögen. (Der Wertver-
zehr infolge Nutzung und Alterung verursacht Abschreibungen 
[= Kosten]. Das gebundene Kapital verursacht in der Regel  
Kapitalkosten.)

Investor Der Investor ist Geldgeber eines Bauvorhabens. Er genehmigt 
den Kredit für die Realisierung. Der Investor orientiert sich 
im Rahmen seiner ethischen Grundsätze in der Regel primär 
an einer guten Performance (Performance = Rendite + Wert-
steigerung). Als Investor treten auch nicht gewinnstrebende  
Stiftungen, Genossenschaften und andere gemischtwirtschaft-
liche Institutionen auf.
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Begriff Erläuterung

Kapitalkosten Unter Kapitalkosten versteht man jene Kosten, die für die  
Beschaffung und Überlassung von Fremd- und Eigenkapital 
anfallen. Kapitalkosten fallen beim Vermieter/Eigentümer und 
evtl. auch beim Mieter (für den Mieterausbau) an.

Kausalhaftung Verpflichtung zur Haftung, auch wenn kein eigenes Verschul-
den vorhanden ist.

Key Performance 
Indicator

Grösse, welche wesentliche Informationen zur Leistung der 
erbrachten Facility Services ausdrückt.

Konzessions- 
bewilligung

Erlaubnis zur Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit oder 
Nutzung, die grundsätzlich der Allgemeinheit vorbehalten ist.

Lebenszyklus Sich wiederholende Abfolge zeitlicher Abschnitte (Lebens- 
zyklusphasen) in der Entstehung, Nutzung und Verwertung von 
Facilities.

Leistungs- 
vereinbarung

Vereinbarung zwischen dem Auftraggeber bzw. Kunden und 
dem Leistungserbringer über die Leistung, deren Messung 
und die Bedingungen der Erbringung der Dienstleistungen. 
Anmerkung: Eine Facility-Management-Vereinbarung besteht 
aus allgemeinen Klauseln, die sich auf die gesamte Vereinba-
rung beziehen, und aus spezifischen Klauseln zu Leistungs-
vereinbarungen, die ausschliesslich auf einen Facility Service 
anwendbar sind. Eine Facility-Management-Vereinbarung ent-
hält mehrere Leistungsvereinbarungen.

Mangel Ein Mangel des Werk im Sinne von Norm SIA 118 ist nur eine 
Abweichung des Werk vom Vertrag (sei es ein «Mangel» oder 
eine «sonstige Abweichung vom Vertrag» gemäss Art. 368 OR). 
Der Mangel besteht entweder darin, dass das Werk eine zuge-
sicherte oder sonst wie vereinbarte Eigenschaft nicht aufweist, 
oder darin, dass ihm eine Eigenschaft fehlt, die der Bauherr 
auch ohne besondere Vereinbarung in guten Treuen erwarten 
durfte (z.B. Tauglichkeit des Werks für den vertraglich voraus-
gesetzten oder üblichen Gebrauch).

Mieter Der Mieter ist derjenige, der die Immobilie nutzt und dafür im 
Allgemeinen ein Entgelt zahlt.

Mieterausbau Der durch den Mieter erstellte und finanzierte mieterspezifi-
sche Teil des Gebäudes.

Mietvertrag Durch den Mietvertrag verpflichtet sich der Vermieter, dem 
Mieter eine Sache zum Gebrauch zu überlassen, und der Mie-
ter, dem Vermieter dafür einen Mietzins zu leisten.
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Begriff Erläuterung

Norm Normen haben keine verbindliche Rechtskraft wie Gesetze.  
Es besteht keine rechtliche Pflicht zur Anwendung und Ein-
haltung von Normen. Normen werden erst zwingend, wenn sie 
zwischen Vertragspartnern vorgeschrieben und zur Einhaltung 
vorgegeben werden.

Nutzer Person, die Facility Services empfängt. Anmerkung: Ein Nutzer 
könnte auch ein Besucher sein.

Nutzung Festgelegter Gebrauch (festgelegte Verwendung) eines Bau-
werks.

Portfolio- 
management

Der Immobilienbesitz eines Unternehmens bzw. einer Institu-
tion wird nach dem Begriff des Portfolios als variabel verstan-
den. Durch Kauf-/Verkaufsaktionen kann die Zusammenset-
zung eines Immobilienportfolios optimiert bzw. strategischen 
Erfordernissen angepasst werden.

Prozess Ein Prozess transformiert einen definierten Input in einen  
angestrebten Output. Er läuft i.d.R. gesteuert ab, besteht aus 
einer Kette von Tätigkeiten und ist standardisierbar. 

Prozessland- 
karte

Grafische Darstellung aller Unternehmensprozesse unter  
Berücksichtigung der gegenseitigen Wechselwirkung. Zudem 
sind hier die Prozessverantwortlichen definiert.

Public Real  
Estate Manage-
ment

Das Public Real Estate Management ist eine strategische Ge-
samtkonzeption des Immobilien-Portfoliomanagements der 
öffentlichen Hand, welche den Bestand nach wirtschaftlichen 
und politischen Zielen optimieren soll

Regel Die Erarbeitung von Regeln erfolgt durch ein temporär zusam-
mengestelltes Team oder Gremium. Ein Konsens ist zwischen 
den Beteiligten und interessierten Kreise nicht zwingend  
erforderlich.

Reporting Reporting stellt eine detaillierte schriftliche Aufbereitung, 
Analyse und Berichterstattung der wirtschaftlichen Situation 
bzw. der eingetretenen Entwicklung für einen mit dem Auf-
traggeber vereinbarten Betrachtungszeitraum dar (Report).
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Begriff Erläuterung

Richtlinie Mit dem Begriff wird in den deutschsprachigen Staaten eine 
Handlungs- oder Ausführungsvorschrift einer Institution oder 
Instanz bezeichnet, die jedoch kein förmliches Gesetz ist. Ob 
und für wen eine Richtlinie eine Bindungswirkung entfaltet, ist 
abhängig von der Befugnis und Anerkennung des Herausge-
bers der Richtlinie sowie von der Art und vom Umfang der für 
die jeweils betroffenen Adressaten geltenden Verbindlichkeit. 
Die Regelungswirkung einer Richtlinie kann somit nur im Ein-
zelfall beurteilt werden.

Der Begriff wird mehrdeutig verwendet. Es gibt einerseits 
technische Richtlinien, die von einer Organisation ausgegeben 
werden und einen Handlungsrahmen vorgeben. Andererseits 
werden rechtliche Richtlinien von einem dazu formell gesetz-
lich ermächtigten Gremium beschlossen. In beiden Fällen 
haben Richtlinien einen bestimmten Geltungsbereich, der je 
nach Anwendungsfall z.B. arbeitsrechtlich sanktionierbar sein 
kann oder nicht.

Risikomanage-
ment

Risikomanagement beinhaltet im weiteren Sinne alle Anstren-
gungen im Zusammenhang mit der Qualitätssicherung und 
dem Umgang mit Risiken. Risikomanagement behandelt Ri-
siken aktiv, indem mögliche Schäden und die Eintretenswahr-
scheinlichkeit von Schadensereignissen reduziert und vermie-
den werden (z.B. Risikobegrenzung, Risikominimierung).

Service Level  
Agreement

Siehe Leistungsvereinbarung.

Umweltschutz Alle Aktivitäten, Dienstleistungen und Mittel, die auf die Imple-
mentierung und Überwachung der Umweltrichtlinien für die 
Organisation sowie die Durchführung rechtlicher Verpflichtun-
gen und Verbesserungen in Bezug auf die Umwelt gerichtet 
sind.

Unterhalt Bewahren oder Wiederherstellen eines Bauwerks ohne  
wesentliche Änderung der Anforderungen (z.B. Minimierung 
von Ressourcen, Vermeidung und Minimierung von Emissio-
nen, Entsorgung und Recycling).

Verwaltung Aufwand für die (kaufmännische) Verwaltung eines Objekts. 
Dazu gehören auch Aufwände für Kauf, Verkauf, Bauherren-
aufgaben bei Bau, Umbau, Erneuerung, Aufwand für Vermark-
tung, Vermietung sowie für Portfolio Management.
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1 Einleitung
Das vorliegende Dokument behandelt die Grundsatzfragen zu EiBeV aus dem Leit-
faden bezüglich des Praxisbeispiels 1 . Im Beispiel Pfl egezentrum werden die The-
men ab Planungsbeginn einer Liegenschaft dargestellt (vgl . Abbildung 1) .

21 3 4 5 6
SIA 112 Modell Bauplanung
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1.1 Ausgangslage
Ein Pfl egezentrum, das sich bei der Pfl ege auf anthroposophische Grundsätze 
stützt, muss sich aufgrund steigenden Kostendrucks mit neuen Modellen für sein 
pfl egerisches Leistungsspektrum auseinandersetzen und die strategische Profi -
lierung am Markt stärken . 

Die Liegenschaft, welche für das Kerngeschäft genutzt wird, setzt sich aus ver-
schiedenen Nutzfl ächen zusammen . Die Patientenzimmer machen den grössten 
Flächenanteil aus . Die Organisationsstruktur des Pfl egezentrums zeigt das für 
das Kerngeschäft notwendige Pfl egepersonal, wobei das interne Knowhow aus-
schliesslich die Personenpfl ege abdeckt . Zur Unterstützung des Kerngeschäfts 
werden die immobilienbezogenen Dienstleistungen von spezialisierten externen 
Unternehmen eingekauft und erbracht . Die hohen und steigenden Kosten, welche 
aus diesen externen Dienstleistungen entstehen, sollen durch eine neue Strate-
gieauslegung reduziert werden . Die neue Make-or-Buy-Strategie legt den Fokus 
auf die Aufnahme eines internen Wäscheservices in die Organisation . Dadurch soll 
die geforderte Kostenreduktion unterstützt werden . Als Konsequenz daraus muss 
eine Erweiterung des Flächenbestands geplant werden . Um die benötigte Fläche 
zu schaffen, aber auch um im Pfl egebereich Platz zu schaffen, wurde ein leerste-
hendes Bettenhaus angekauft und saniert . Damit konnten knapp 400 m2 für den 
Ausbau der Wäscherei mit insgesamt drei Arbeitsplätzen gewonnen werden .

Abbildung 1: 

 Pfl egezentrum in der 

Planungs-/Bauphase bzw . 

in der Phase Inbetrieb-

nahme: Fokus auf relevante 

Dokumente
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Aufgrund der strategischen Vorgaben und als Konsequenz aus der Stellung der 
Immobilienbewirtschaftung innerhalb der Organisation soll die Organisations-
struktur des Pflegeheims um einen eigenen Immobilienbetrieb ergänzt werden.

Dadurch soll das Kerngeschäft entlastet werden. Jedoch erfordert die bestehende 
Situation eine klare Organisation der Immobilienbewirtschaftung und die Abgren-
zung zu den Aufgaben im Kerngeschäft. Die private Institution steht als Eigen-
tümerin in der Pflicht, sämtliche Themen rund um die Immobilie und die Orga-
nisation betreffend Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung rechtssicher 
abzudecken. Die Verantwortung für die Immobilie wird von den unterschiedlichen 
Bewirtschaftungsorganisationen mitgetragen. 

Das vorliegende Praxisbeispiel zeigt die ersten Schritte bei der Umsetzung der 
Betreiberverantwortung für eine privatrechtliche Institution auf. Der Fokus liegt 
zwischen der Planungs-/Realisierungsphase und der Bewirtschaftungsphase und 
behandelt die Dokumentation beim Erwerb bzw. bei der Abnahme der Flächen. 
Die Sicherstellung einer rechtssicheren Dokumentation wird in der nachfolgenden 
Analyse beschrieben. 

1.2	 Zielsetzung und Fragestellung

Das Pflegeinstitut als Eigentümerin und Betreiberin seiner Immobilie möchte die 
Betreiberverantwortung bereits ab der Planung des Ausbaus der neuen Flächen 
sicherstellen und die ersten Schritte sowie allfällige Massnahmen überprüfen.

1.3	 Grundlagen

Grundlage für die Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung sind die 
schweizerischen Gesetze auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene. Des Weite-
ren gibt es verschiedene Verordnungen, Normen, Richtlinien usw.

Die Überprüfung der Organisation erfolgt auf Basis der IFMA-Dokumentation 
«Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung» und des darin definierten  
Modellansatzes. 
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2	 Projektstart und Ist-Analyse
Nachfolgend wird die Umsetzung am Beispiel des Pflegezentrums gemäss den 
Modulen des Modells EiBeV beschrieben. 

2.1	 A Gesetze, Verordnungen, Normen, Richtlinien

Um die strategischen Überlegungen auf den Betriebsbereich Wäscheservice zu 
adaptieren und zugleich die Grundlagen für die Betreiberverantwortung zu ermit-
teln, werden zunächst die rechtlichen Rahmenbedingungen erfasst. Da sich das 
Kerngeschäft des Pflegezentrums nach anthroposophischen Grundsätzen richtet, 
werden Vision und Strategie als elementare Bestandteile bei der Ermittlung der 
relevanten Verordnungen angesehen. 

Erster Anhaltspunkt für die Ermittlung der Vorgaben ist eine Anlagenliste, die bei 
der Planung für den Wäscheservice erstellt wurde. Sie ermöglicht einen Über-
blick über den Anlagenbestand und ist für den Betreiber ein geeignetes erstes 
Hilfsmittel für die künftige Wartungsplanung. Mithilfe der Anlagenliste kann eine 
eigens auf den Wäscheservice ausgerichtete Gesetzeslandkarte erstellt werden. 
Darin werden die organisatorischen Bedingungen mit den anlagenbezogenen Vor-
gaben in Beziehung gesetzt und als Übersicht dargestellt. Zudem werden die be-
hördlichen Auflagen, welche den Ausbau des Wäscheservice-Bereichs betreffen, 
erfasst. Für den Betreiber ist es sinnvoll, sich auf der Webseite www.admin.ch zu 
registrieren, um die relevanten Gesetze im Blick zu behalten und bei allfälligen 
Gesetzesänderungen benachrichtigt zu werden. 

Neben den strategischen Überlegungen und eigenen Wertvorstellungen des Pfle-
gezentrums werden weitere Faktoren berücksichtigt, welche u.a. den nachhaltigen 
Umgang mit den Ressourcen betreffen oder die zentrumseigenen Qualitätsstan-
dards, die bereits in die Planung einfliessen und eine Vorgabe für den künftigen 
Wäschebetrieb bilden. Die Anforderungen an das behindertengerechte Bauen und 
Betreiben sowie weitere Bedingungen stehen allerdings zum Teil in Widerspruch 
zu den anthroposophischen Vorstellungen im Wäscheservice. So sollen beispiels-
weise die Bewohner des Pflegeheims in die Arbeitsabläufe der Wäscherei einbe-
zogen werden. Die Interessen des Pflegezentrums und die rechtlichen Vorgaben 
müssen daher aufeinander abgestimmt werden, um eine sichere und angenehme 
Arbeitsumgebung für Bewohner und Mitarbeiter zu schaffen, aber auch um die 
rechtlichen Anforderungen an die Wäscherei zu erfüllen. 
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2.2	 B Steuerung
2.2.1	 B1 Risikomanagement

Um ein mögliches Risiko betreffend Ausbau und Betrieb der Wäscherei zu erken-
nen, wird das im Pflegezentrum bestehende Beurteilungs- und Bewertungssys-
tem des Risikomanagements angewendet und angepasst. Durch das definierte 
Risikoprofil werden die verschiedenen Faktoren, welche auf die Wäscherei zutref-
fen, erfasst und strukturiert aufgelistet. Es ist zwischen strategischen Risiken und 
operativen Risiken  zu unterscheiden. Das hierfür geeignete Hilfsmittel ist das im 
Leitfaden beschriebene Risiko-Cockpit. Anhand der Hauptkategorien der Module 
im Modell EiBeV werden die behandelten Themen zur Wäscherei bestimmt.  Die 
gesetzten Ziele sind laufend zu überprüfen. Änderungsdatum: 

Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung
BV-Risiko-Cockpit

Datum 08.08.2018
Unternehmen Firma, Business Unit, etc.

Ersteller Vorname Name
Kontakt +41 000 000 00 00

email@email.com

Next Cockpit 08.08.2019

A Gesetze, Verordnungen, Normen, Richtlinien Bewertung
(A1) Kriterium 1

B Steuerung Bewertung
B1 Risikomanagement
B2 Qualitätsmanagement

C Organisation Bewertung
C1 Rollen
C2 Aufbau- und Führungsorganisation
C3 Ablauforganisation
C4 Leistungen

D Pflichten Bewertung
D1          Eigentümerpflichten
D2 Pflichtübertragung
E Dokumentation Bewertung
E1 Anweisende Dokumente
E2 Nachweisende Dokumente

Kommentar

Ort / Datum Unterschrift

(A1)	Kriterium	1
(A2)	Kriterium	2

(A3)	Kriterium	3

D1	Eigentümer…

D2	Pflichtübertragung
E1	Anweisende	Dokumente

E2	Nachweisende	DokumenteC1	Rollen
C2	Aufbau‐	und…

C3	Ablauforganisation

C4	Leistungen

B1	Risikomanagement
B2	Qualitätsmanagement

IFMA | Chapter Switzerland RisikoCockpit als Hilfsmittel_170906_IFMA EiBeV_BV Risikocockpit Seite 1 / 1

Bei den nicht tragbaren Risiken stellt sich die Frage, welche Risiken überhaupt 
versicherbar sind. Im Beispiel der Wäscherei werden die vorhandenen Risiken 
identifiziert und auf ihre Eintrittswahrscheinlichkeit und ihr Schadensausmass be-
wertet. Die Risiken aus dem Bereich der Bewirtschaftung sind ins Risiko-Cockpit 
aufzunehmen, da sich aktuell das Knowhow im Pflegezentrum ausschliesslich auf 
die Pflege konzentriert.

2.2.2	 B2 Qualitätsmanagement

Das bestehende Auditwesen, das sich nach den QM-Zielen und dem kontinu-
ierlichen Verbesserungsprozess im Pflegezentrum richtet, wird für die Über-
prüfung der Betreiberverantwortung erweitert. Die im Pflegebereich geltenden 
Qualitätskriterien werden somit auch auf den neuen Betriebsbereich Wäscherei 

Abbildung 2: 

Risiko-Cockpit als  

Hilfsmittel
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übertragen . Der kontinuierliche Verbesserungsprozess ist die Grundlage für das 
Qualitätsmanagement und wird ebenso für die Erhebung von Qualitätsabweichun-
gen für die Wäscherei verwendet . Es wird geprüft, ob der neue Betriebsbereich 
(Wäscherei) die Pfl ichten der Organisation erfüllt . Die Mitarbeiter werden durch 
die Audits geschult . 

2.3 C Organisation
2.3.1 C1 Rollen

Für die Zuordnung der Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortungsfelder zu den 
jeweiligen Akteuren wird in der untenstehenden Abbildung ein grober Überblick 
der Rollenverteilung im Pfl egezentrum vor der Reorganisation gezeigt . Das tech-
nische und infrastrukturelle Gebäudemanagement wird von externen Dienstleis-
tungsanbietern im Rahmen einer Facility-Management-Vereinbarung erbracht . 

Eigentümer
Pflegezentrum

Eigentümervertreter
keine

Eigentümerhaftung

Betreiberverantwortung

Facility Management
 extern

Extern
Facility Services
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e Intern 
Abteilung Hauswirtschaft

Waschküche

Lediglich die heimeigene Küche wird intern betrieben . Die Leistungen des kauf-
männischen Gebäudemanagements werden vom Auftraggeber wahrgenommen . 
Sie umfassen die Buchhaltung, Kostenplanung und Kostenkontrolle sowie das 
Vertragsmanagement und Controlling .

2.3.2 C2 Aufbauorganisation

Als Struktur für die Leistungserbringung wurde das Einliniensystem gewählt . 
Dieses schafft mit der klein gehaltenen Leitungsspanne und den kurzen Instan-

Abbildung 3: 

Bestehende Rollensituation
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zenwegen einen reibungslosen Informationsfluss. Das Kerngeschäft betreffende 
Aufgaben sind mit dafür festgelegten Stellen abgestimmt. Stellenbeschriebe und 
die darin ausgewiesenen Befugnisse konkretisieren die Funktionsrolle der Stel-
leninhaber. Die vorhandene Kategorisierung der Aufgaben schafft den Rahmen 
für die Ablauforganisation im Zentrum. Als Konsequenz der Ressourcenknapp-
heit erweitert sich der Aufgabenbereich des Pflegepersonals unter anderem auf 
die FM-Services. Dabei werden administrative, aber auch managementorientierte 
Aufgaben im FM-Bereich übernommen. Allerdings besteht das Knowhow in der 
Organisation lediglich in der Verpflegung und der Personenpflege und umfasst 
nicht die FM-Services. 

Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung ist Aufgabe der unterschiedli-
chen Abteilungen im Pflegezentrum. Die externen Leistungsersteller übernehmen 
neu auch für das infrastrukturelle und technische Facility Management Verant-
wortung (z.B. Sicherstellung der Anlagenfunktion).

 

Anwendung EiBeV-Modell  Private REM 

Entwurf Fallbeispiel  Seite 8 von 12 

In Bezug auf die Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung sind die unterschiedlichen 
Abteilungen im Pflegezentrum in der Verantwortung. Die externen Leistungsersteller werden im 
Rahmen des infrastrukturellen und technischen Bereichs in die Verantwortung hinzugezogen (z.B. 
Sicherstellung der Anlagenfunktion).  

 
Abbildung 4: Aufbauorganisation des Pflegezentrums 

 

 C3 Ablauforganisation 2.3.3
Die internen Prozesse sind entsprechend der Pflichten aufgebaut und definiert. Das Pflegezentrum 
hält diesbezüglich, basierend auf der Aufbauorganisation, in ihrem Prozessbeschrieb die 
routinemässigen Abläufe im Pflegebetrieb fest. Durch die Festlegung von standardisierten Prozessen 
bis zu einem bestimmten Grad werden in Anlehnung an das Prozess- und Leistungsmodell ProLeMo 
kurze Durchlaufzeiten und eine hohe Auslastung der verfügbaren Ressourcen verfolgt (vgl. Abbildung 
3). Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Pflegebereich kennen die Anforderungen an ihre zu 
erbringende Arbeitsleistung. Die Koordination der Arbeitsabläufe mit dem aufgabengerechten 
Personaleinsatz erfolgt durch die Personalführung und wird durch richtungsweisende Vorgaben an die 
Leistungsqualität definiert.  
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2.3.3	 C3 Ablauforganisation

Die internen Prozesse sind entsprechend den Pflichten aufgebaut und definiert. 
Das Pflegezentrum hält diesbezüglich, basierend auf der Aufbauorganisation, 
in seinem Prozessbeschrieb die routinemässigen Abläufe im Pflegebetrieb fest. 
Durch die Festlegung von bis zu einem bestimmten Grad standardisierten Prozes-
sen werden in Anlehnung an das Prozess- und Leistungsmodell ProLeMo kurze 
Durchlaufzeiten und eine hohe Auslastung der verfügbaren Ressourcen angestrebt 
(vgl. Abbildung 3). Die Mitarbeiter im Pflegebereich kennen die Anforderungen an 
ihre zu erbringende Arbeitsleistung. Die Koordination der Arbeitsabläufe mit dem 
aufgabengerechten Personaleinsatz erfolgt durch die Personalführung und wird 
durch Vorgaben an die Leistungsqualität definiert. 

Abbildung 4: 

Aufbauorganisation des  

Pflegezentrums
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2.3.4	 C4 Leistungen

Das Pflegezentrum hat die zu erfüllenden Pflichten im Leistungsbeschrieb des 
jeweiligen Verantwortungsbereichs festgehalten. Die internen Leistungen orien-
tieren sich an der übergeordneten Geschäftsstrategie des Pflegezentrums und 
sind im Aufgabenbeschrieb der internen Rollen spezifiziert. Diejenigen Leistun-
gen, welche sich im Bereich der Pflege befinden, bilden die Kernprozesse und 
werden mittels standardisierter Vorgaben gesteuert. Daran richten sich die 
Leistungen des Bereichs Hauswirtschaft aus. Die weiteren FM-Services, welche 
von externen Leistungserstellern ausgeführt werden, werden nach den verein-
barten Leistungsstandards erbracht. Allerdings ist eine Lücke in Bezug auf die 
interne Leistungsplanung und -kontrolle vorhanden, welche keiner Funktion  
explizit zugewiesen ist. Im Sinne der Eigentümerhaftung und Betreiberverant-
wortung werden gesetzlich vorgeschriebene Leistungen bezüglich technischer  
Wartung intern nicht ausgewiesen, sondern als gesamtes Leistungsspektrum an  
den externen Leistungsersteller übergeben. 

18

Abbildung 5-2: 

Prozessmodell für die Leistungserstellungs-

prozesse in der Bewirtschaftung 

von Immobilien und Infrastrukturanlagen.

Das Produkt ist defi niert als Leistungsspektrum eines oder mehrerer 
 Prozesse und ist auf die Leistungsbesteller (z. B. Mieter) und -empfänger 
(z. B. Nutzer) ausgerichtet. Mit einem Produktekatalog im Facility Manage-
ment können künftig die Leistungen aus Sicht des Kunden in einem ganzheit-
lichen Ansatz verankert werden.
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2.4	 D Pflichten

Das Pflegezentrum stellt seine Pflichterfüllung sicher, indem es seine Unterneh-
mens- und persönlichen Pflichten nach Themenbereich schriftlich dokumentiert 
oder an die dafür zuständige Stelle überträgt. Die Anforderungen sind im Rahmen 
von unterschiedlichen anweisenden Dokumenten klar definiert. Die nicht über-
tragbaren Pflichten, wie etwa die Aufsichtspflicht, werden im Rahmen des Risiko-
Cockpits behandelt und sichergestellt. 

Für die geplante Implementierung einer Wäscherei sind die organisatorische Re-
gelung sowie der erforderliche technische Unterhalt der Anlagen vorab festzu-
legen. Die Übergabe der entsprechenden Pflichten aus der Realisierungsphase 
soll im Rahmen der Bauwerksdokumentation sichergestellt werden. Um zunächst 
eine Übersicht dieser Pflichten zu erhalten, wird eine Checkliste herangezogen, 
die die erforderlichen Dokumente für die Wäscherei aufzeigt. Die Liste wurde un-
ter Berücksichtigung der gesetzlichen Anforderungen an die Dokumentation er-
stellt, d.h. es werden diejenigen Dokumente aufgeführt, die nach Gesetz, Verord-
nungen usw. ausdrücklich verlangt werden. Mithilfe der Filterfunktion können je 
nach Gesetzgebung die verlangten Dokumente eingeblendet und für die Ablage 
kontrolliert werden. Dadurch können bereits im Vorhinein die Pflichten zusam-
mengetragen und später zur Verfügung gestellt werden. 

Um auch Pflichten zu erfassen, welche ausschliesslich in der Bewirtschaftungs-
phase anfallen, soll die im Leitfaden unter Abschnitt 3.3 erwähnte Checkliste 
als Hilfsmittel verwendet werden. Darin finden sich die rechtlichen und internen 
Angaben zu Kontroll- und Instandhaltungsintervallen der Werke. Es sind unter-
nehmensspezifische Leistungen festgehalten und einer verantwortlichen Person 
zugeordnet. So kann vorab festgestellt werden, nach welchen Vorgaben sich z.B. 
der Unterhalt der Entkalkungsanlage richtet und wer diese Aufgabe künftig wahr-
zunehmen hat.
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Fertigungsplan x
Betriebsorganisation
Betriebsführungshandbuch x x
Qualitätsmanagement
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Termine
Terminplan x
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Reinigungseinsatzplan
Wartungsplan x

Organisatorisch

Abbildung 6: 

Erforderliche Dokumente 

aus der Realisierungsphase 

während der Bewirt- 

schaftung
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Zur Sicherstellung der Pflichteinhaltung und -übertragung sind die Pflichten im 
Pflegezentrum den verantwortlichen Rollen zugeordnet. Als Eigentümer richtet 
sich das Pflegezentrum nach den rechtlichen Grundlage und seinen Wertvorstel-
lungen sowie nach strategischen Überlegungen. Durch die regelmässigen Kon-
trollgänge nimmt es die Organisations-, Selektions- und Aufsichtspflicht für die 
bestehenden Geschäftsprozesse wahr.

Von den delegierbaren Pflichten wird einzig das Catering an das interne Facili-
ty Management übergeben. Die delegierbaren Pflichten sind in den Leistungs-
beschrieben sowie in den Funktions- und Stellenbeschrieben geregelt. Die Be-
triebsbereiche Reinigung, technischer Dienst und Wäscheservice werden extern 
vergeben. Die darin enthaltenen Leistungen sind vertraglich vereinbart. Für die 
geplante Inhouse-Lösung einer Wäscherei ist künftig ein ganzheitliches Konzept 
samt den darin notwendigen Prozessen zu erarbeiten und für eine erfolgreiche 
Betriebsführung wesentlich. Da der Einbezug der Bewohner in die Aufgaben we-
sentlich ist, übernehmen Mitarbeiter des Pflegezentrums die Leistungssteuerung 
und -kontrolle. 

2.5	 E Dokumentation

Das Pflegezentrum besitzt sämtliche anweisenden Unterlagen zur Aufgabener-
füllung, welche das Kerngeschäft betreffen. Sie enthalten ausführliche Angaben 
über die zu erbringende Arbeitsleistung, welche sich stark an die rechtlichen 
Bestimmungen halten. Wichtig für die Sicherstellung des Kerngeschäfts ist u.a. 
die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben, die den Lebensmittelstandard und die 
Hygiene behandeln. Dazu kommen Angaben, wie etwa Betriebsanweisungen von 
Anlagen und Maschinen, die zur alltäglichen Arbeitsausführung notwendig sind. 
Zur nachweisenden Dokumentation gehören sämtliche Protokolle, welche aus den 
Arbeitsabläufen in der Pflege entstehen. Zudem werden Pflichten nachgewiesen, 
die in der Küche anfallen. So ist nicht nur das Lebensmittelgesetz einzuhalten. 
Es werden auch Unterhaltsleistungen an den Küchengeräten und -anlagen fest-
gehalten. So dienen etwa Serviceverträge für spezielle Anforderungen bezüglich 
Reinigung von Küchenanlagen als dokumentierte Übergabe der Betreiberverant-
wortung an das externe Facility Management. Für die einfache Verwaltung der 
Dokumente besteht jedoch keine IT-gestützte Lösung im Pflegezentrum. Die an-

Eigentümer- und Betreiberpflichten  

Anlagen Nr. Beschreibung Baujahr Pflichten
Hilfsmittel 
(Dokumente und 
Instrumente) 

Wer? Bemerkungen

D Technik Gebäude
Elektroanlage

D1.1 Apparat, Anlage Starkstrom GMZ-123410 NS Hauptschalter NS 01.U1 mit 
Messung EWZ & RWA 2014 Periodische Kontrolle NIV, Art. 32  / Art. 36 alle 5 Jahre - 1xJ Gebäudekontrollheft Certum

D1.2 Installation Starkstrom GMZ-123411 Hauptverteilung  (HV) 01.01 Feld 1 - 13 2014 Periodische Kontrolle NIV, Art. 32  / Art. 36 alle 5 Jahre

D1.2 Installation Starkstrom - FI-Schutzschalter Funktionsprüfung mittel Prüftaste SN EN 61008-1: 
"Fehlerstrom-/ 

Verweis auf 
Hersteller 1xJ

D1.3 Leuchte GMZ-123434 Beleuchtung Parking 2014

                                                                                                      Betreiberverantwortung                 

Gesetzmässigkeit

Informationen zu erfassten AnlagenKostengruppe eBKP

Herstellervorgaben Konzern interne 
Vorgaben

Abbildung 7: 

Anlagenliste
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weisenden Dokumente werden in Papierform in Ordnern abgelegt und sind jedem 
Mitarbeiter zur Einsicht zugänglich. Die nachweisenden Dokumente, insbesonde-
re die medizinischen und hygienetechnischen Prüfprotokolle, werden im Büro des 
Personalwesens abgelegt. 

Die von der Wäscherei zu erfüllenden Anforderungen sollen nach den gleichen 
Gesichtspunkten umgesetzt werden. Es sind die rechtlichen Anforderungen für 
den Wäschebetrieb frühzeitig aus der Realisierungsphase einzuholen und zu do-
kumentieren. Zur vollständigen Nachvollziehbarkeit über einen reibungslosen und 
gesetzeskonformen Wäschebetrieb ist ein standardisiertes Berichtswesen einzu-
planen. 
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3	 Auswertung und Zusammenfassung
Das Modell EiBeV ermöglicht auch privaten Eigentümern kleinerer Liegenschaf-
ten eine wirksame und gleichzeitig unbürokratische und kostengünstige Umset-
zung einer ganzheitlichen Eigentümerverantwortung. Es unterstützt Eigentümer 
beim Erkennen wesentlicher Herausforderungen (rechtliche Grundlagen und Er-
kennen von Risiken im Betrieb), ermöglicht eine sinnvolle Steuerung (Risiko- und 
Qualitätsmanagement) und Organisation (Strukturierung und Definition wichti-
ger Rollen, Prozesse, Leistungen und Pflichten sowie Dokumentation). Die kur-
ze Untersuchung der Organisation anhand des Modells EiBeV verdeutlicht, dass 
der Sicherstellung der Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung bereits ab 
Planung der Flächenerweiterung eine hohe Bedeutung zukommt. Nahezu die ge-
samte Ausbauplanung wird mit den Instrumenten der fünf (EiBeV-)Module für die 
Sicherstellung der Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung in der Nut-
zungsphase gesteuert. 

Die Überprüfung zeigt, dass die rechtlichen Grundlagen im Pflegezentrum schon 
im Kerngeschäft der Personenpflege ein wichtiges Element bilden und sie folg-
lich für die Wäscherei ebenfalls berücksichtigt und ihre Einhaltung sichergestellt 
werden muss. Die Zusammenstellung der relevanten Gesetze bietet eine einfa-
che Übersicht über die geforderten Pflichten. Sie vereinfacht die Suche nach den 
rechtlichen Anforderungen für die Mitarbeiter, welche sowohl die Betreuung als 
auch den rechtskonformen Wäschebetrieb sicherstellen müssen.

Das bestehende Risikomanagement im Pflegezentrum ist durch seine einfache 
Strukturierung auch auf das Thema Eigentümerhaftung und Betreiberverantwor-
tung anwendbar. Das Risiko-Cockpit ist für die künftig erweiterte Immobilienbe-
wirtschaftung ein ideales Instrument, um sowohl eine Überprüfung vorzunehmen 
als auch der Eigentümerschaft einen überschaubaren Bericht zur ersten Situa-
tionseinschätzung zur Verfügung zu stellen. Viel wichtiger für das Pflegezentrum 
ist eine Beurteilung der nicht tragbaren Risiken des Wäscheservice. Hier ist eine 
externe Beratung für die Ermittlung der versicherbaren und nicht versicherbaren 
Risiken im Wäscheservice heranzuziehen. Anhand der internen Audits soll dieser 
Punkt im Rahmen des Qualitätsmanagements regelmässig überprüft werden. 

Zurzeit werden bereichsübergreifende Aufträge aus dem Facility Management an 
das Pflegepersonal erteilt, die von den Kernaufgaben des Personals abweichen. 
Eine Bündelung des kaufmännischen, infrastrukturellen und technischen Gebäu-
demanagements ist daher anzustreben, um die Kernprozesse in der Personen-
pflege zu stärken. Die interne Immobilienbewirtschaftung soll mit dem Bereich 
Hauswirtschaft ergänzt und die Betreiberverantwortung mit einer neu definierten 
Stellen- und Funktionsbeschreibung sichergestellt werden. Die vorhandene Ab- 
lauforganisation wird der bevorstehenden Reorganisation entsprechend ange-
passt. Die interne Leistungsplanung und -kontrolle der FM-Services wird dem 
Bereich Immobilienbewirtschaftung zugeteilt. Die Leitung Immobilienbewirt-
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schaftung wird beauftragt, die im Sinne der Eigentümerhaftung und Betreiber-
verantwortung gesetzlich vorgeschriebenen Leistungen zu verwalten. Ebenso 
wird dieser Funktion das planungs- und baubegleitende FM zugewiesen, um den 
Ausbau den Anforderungen aus der Wäscherei entsprechend und anhand einer 
lückenlosen Dokumentation sicherzustellen.
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1 Einleitung
Im Praxisbeispiel 2 der Genossenschaft Migros Zürich (GMZ) werden die Themen 
in der Bewirtschaftungsphase einer Liegenschaft dargestellt (vgl . Abbildung 1) .

Eine erste Zustandsaufnahme gibt einen Überblick über die gesamten Module des 
Modells EiBeV . Es handelt sich nicht um eine detaillierte Analyse von den Modulen 
A bis E, sondern um einen kurzen Überblick über eine mögliche Herangehens-
weise . 

21 3 4 5 6
SIA 112 Modell Bauplanung

Phasen

Pr
ax

is
-

be
isp

ie
l

1

Immobilien-
portfolio

In der Planungs-/Bauphase bzw. bei 
Inbetriebnahme: Fokus auf relevante 
Dokumente

OrganisationAnlagenliste Dokumente
In der 
Bewirtschaftungsphase: 
BV-Check im Rahmen 
des Risikomanagements

2

BV-Check

In der 
Bewirtschaftungsphase: 
Organisationsüberblick 
mit Fokus auf 
Pflichtenübergabe

3

Überblick 
Organisation

Be
sc

hr
ei

bu
ng

1.1 Ausgangslage
Die Genossenschaft Migros Zürich (GMZ) bewirtschaftet verschiedene Liegen-
schaften sowohl im Eigentum als auch in der Anmiete . Das Immobilienportfolio 
umfasst Flächen für die Super- und Fachmärkte sowie für die Fitnesszentren .  

1.2 Zielsetzung und Fragestellung

Für die GMZ stellt sich die Frage, wie weit die Eigentümerhaftung und Betrei-
berverantwortung abgedeckt und organisiert ist . Allfällige Lücken hinsichtlich der 
Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung sollen identifi ziert und für die in 
Zukunft aufbereitet werden . Für das Projekt wurde von der Migros ein externes 
Beratungsunternehmen hinzugezogen .

Abbildung 1:

 GMZ in der Bewirtschaf-

tungsphase: BV-Check im 

Rahmen des Risiko-

managements
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In einer Analysephase wird mithilfe einer Überprüfung der Betreiberverantwor-
tung (BV-Check) eine Liegenschaft der Migros durch die Abteilung Engineering & 
Services untersucht. Dabei sind folgende Fragen zu beantworten:

•	 Sind die Risiken bekannt und werden sie gemanagt? 

•	 Sind die Ziele des Qualitätsmanagements bekannt und durchgesetzt?

•	 Sind die geforderten Rechte und Pflichten bekannt? 

•	 Wie werden die Übertragung und die Einhaltung der Pflichten sichergestellt?

•	 Wie sind die Rollen der Verantwortlichen definiert und positioniert? 

•	 Welche Aufgaben und Verantwortlichkeiten ergeben sich daraus?

•	 Sind die notwendigen Dokumentationen verfügbar?

•	 Sind die Mitarbeiter genügend geschult, und kennen sie ihre Verantwortung 
als Betreiber?

•	 Wo sind noch Lücken und wo müssen Massnahmen ergriffen werden?

1.3	 Grundlagen

Grundlage für die Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung bilden die 
schweizerischen Gesetze auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene. Des Weite-
ren gibt es verschiedene Verordnungen, Normen und Richtlinien usw.
Die Erhebung erfolgt auf Basis der IFMA-Dokumentation «Eigentümerhaftung und 
Betreiberverantwortung» und des darin definierten Modellansatzes. 
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2 Projektstart und Ist-Analyse
Vor dem Projektstart wurde ein Fragenkatalog mit rund 100 Fragen erstellt und in 
verschiedene Themenbereiche gegliedert . Nach der Bereinigung der Fragen wur-
de die Gliederung nach dem Prinzip der Überprüfung der Betreiberverantwortung 
aus dem Leitfaden «Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung» sowie dem 
Prozess-/Leistungsmodell im FM (ProLeMo) strukturiert . Der Fragenkatalog dien-
te in den Interviews und Objektbegehungen zur Meinungsbildung und war Basis 
für die erste Analysephase . Das externe Beratungsunternehmen fasste den Fra-
genkatalog in einer Excel-Tabelle zusammen und ergänzte sie mit einem Bewer-
tungsraster .  

Projektdefinition/
Initialisierung

Schulung
Normalbetrieb

ERFA
OptimierungenUmsetzungsphaseAnalysephase/

BV-Check!

 Ist-Situation
 Abgleich Stand
 Massnahmenplanung
 Konzeption
 Weiteres Vorgehen

Detaillierungsgrad der 
Interviewfragen auf 
oberster, strategischer 
Ebene als Basis.

 Gemeinsames 
Verständnis schaffen

 Stellungnahme
 Synergien aufzeigen
 Vorgehen definieren
 Projektantrag 

genehmigen
 Kickoff/Projektstart

 Einbezug Fachverantwortliche
 Anlagen erheben
 Soll/Ist Abgleich
 Tätigkeiten festlegen
 Hilfsmittel und Tools umsetzen (Checklisten usw.)

 Einführung/Rollout
 MA-Schulung
 Daily Business

Fokus BV-Check:
Fragenkatalog, Interviews, 
Begehungen

Auswertung BV-Check
(vorliegendes Dokument)

Cockpit-Erweiterung mit Immobiliensicht, 
Gebäudetechnik und Sicherheitsthemen

Erarbeitung der Massnahmen zu den 
neuen VKF- und weiteren behördlichen 
Vorschriften

Potenziale für gemeinsame Erarbeitung

Objektbegehungen

M Glattpark

MM Affoltern a. A.

MMM City

M

M

M

Auf Basis des erstellten Fragenkatalogs und aufgrund von dessen Bewertung 
wurden die einzelnen Risiken, Handlungsfelder und Massnahmen ersichtlich . Die 
Bewertung der Fragen erfolgte mit einer individuellen Gewichtung nach Qualität, 
Rechtssicherheit und Schadensausmass . Anhand eines Ampelsystems konnte 
der Erfüllungsgrad bewertet und dank der grossen Anzahl an detaillierten Fragen 
ein aussagekräftiges Bild erzielt werden . Für die Auswertung des Fragenkatalogs 
wurde eine SWOT-Analyse ausgearbeitet, um die Stärken und Schwächen der 
Organisation aufzuzeigen und die strategischen Massnahmen zu identifi zieren .
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BV-Check GMZH Druckdatum: 04.04.2017 / Ersteller: EGR

Genossenschaft Migros Zürich
BV-Check

Betreiberverantwortung
Nachweis Auswertung

Datum 04.04.2017
Unternehmen GMZH

Ersteller Roman Egger, Halter AG
Kontakt roman.egger@halter.ch

079 103 39 06

Nächster BV-Check 04.04.2018

Aufgaben, Checkpunkte Erläuterungen zu Checkpunkt
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Bewertung 
Erfüllungsgrad in % 

Ø Bewertung 
Genossen-
schaften

A
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)

Risikobeurteilung / Handlungsbedarf 
(wenn Bewertung "BV-Check" < 3 Pkt.)

Genossenschaft Migros Zürich 289 702 1'112 63% 0%

A Gesetze, Verordnungen, Normen, Richtlinien 11 35 58 60%
A1 Gesetzliche Grundlagen 11 35 58

A1.1 Vorgaben, Normen, gesetzliche Grundlagen sind 
bekannt und werden angewendet

wie erfolgt der Abgleich innerhalb der 
Organisation, was gesetzliche gemacht 
werden muss und was zusätzlich ist, oder 
was (bewusst) gar nicht gemacht wird?

1 3 1 5 12 42% 0%

Im Maximo sind nur die Tätigkeiten beschrieben, 
kein Verweis auf Normen, Gesetze od. Richtlinien. 
Ebenso werden diese nicht erfasst oder angepasst. 
Systematisches Erarbeiten der gesetzlichen 
Grundlagen, was muss wo in welcher Tiefe gemacht 
werden.

wie wird der "Stand der Technik" 
interpretiert und angewendet? 4 2 3 9 11 82% 0%
Nach welchen Gesetzlichen Grundlagen 
wird gearbeitet? Auf welcher Basis, wie wird 
die Aktualisierung der Gesetze 
sichergestellt?

2 3 1 6 12 50% 0% Systematisches Monitoring der Gesetzte aufbauen. 
ElSiKo analog GMA oder LiB-AG erstellen

A1.2
Periodische Kontrolle der Sicherheitsdatenblätter 
auf Aktualität, Vollständigkeit und Einhaltung der 
Angaben

Sicherheitsdatenblätter: Vorliegen
Liegen die erforderlichen 
Sicherheitsdatenblätter vor?

2 3 3 8 12 67% 0% Erfassung sämtlicher Gefahrengute, Ausstellen von 
Datenblätter, Aufbewarhung vor Ort

Wird periodisch geprüft, ob diese noch 
vollständig und aktuell sind? 2 2 3 7 11 64% 0%
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2.1	 A Gesetze, Verordnungen, Normen, Richtlinien

Eine allgemein gehaltene Übersicht über die Gesetze reicht als Überblick über die 
rechtlichen Vorgaben aus. Zur besseren Erfassung und vertieften Auseinander-
setzung mit den rechtlichen Vorgaben ist eine Gesetzeslandkarte zu erstellen, die 
auf die GMZ abgestimmt ist. Noch steht diese im Rahmen eines genossenschafts-
übergreifenden Projektes an.

2.2	 B Steuerung
2.2.1	 B1 Risikomanagement

Für eine erste Einschätzung zu möglichen Risiken wurde auf Stufe Leitung/Ma-
nagement das Risiko-Cockpit hinzugezogen (vgl. Abbildung 4). Es gibt einen ers-
ten Überblick über die Themen, den allgemeinen Erfüllungsgrad sowie einen 
möglichen Vergleich zu anderen M-Genossenschaften. 

Anmerkung: Das Projekt der IFMA Schweiz zum Thema Eigentümerhaftung und 
Betreiberverantwortung (EiBeV) beschränkt sich mit der Auswertung des Risiko-
Cockpits auf diese Ebene. Durch eine enge Zusammenarbeit der Genossenschaf-
ten können nun die verschiedenen Auswertungen verglichen werden. Ziel ist es 
nun, von den Besten zu lernen. 

Einleitung

	 Projektstart und Ist-Analyse

Auswertung und Zusammenfassung  
der Massnahmen

Abbildung 3: 

Beispiel aus der Auswertung 

des Fragenkatalogs
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M

Leitung

Führung

Operative MA Objekt-
begehung

Betreiberverantwortung
Cockpit

Unternehmen GMZH

Datum 17.06.2017

Themen Bewertung 
Total

Pmax
Objekt 

A
Objekt 

B
Objekt 

C
Objekt 

D
Ø aller

Objekte
A1 Gesetzliche Grundlagen 36 65 55% 45% 58% 60% 55%
B1 Rechte und Pflichten 249 470 53% 45% 67% 58% 56%
B2 Pflichtübertragung 29 55 53% 50% 53% 51% 52%
C1 Anweisende Dokumente 79 130 55% 55% 64% 62% 59%
C2 Nachweisende Dokumente 246 305 81% 40% 68% 30% 55%
D Organisation und Umsetzung 44 75 60% 65% 70% 69% 66%
E1 Risikomgt. 6 10 60% 55% 68% 63% 61%
E2 Qualitätsmgt. 6 10 60% 50% 66% 60% 59%
Summen 694 1'120 60% 51% 64% 57% 58%

Portfolio- / Objektcheck

Gebäudezustand Letzter Check Hilfsdokument Status
SIDI-Audit 01.12.2016 2% Link zu Audit offen
SQS-Audit 13.02.2017 3% Link zu Audit in Bearbeitung
Integral-Test - 40% Link zu Bericht offen
Brandschutz 02.04.2016 60% Linkt zu Checkliste erledigt
Brandlast 03.04.2016 3% Link zu Checkliste in Bearbeitung
Fluchtweg 03.04.2016 90% Link zu Checkliste erledigt
Absturzsicherung 10.05.2017 2% Link zu Checkliste offen

Grundsatz der Ampeldarstellung:
Grün = keine Massnahme nötig 
Gelb = mittleres Risiko, mind. 1 Massnahme (freiwillig) in einem Bereich notwendig
Rot   = hohes Risiko in mind. 1 Bereich (gesetzlich)

Details siehe im Auswertungssummary oder in den einzelnen Bereichen
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Halter AG, Immobilien, Freilager-Platz 4, CH-4142 Münchenstein, T +41 61 404 46 40, www.halter.ch 1 / 2

2.2.2	 B2 Qualitätsmanagement

Für die Qualitätskontrolle der erbrachten Leistungen in den Liegenschaften und 
an den Anlagen sind turnusmässige Objektbegehungen und Anlageninspektionen 
im Rahmen der präventiven Instandhaltung vorgeschrieben, welche sich an den 
QM-Zielen ausrichten. Durch die Erfassung in schriftlicher Form ist insbesonde-
re der Anlagenzustand nachvollziehbar dokumentiert und dient als Grundlage für 
mögliche Massnahmen (Instandsetzung).

2.3	 C Organisation
2.3.1	 C1 Rollen

Die Umsetzung der Betreiberverantwortung bedingt eine Auseinandersetzung mit 
Rollendefinitionen, Aufgaben und Verantwortungen. Die nachstehende Abbildung 
des Rollenmodells zeigt die Rollenverteilung innerhalb der Direktion Bau und Im-
mobilien. Als Eigentümervertretung nimmt die Direktion die Eigentümerhaftung 

Abbildung 4: 

Auswertung des  

Risiko-Cockpits

Einleitung

	 Projektstart und Ist-Analyse

Auswertung und Zusammenfassung  
der Massnahmen
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und Betreiberverantwortung wahr . Die Abteilung Engineering & Services über-
nimmt die Verantwortung für das technische und teilweise infrastrukturelle Faci-
lity Management . Sie übernimmt die Rolle des Betreibers sowie die Rolle des Auf-
traggebers für das externe Facility Management . Die Abteilung Immobilien ist für 
die Sicherstellung der Wirtschaftlichkeit des Immobilienbetriebs verantwortlich .

Genossenschaft 
Migros Zürich

D5 Bau und Immobilien

Eigentümerhaftung

Betreiberverantwortung

Abteilungsleitung Immobilien
Abteilungsleitung Engineering & Services

Extern
Facility Services

Externe 
FM-Services
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e Intern
Facility Services

Direkt unterstellte 
Mitarbeiter Andere Abteilung

2.3.2 C2 Aufbauorganisation

Die Direktion Bau und Immobilien ist für die Standortentwicklung, Planung und 
den Bau der Migros-Liegenschaften sowie den Betrieb der gesamten Bauwerke 
verantwortlich . Die beiden Abteilungen Expansion sowie Planen + Bauen werden 
im Rahmen dieses Praxisbeispiels nicht behandelt . 

Das Team der Abteilung Engineering & Services ist im Bereich Planung und Be-
treuung von gebäudetechnischen Anlagen für die Super- und Fachmärkte sowie 
für diverse Immobilien der Genossenschaft Migros Zürich zuständig . Der Aufga-
benbereich der Abteilung Immobilien umfasst neben der Bewirtschaftung des 
Immobilienportfolios auch den Bereich der Nutzer- und Eigentümerbetreuung . 
Zudem gehören das immobilienbezogene Rechnungswesen sowie das Qualitäts-
management bezüglich der Dienstleistungserstellung, welche eine Schnittstelle 
mit dem technischen und infrastrukturellen Gebäudemanagement bilden, zu den 
Aufgaben dieses Bereichs . 

Abbildung 5: 

Übersicht GMZ – Eigen-

tümerhaftung und Betrei-

berverantwortung

Einleitung
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der Massnahmen



73

 

Direktion 
Bau/Immobilien

Expansion Planen + Bauen Engineering & 
services Immobilien

Direktionsassistenz

2.3.3	 C3 Ablauforganisation

Die Prozesse der beiden Abteilungen Immobilien und Engineering & Services sind 
auf die Kundenbedürfnisse wie auch auf die Strategie der Genossenschaft aus-
gerichtet. Die abteilungsübergreifende Zusammenarbeit bildet die dynamische 
Gestaltungskomponente in der Ablauforganisation. Durch intern festgelegte Vor-
gaben, aber auch bedingt durch gesetzliche Anforderungen sind die wiederkeh-
renden Abläufe in den Abteilungen standardisiert.  

2.3.4	 C4 Leistungen

Stellenbeschriebe umschreiben die Anforderungen an die Mitarbeiter und schaf-
fen Transparenz über die spezifischen Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortun-
gen. Die Dokumente dienen als Grundlage für die Personalrekrutierung und ord-
nen den erforderlichen Ausbildungsstand der entsprechenden Stelle zu. Für die 
Ausführung der operativen Aufgaben wird regelmässig überprüft, ob die Mitarbei-
ter in der Abteilung Engineering & Services für ihr Aufgabenbereich angemessen 
geschult sind. Ein auf das Objekt und die Anlagen zugeschnittener Leistungsbe-
schrieb stellt zudem sicher, dass der Aufgabenträger die gegebenen Anforderun-
gen richtig erfüllt und sich seiner Verantwortung für die Ausführung der Leistun-
gen bewusst ist. 

Abbildung 6: 

Organigramm Direktion  

Bau/Immobilien 

Einleitung
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2.4	 D Pflichten

Sämtliche Anlagen samt ihrer Zuordnung zu den Gewerken sind in einem CAFM-
Tool  erfasst. Die Stammdaten umfassen sämtliche Angaben, die für die Instandhal-
tung – sei sie geplant oder ungeplant – notwendig sind. Im Rahmen des Auftrags-
managements und der Auftragsverfolgung dienen die Daten als Reporting-Tool für 
die Abteilungsleitung. Den operativen Mitarbeitern werden die Pflichten je nach 
ihrer regionalen und fachlichen Zuständigkeit zugeteilt.

2.5	 E Dokumentation

Die jeweiligen Aufträge für die periodischen Kontrollen sind als anweisende Doku-
mente im CAFM-Tool hinterlegt. Wartungsanleitungen, Sicherheitsanweisungen 
vom Hersteller sowie weitere hinweisende Dokumente (Prinzipschemata usw.) 
sind ebenfalls elektronisch, aber auch in Papierform vor Ort verfügbar. 

Die abgeschlossenen Störungsbehebungen und Wartungsarbeiten der Service-
techniker werden elektronisch erfasst und als nachweisende Dokumente auf dem 
CAFM-System gespeichert. Sie können als Bericht abgerufen werden. Zudem be-
legen sie die ausgeführten Arbeiten gegenüber der Geschäftsführung und den be-
hördlichen Prüfungsorganen. Ein Bericht mit der Bezeichnung «Gebäudekontroll-
heft» zeigt einen Überblick über die erstellten und geplanten Leistungen an den 
Anlagen. Die in der Abbildung 8 dargestellten Anlagen sind nach Anlagenkategorie 
und interner GMZ-Nummer sortiert. Daneben sind die durchgeführten Kontroll-
termine abgebildet.

Report Gebäudekontrolle
 

Genossenschaft Migros Zürich
Engineering & Services

13.10.2016 14:52 1 / 2

Standort Dielsdorf Center (GMZ) 4262
Ruchwiesenstrasse 2
8157 Dielsdorf

GVZ Nummer: 086 1292
Betrachtungszeitraum 01.01.13 31.12.16

Beend-Datum
Anlagen am Standort: Auftrag Geplant Inspektion

07 Brandschutzanlagen
GMZ-108734 Brandmeldeanlage 01-180640 04.07.2015 30.12.2015

01-448157 04.07.2016 24.06.2016
01-448156 04.07.2016 24.06.2016

GMZ-108574 Rauch- und Wärmeabzugsanlage 01-197419 01.03.2016  
01-184893 01.09.2015 30.12.2015

GMZ-109039 Sprinklerzentrale 01-449908 11.07.2016  

Eigentümer- und Betreiberpflichten  

Besitz-
verhältnis Anlagen Nr. Beschreibung Pflichten

Hilfsmittel 
(Dokumente und 
Instrumente) 

Wer? Bemerkungen

D D D Technik Gebäude
D D1 Elektroanlage

D D1 D1.1 Apparat, Anlage Starkstrom GAB GMZ-123410 NS Hauptschalter NS 01.U1 mit 
Messung EWZ & RWA Periodische Kontrolle NIV, Art. 32  / Art. 36 alle 5 Jahre 1xJ Certum

D D1 D1.2 Installation Starkstrom GAB GMZ-123411 Hauptverteilung  (HV) 01.01 Feld 1 - 13 Periodische Kontrolle NIV, Art. 32  / Art. 36 alle 5 Jahre

D D1 D1.3 Leuchte GAB GMZ-123434 Beleuchtung Parking

D D1 D1.4 Elektrogerät GAB USV-Anlage Funktionskontrolle (Testbetrieb) und 
Wartung Anlagenbeschrieb

D D1 D1.5 Apparat, Anlage Schwachstrom Periodische Kontrolle NIV, Art. 32 / Art. 36

D D1 D1.6 Installation Schwachstrom GAB GMZ-123413 Unterverteilung 03.U2  Parking Periodische Kontrolle NIV, Art. 32 alle 5 Jahre -
Kontrollen für sämtliche El.-Anlagen 
jährlich planen, sodass Kontrollen auf 5 
Jahre aufgeteilt sind

CAFM: Maximo, Kontrollheft

D D4 Technische Brandschutzanlage

D D4 D4.1 Brandmeldeanlage GAB GMZ-108735 Brandmeldeanlage gemäss Wartungsanleitung Wartungsplan gemäss Hersteller Kontrollturnus richtet sich nach Art, Grösse und 
Nutzung

D D4 D4.1 Brandmeldeanlage GAB GMZ-108735 Brandmeldeanlage Aufschaltung der Personensuchanlage 
(Rufempfänger) Schutz & Rettung Zürich, Feuerpolizei regelmässig

Betreiberverantwortung

Gesetzmässigkeit

Informationen zu erfassten AnlageneBKP Kostengruppe

Hersteller-vorgaben Konzern interne Vorgaben

Abbildung 8: 

Beispiel «Gebäude- 

kontrollheft»

Abbildung 7: 

Anlagenübersicht CAFM

Einleitung

	 Projektstart und Ist-Analyse
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3	 Auswertung und Zusammenfassung
Der Führungsebene steht die Zusammenfassung der Auswertung sowie der 
Massnahmen der einzelnen Interviews und Begehungen zur Verfügung. Die Mass-
nahmen teilen sich in strategische, taktische und operative Massnahmen auf. Ihre 
Umsetzung findet entweder sofort, mittelfristig oder langfristig statt. Die Zusam-
menfassung der Massnahmen zur Sicherstellung der Betreiberverantwortung bil-
det einerseits den gesamten Unternehmensbereich ab, andererseits aber auch 
einzelne Massnahmen. Die einzelnen Handlungsempfehlungen werden in Rollen-
definition, Prozesse und Hilfsmittel gegliedert.

Die folgenden Punkte stehen im Fokus zur Bereinigung:

•	 Zusammenfassung der gesetzlichen Vorgaben, Normen und Tätigkeiten pro 
Fachgebiet

•	 Vorgaben zur Dokumentation und Rückmeldung der Tätigkeiten 

•	 Handlungen in den Objekten systematisch und standardisiert erfassen à 
Knowhow sichern

•	 Checklisten für Rückmeldungen erstellen (Gewerke Lüftung, Heizung usw.)

•	 PbFM-Check über andere Organisationseinheiten weiter ausbauen und  
konsequent durchführen

•	 Für Betriebsoptimierungen die Filialleiter vermehrt einbeziehen 

Betreiberverantwortung
Massnahmen Summary

Unternehmen GMZH

Datum 02.06.2017
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Kategorie Bereich Lösungsansatz Gesetzliche Verordnung, Norm, Vorgabe

Strategisch
B1.8 Leiter E&S Im Zuge der HD-Integration die Aufgaben pro Objekt festlegen oder erweitern, Synergien in Zusammenarbeit mit Services und Haudienst nutzen. x x x x
D2.1 Leiter E&S Spezialwissen oder spezielle Handlungen auf den Objekten oder Anlagen standardisiert erfassen und allg. zugänglich machen. Empfehlung: Fact Sheet pro Gebäude erstellen. x x x x
D3.1 Leiter E&S Weiterführen der Prozessbeschreibung und Abläufe pro Fachbereich. Branchenstandards analog SLA vereinheitlichen, Empfehlung:  Prozesslandkarte und Umsetzung nach ProLeMo (vgl. GMAA) x x x x x x
D2.1 HLKSE Checkliste "Verhalten bei Störungsbehebung" erstellen und schulen. Proaktive Rückmeldung der Mitarbeiter nach Piketteinsätze x x x x x

Taktisch
B1.1 Leiter E&S Standardisierter Prozess der Nachweisenden Dokumente erstellen und via Linie initialisieren. Zusammenfassung aller benötigten Anweisungen, periodische Schulung der MA, Dokumente an einem Ort (Intranet) auffindbar (vgl. Leitfaden GMAA). x x x x x
B1.6 Elektro Einheitliche Definition von Hinweisen oder Notizen für andere Mitarbeiter / Kollegen. Meldungsfluss bei komplexen oder neuen Störungen sicherstellen, damit alle im Team Bescheid wissen. Weg vom Holprinzip. x x x x
B1.8 Elektro Dokumentation von Spezialwissen und Handlungen der Anlagen, Info allen im Team zugängliche machen. Wissendatenbank aufbauen. x x x x
A1.1 HLKSE Im Maximo sind nur die Tätigkeiten beschrieben, kein Verweis auf Normen, Gesetze od. Richtlinien. Ebenso werden diese nicht erfasst oder angepasst. Systematisches Erarbeiten der gesetzlichen Grundlagen, was muss wo in welcher Tiefe gemacht werden. (gemeinsame x x x x
B1.1 HLKSE periodische Checks oder Audits durch die Vorgesetzten durchführen, Checkliste erstellen und anwenden, Risiko-Map erstellen. Somit ist gewährleistet, dass alle Anweisungen korrekt ausführt und dokumentiert sind.  (ArGV 3, Art. 3) x x x x
B1.6 HLKSE Schulungen konsequent und durchgängig protokollieren, auch h solche on the Job. Eintrag ins Maximo oder HR-Tool x x x x
B1.8 HLKSE Infofluss bei Piketteinsätzen verbessern. Ticketingtool oder Standardmeldung einsetzen. x x x x
B1.8 FP Glattpark Betriebshandbuch (Fact Sheet) von Centerleiter ist vorhanden. Sollte jedoch noch mit relevanten Tätigkeiten der Technik ergänzt werden, z.B Rundgang, Inspektion, Standort der Technikräume, Einstellungen zur Betriebsoptimierungen, etc.) x x x x

Operativ
C1.4 Leiter E&S Periodische Schulung der Filialleiter, Sensibilisierung auf das Thema Betriebsoptimierung, evtl. gemeinsame Rundgänge mit E&S durchführen. x x x x
D3.1 Sanitär Fachspezifische Abläufe und Prozesse festhalten, analog übergeordnete Prozesslandkarte erstellen. Definition der Erarbeitung von Arbeitsanweisungen und Prozessen übergeordnet anstossen und steuern. x x x x
D2.1 Elektro Sicherstellen der Dokumentation und Know-how Transfer von W. Kunz an Team / A. Somm x x x x
B1.6 Kältetechnik Informationsblätter oder Dokumentation der Fachschulungen für Kältetechniker erstellen, zur Zeit wird dies nur mündlich weitergegeben x x x x
B1.6 Kältetechnik GWK standardmässig in den FM-Check miteinbeziehen, Infofluss ins Projekt sicherstellen x x x x
B1.6 HLKSE Konsequente Erfassung der Prüfungen der pers. Schutzausrüstungen erstellen, durchführen u. dokumentieren  (ArGV 3, Art. 27) x x x x
A1.2 Supermarkt Affoltern Baumangel: Reinigungsraum / defektes Abschlusstor, Instandstellung ist i.B. Als Pendenz aufnehmen und bei der nächsten Inspektion kontrollieren, ob umgesetzt. x x x x
B1.7 Supermarkt Affoltern Schulung für Sanitätsteam ist pendent, Lead ist bei FL. Muss nachgeholt werden.  (ArGV 3, Art. 36) x x x x
C2.2 Supermarkt Affoltern Sensibilisierung der MA, periodische Kontrolle der Fluchtwege durch Filialleiter. Fluchtwege werden in der Anlieferung zeitweise mit Material/Paletten verstellt  (ArGV 3, Art. 2  und VKF Brandverhütung und organisatorischer x x x x
D1.2 Supermarkt Affoltern 24h Zugang: Prüfen, ob der Abschluss EH-Lift-SM automatisiert ist. Muss heute per Hand umgestellt werden. x x x x
E1.1 Supermarkt Affoltern Prüfen, ob WLAN (TechNet) im UG installiert werden kann, damit die Erreichbarkeit des HW in Störfällen garantiert ist (Aktuell kein GSM-Empfang) x x x x
A1.1/B1.1 Migros City Diverse Kontrollpunkte zusammengefasst: Betriebskonzept oder Pflichtenheft für Hausdienst erstellen, instruieren und implementieren. Einsatz Maximo für Hausdienst prüfen. x x x x x
B1.6 Migros City Rolle HD im Maximo definieren, damit diese auch direkt zurückmelden können und Einsicht auf die Anlagen haben. x x x x

Identifizierte Best in Class - Themen
GMOS Management Handbuch, Prozesslandkarte, Datenmodell und Integration Maximo (Mobile-Lösung)
GMZH SLA Vorgaben an Lieferanten
LiB-AG Mutationsprozess und Datenintegration Byron
GMAA FM-Academy, Aufzeigen von Schnittstellen zu übergeordneten Stellen (EKC & I, EBB) sowie deren Abhängigkeiten zum Betrieb

16%

32%
52%
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12
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5
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5
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Die Auswertung zeigt verschiedene Lücken in der Eigentümerhaftung und Betrei-
berverantwortung auf. Die Überprüfung der Betreiberverantwortung soll künftig 
um das Thema der Sicherheitsanlagen erweitert werden. Ergänzend wird der BV-
Check in Zukunft auf die einzelnen Immobilien angewandt, wobei vor allem die 
Sicherheitsrisiken einzeln bewertet werden sollen. Die periodisch durchgeführten 
«Gebäude-Checks» zu Sicherheits-, EKAS- und weiteren Themen sollen in Zu-
kunft in einem Risiko-Cockpit dargestellt werden.

Umsetzungsphase
Schulung / 
Regelbetrieb

Optimierung / 
ERFA

 Einbezug 
Fachverantwortliche

 Anlagen erheben
 Abgleich Soll/Ist
 Tätigkeiten festlegen
 Hilfsmittel und Tools 

umsetzen 
 (Checklisten usw.)

 Schulungskonzept 
nach Überprüfung der 
«Lücken»

 Einführung und 
Zeitplan mit Rollout

 Durchführung MA‐
Schulung

 Daily Business

 Laufende Optimierung 
des BV‐Checks und 
Institutionalisierung in 
der Organisation

 ERFA zwischen den 
Genossenschaften,
Best practice

Die Analyse brachte einen Bedarf an einer optimierten Dokumentenhierarchie zu-
tage. Das methodische Vorgehen mit den fünf Modulen aus dem Modell EiBeV 
ermöglicht ein umfassendes Bild der geprüften Organisation oder des Unterneh-
mens. Die vorhandenen Lücken müssen in Zukunft mit den notwendigen Mitteln 
und Ressourcen geschlossen werden.

Dokumentenhierarchie Befragung und Herleitung der Massnahmen

BV-Cockpit:
Aggregierte Ebene aller Massnahmen, 
«Management-Sicht»

BV-Massnahmen Summary:
Zusammenfassung der Lösungsansätze 
und Einteilung der Massnahmen

BV-Auswertung Summary:
Zusammenfassung der Bewertung je 
Bereich

BV-Auswertung:
Detailauswertung mit 
Handlungsfelder-Zuweisung

BV-Check Fragenkatalog: 
für Interviews und Begehungen, 
Bewertung der Antworten
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Abbildung 10:

Schlussfolgerungen für die 

Umsetzung des BV-Checks 

Abbildung 11:

Dokumentenhierarchie, 

Befragung und Herleitung 

der Massnahmen
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1	 Einleitung
Folgendes Praxisbeispiel soll dem Leser die Organisation und den Umgang mit 
der Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung im Bereich des Public Real 
Estate Management (PREM) näherbringen. Je nach Organisation und abhängig 
von ihrem Kerngeschäft können die Umsetzung und Weiterentwicklung der Eigen-
tümerhaftung und Betreiberverantwortung unterschiedlich ausfallen.

1.1	 Ausgangslage

Der Kanton Zürich ist Eigentümerin von rund 1600 betriebsnotwendigen Liegen-
schaften. Das Immobilienportfolio des Kantons besteht aus Verwaltungs- und  
Bürogebäuden, Schulanlagen, Spitälern, Gefängnissen sowie verschiedenen 
anderen Hochbauten. Der Kanton Zürich ist in der Immobilienverwaltung hete-
rogen aufgestellt. Übergeordnet ist eine Abteilung des Immobilienamts die de-
legierte Eigentümervertreterin und übernimmt somit die Rechte und Pflichten 
der Eigentümerin. Darunter gibt es verschiedene interne Bewirtschaftungsor-
ganisationen, welche die Verantwortung für ihre spezifischen Immobilien über-
nehmen. Im vorliegenden Praxisbeispiel wird auf die Immobilienbewirtschaftung 
durch das Immobilienamt, eine Organisation der Baudirektion des Kantons Zü-
rich, eingegangen. Dieses ist für die Bewirtschaftung von Verwaltungs- und Bü-
rogebäuden im Kanton zuständig. Das zu bewirtschaftende Immobilienportfo-
lio des Immobilienamts umfasst 160 Gebäude. Davon sind etwa 95 Gebäude im  
Eigentum und weitere 65 Flächen in der Anmiete. 

1.2	 Zielsetzung und Fragestellung

Das Immobilienamt als Eigentümerin und Betreiberin von Immobilien will den 
heutigen Stand der Organisation und der umgesetzten Massnahmen der Eigentü-
merhaftung und Betreiberverantwortung analysieren und mithilfe der IFMA-Doku-
mentation «Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung» auf Vollständigkeit 
prüfen.
Folgende Frage soll beantwortet werden: «Wie werden die Module und Aspekte 
der IFMA-Dokumentation ‹Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung› im 
Immobilienamt wahrgenommen und umgesetzt?»

1.3	 Grundlagen

Grundlage für die Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung sind die 
schweizerischen Gesetze auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene. Des Weite-
ren gibt es verschiedene Verordnungen, Normen, Richtlinien usw.

Die Überprüfung der Organisation erfolgt auf Basis der IFMA-Dokumentation 
«Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung» und des darin definierten  
Modellansatzes. 
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2 Projektstart und Ist-Analyse
Nachfolgend wird die Umsetzung beim Kanton Zürich gemäss den Modulen des 
Modells EiBeV beschrieben . Die erforderlichen Informationen werden von den zu-
ständigen Stellen innerhalb der Immobilienorganisation zu Verfügung gestellt und 
von der Steuerung FM zusammengetragen . Die einzelnen Abschnitte behandeln 
die Grundsatzfragen zu EiBeV (vgl . Tabelle 1 «Grundsatzfragen zu EiBeV» im Mo-
dell EiBeV) . Das Praxisbeispiel 3 behandelt die Themen in der Bewirtschaftungs-
phase (vgl . Abbildung 1) .
   

21 3 4 5 6
SIA 112 Modell Bauplanung
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In der Planungs-/Bauphase bzw. bei 
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BV-Check im Rahmen 
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2.1 A Gesetze, Verordnungen, Normen, Richtlinien

Dieser Abschnitt beschreibt den Umgang des Kantons Zürich mit Gesetzen, Ver-
ordnungen, Normen und Richtlinien .

Die Abteilungen Facility Management und Facility Services erstellten einen 
Katalog (siehe Abbildung 2), in dem die einzelnen relevanten Gesetze, Weisungen, 
Richtlinien, Normen und anderen Vorgaben thematisch gegliedert aufgeführt sind .
Zusätzlich beschreibt der Katalog, welche Aufgaben durch die Abteilungen ausge-
führt werden müssen, um die Betreiberverantwortung wahrnehmen zu können .

 
Betreiberverantwortung

20. April  2015

Thema Aufgabe Quelle Gewerk / 
Prozess

Mitarbeitende
Einsatz und Nutzung von Arbeitsschutzkleidung, 
Arbeitsschutzabsicherungen ist geplant, geschult, 
durchgeführt, dokumentiert

Art. 82 Bundesgesetz über die Unfallversicherung.
ASA Richtlinien
Art 8.2 EAKS Richtlinie 1825 (brennbare Flüssigkeiten)
SUVA Bestimmungen

Mitarbeitende
Schulung, Informationen über gefährliche 
Eigenschaften von Stoffen sind geplant, durchgeführt, 
dokumentiert (Dünger, Pestizide)

Art 8 Chemikaliengesetz
Art. 24 Chemikaliengesetz
Anhang 4.5 Stoffverordnung
Art. 18 Natur- und Heimatschutzgesetz (Pestizide)

Mitarbeitende
Periodische Kontrolle der Sicherheitsdatenblätter für 
Stoffe auf Aktualität, Vollständigkeit und Einhaltung 
der Angaben

Art. 9 / 38 Stoffverordnung

Mitarbeitende
Schulung der Besonderheiten für Transport 
gefährlicher Güter ist geplant, durchgeführt, 
dokumentiert

Art. 9 / 10 Verordnung über die Beförderung gefährlicher 
Güter auf der Strasse
Merkblatt für einen gesetzeskonformen Transport 
(AWEL ZH)

Transport 

Mitarbeitende Notwendige Explosionsschutzmassnahmen sind 
getroffen, geschult, dokumentiert

Art. 36 Verordnung über die Verhütung von Unfällen und 
Berufskrankheiten
Punkt 4.8 EAKS Richtlinie 1825

Mitarbeitende
Einwandfreier Zustand von betrieblichen 
Sanitärräumen, Garderoben, Aufenthaltsräumen etc. 
ist sichergestellt

Art. 29ff Verordnung 3 zum Arbeitsgesetz

\P:\41-18853_IMA_Zuerich_Betreiberverantwortung\Berichte\Betreiberverantwortung_01.xlsx/Tabelle1 6 / 13

Abbildung 1: 

 Kanton Zürich in der 

Bewirtschaftungsphase: 

Organisationsüberblick mit 

Fokus auf die Pfl ichten-

übergabe

Abbildung 2: 

Ausschnitt 

Gesetzeskatalog 
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Die Unterlagen sind für alle beteiligten Mitarbeiter auf der elektronischen Abla-
ge einsehbar. Gesetzesänderungen und neue Kenntnisse werden periodisch zur  
Aktualisierung bei einem spezialisierten Unternehmen in Auftrag gegeben und 
wieder bereitgestellt. Des Weiteren werden Änderungen selbstständig durch  
direkt betroffene Mitarbeiter der Facility Services, z.B. durch Weiterbildungen oder 
den Kontakt mit Fachtechnikern, in Erfahrung gebracht und unmittelbar umge-
setzt. Die Umsetzung der Pflichten wird von der Leitung der Abteilung Facility Ser-
vices mittels verschiedener Instrumente (vgl. Abschnitt B «Steuerung») überwacht 
und durchgesetzt.

2.2	 B Steuerung
2.2.1	 B1 Risikomanagement

In diesem Abschnitt wird das Risikomanagement beim Kanton Zürich analysiert. 
Beim Risikomanagement gilt es abzuklären, ob die Risiken bekannt sind und 
überwacht werden.
Beim Risikomanagement in Bezug auf die Eigentümerhaftung und Betreiber-
verantwortung werden bauliche, technische und infrastrukturelle Aspekte des  
Gebäudes sowie organisatorische Themen miteinbezogen. Das Risikomanage-
ment beruht beim Immobilienamt auf verschiedenen Instrumenten.
Es gibt einen Fragenkatalog, mit welchem auf der Basis von Gesetzen, Verordnun-
gen, Normen, Richtlinien und betrieblichen Anforderungen geprüft werden kann, 
inwiefern die Verpflichtungen je Objekt erfüllt werden.

Als Zweites besteht ein Beurteilungs- und Bewertungssystem, welches auf jedes 
Objekt respektive den beschriebenen Fragenkatalog angewendet werden kann 
(vgl. Abbildung 3). Dazu werden die zu erfüllenden Verpflichtungen durch Mitar-
beiter der Abteilungen Facility Management und Facility Services auf ihr Gefah-
renpotenzial bei Nichterfüllung eingeschätzt. Zur Beurteilung der Risiken wird mit 
einer Matrix gearbeitet. In dieser werden die Eintrittswahrscheinlichkeit und das 
Schadensausmass quantifiziert. Wird ein Fall, Ereignis oder eine Gefährdung als 
hoch qualifiziert, so sind zwingend Massnahmen zu ergreifen. Wird eine mittlere 
Gefährdung geschätzt, sind Massnahmen zu prüfen und mittelfristig umzusetzen. 
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Bei einem geringen Risiko ist die Situation zu beobachten, und nach Möglichkeit 
werden Massnahmen umgesetzt.

Eintrittswahrscheinlichkeit
0 trifft nicht ein irrelevant beim Objekt
1 unwahrscheinlich > 10 Jahre
2 möglich 4 ‐ 10 Jahre
3 wahrscheinlich 1 ‐ 3 Jahre
4 sehr wahrscheinlich < 1 Jahr

Schadenausmass
1 niedrig > CHF 100'000.‐
2 mittel CHF Mio. 0.1 ‐Mio. 0.5
3 hoch CHF Mio 0.5 ‐Mio. 3.0
4 sehr hoch > CHF Mio 3.0

 07.06.2013 \S:\PC_Produktgestaltung\CRB_3_Spezialprodukte\EiBev\Bilder_angepasst\Links_Praxisbeispiel_3_KT_ZH\Abb4_IMA_Risikobeurteilung_Ereignisidentifikation_01/Matrix  1 / 1

Als drittes Instrument gibt es Management-Reportings. Anhand der oben be-
schriebenen Beantwortung von Fragen und Einschätzungen können Reportings 
für einzelne Gebäude wie auch für ganze Portfolios erstellt werden. Dadurch er-
hält die Führungsebene Informationen, welchen Stand die Umsetzung im Bereich 
der Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung bislang erreicht hat (vgl. Ab-
bildung 4).

SAFOS

Auswertung und Resultate SAFOS Sicherheitscheck

63%
14%

23%

Sicherheitscheck wurde mit folgendem Berater durchgeführt:

Objekt:

Objektbelegung und Nutzung:

SIBE-Organisation:

Anzahl Arbeitsplätze:

Kläy & Co AG

50 - 500

Kantonale Verwaltung

Neumühle, Walcheplatz 1

Thomas Wild

65%5%

30%

58%
20%

23%

58%

14%

28%

86%

14%

74%

16%

11%

Alle Risikengruppen (1-5)

1. Allgemein

5.Alarmierung/Schulung

2.Brandschutz/Fluchtwege 3.Brandschutzeinrichtungen 4.Zufahrt/Zutritt/Intervention

Check-Durchführung:

Farblegende:

Fragen mit "ja" beantwortet

Fragen mit "teilweise" beantwortet

Fragen mit "nein" beantwortet

Fragen welche mit "nicht relevant" beantwortet wurden, 

werden nicht ausgewiesen im Kreisdiagramm.

Thomas Wild
Pünten 8
8602 Wangen bei Brüttisellen

Verwaltungsgebäude

Der SAFOS Sicherheitscheck wurde gemäss den geltenden gesetzlichen Grundlagen und dem Stand der Technik sorgfältig erstellt . Die Beantwortung der Check-

Fragen erfolgte in Zusammenarbeit einer Sicherheitsfachkraft mit Kläy & Co AG oder eines entsprechend durch Kläy & Co AG autorisierten Partners. Eine Haftung -

gleich aus welchem Rechtsgrund - ist ausgeschlossen. Dies gilt vor allem im Hinblick auf die Richtigkeit, Fehlerfreiheit, Aktualität, Vollständigkeit und/oder 

Verwendbarkeit des SAFOS Sicherheitschecks und des vorliegenden Attests . Dessen eigenmächtige Veränderung ist nicht gestattet .

SAFOS-Sicherheitscheck Version 1.1.1 1/25/2013 Page 1 of 12

Abbildung 3: 

Risikomatrix
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Als letztes Instrument werden aus den obengenannten Fragebögen und Risikoein-
schätzungen Massnahmenkataloge erstellt. Daraus werden Aufträge abgeleitet, 
und die zuständige Stelle wird mit der Umsetzung beauftragt. 
Dieses Vorgehen wurde bislang noch nicht bei allen 160 Gebäuden angewendet.

2.2.2	 B2 Qualitätsmanagement

Dieser Abschnitt soll in einem kurzen Überblick zeigen, wie das Qualitätsmanage-
ment in der Organisation verankert ist. Die oben beschriebenen Massnahmen 
werden umgesetzt, sodass sich die Sicherheit in der Verwaltung stetig erhöht.  
Periodisch erfolgt eine neue Einschätzung der Risiken, woraus wieder neue Mass-
nahmen abgeleitet werden. Dadurch findet ein kontinuierlicher Verbesserungs-
prozess statt. Zudem sind die Mitarbeiter auf das Thema sensibilisiert und bringen 
Bottom-up-Massnahmen ein und setzen diese um.

Zusätzlich werden mit einzelnen organisatorischen und IT-technischen Projekten 
die Voraussetzungen für die Betreiberverantwortung verbessert, indem beispiels-
weise neue IT-Systeme zur Datenablage eingeführt werden.

2.3	 C Organisation
2.3.1	 C1 Rollen

Im Folgenden werden die Rollen und ihre Verantwortlichkeiten genauer durch-
leuchtet. 
Als Eigentümervertretung ist das Ressort Portfoliomanagement der Abteilung 
Immobilienmanagement innerhalb des Immobilienamts verantwortlich. Das Res-
sort FM Steuerung der Abteilung Facility Management übernimmt zusammen mit 
der Leitung der Abteilung Facility Services (FS) die Rolle des Betreibers. Die FM  
Steuerung ist in der Weiterentwicklung und den Projekten führend, und die Leitung 
FS stellt die Durchführung sicher. Auf der operativen Ebene setzt die Abteilung FS 
als interner FM-Provider die Anforderungen aus der Betreiberverantwortung um. 
Einzelaufträge werden durch die Abteilung FS beauftragt. Bei Rahmenverträgen 
oder der Beauftragung von externen FM-Providern ist die Abteilung Facility Ma-
nagement zuständig (vgl. Abbildung 5).
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2.3.2 C2 Aufbauorganisation

Nachfolgend wird aufgezeigt, welche Struktur es beim Kanton Zürich erlaubt, die 
Leistungen zu erbringen .
Das Immobilienamt besteht aus fünf Abteilungen und untergeordneten Ressorts, 
welche eine klare Aufgabenzuteilung haben (vgl . Abbildung 6) .
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In Bezug auf die Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung sind vorwie-
gend die Abteilungen Immobilienmanagement, Facility Management und Facility 
Services in der Verantwortung. Das Portfoliomanagement ist wie im Rollenmo-
dell dargestellt als Eigentümervertretung auf strategischer Ebene zuständig für 
eine gesetzeskonforme Verwaltung der kantonseigenen Immobilien. Es legt die 
Portfoliostrategien fest, entscheidet über Projekte und nimmt die Eigentümer-
interessen wahr. Die FM Steuerung innerhalb der Abteilung Facility Management 
übernimmt ebenfalls eine Eigentümerfunktion und strategische Aufgaben sowie 
die Überwachung der Eigentümer- und Betreiberpflichten. Sie steuert das techni-
sche und infrastrukturelle FM und schliesst Verträge mit externen Unternehmen 
ab, wobei Teile der Betreiberverantwortung übertragen werden. Weiter erstellt sie 
allgemeingültige Standards für den Immobilienbetrieb. Die Abteilung Facility Ser-
vices ist für den Betrieb und die Durchführung der Aufgaben aus der Betreiberver-
antwortung zuständig. Sie ist in Regionen sowie Standorte unterteilt. Objektleiter 
und deren Mitarbeiter sind für die Gebäude im technischen und infrastrukturellen 
Bereich zuständig. Die Steuerung und das Risikomanagement können noch aus-
gebaut werden. Auch sind die Zuständigkeiten im Bereich der Steuerung zwischen 
den Abteilungen noch nicht abschliessend geregelt.

Für die einzelnen Funktionen bestehen Stellenbeschriebe. Darin sind die Aufga-
ben, die benötigte Ausbildung sowie die Kompetenzen der einzelnen Mitarbeiter 
beschrieben. Die Mitarbeiter unterschreiben ihren Stellenbeschrieb. Dadurch ist 
sich jeder Mitarbeiter seiner Verantwortung bewusst. Durch die Mindestanforde-
rungen in der Ausbildung gewährleistet der Kanton zudem, dass die Mitarbeiter 
über das für ihre Arbeit notwendige Wissen verfügen (vgl. Abbildung 7).
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Stellenprofil Version 03/2016 

Baudirektion 
1/5 
 

Vorname/Name 
 

Umschreibung der Funktion 
 

Richtposition gem. Stellenplan 
 

Kaderstufe 
Vornme Name  Objektassistent  Hauswart  nein 

Amt 
 

Abteilung 
 

EK / Besoldungsklasse 
 

Schlüsselfunktion Ja/Nein 
Immobilienamt  Immobilienbewirtschaftung         nein 

   Bei jeder Änderung im Stellenprofil muss eine Kopie an das HR weitergeleitet werden. Bitte gültiges Organigramm beilegen und Stelle darin kennzeichnen! 

   Organisatorische Eingliederung 
Direkt vorgesetzte Stelle (Richtposition/Umschreibung)  Anzahl der Gesamtunterstellten 
 Teamleiter 

 
      

Direkt untergebene Stellen (Richtposition/Umschreibung)  Stellvertretung (Richtposition/Umschreibung)  
       • zu vertretende Stellen: 

Teammitarbeiter 

 • wird vertreten durch: 
Teammitarbeiter 

 
  

Kompetenzen/Verantwortung 
 

Bemerkungen 
finanzielle Kompetenzen (Budgetverantwortung): 
Kompetenzen gemäss jeweiliger gültiger Regelung des Immobilienamtes: 
- "Finanzkompetenzen im Immobilienamt" 

 Fachkompetenz Technik: 
- Sicherheitsanlagen 
- Gebäudeleitsystem 
- Brandschutzanlagen 
- Heizungsanlagen 
- Elektroanlagen 
- Lüftungsanlagen 
- Sanitäranlagen 
- Spezialanlagen 
 
Kundenkompetenz: 
- fähig im Umgang mit anspruchsvollen Kunden 

 

Unterschrifts- und Anweisungsberechtigung: 
Kompetenzen gemäss jeweiliger gültiger Regelung des Immobilienamtes: 
- "Anweisungsberechtigungen im Immobilienamt" 

 

personelle Kompetenzen: 
      

 

weitere Kompetenzen:  
Weisungsbefugnis an externe Dienstleister in Zusammenhang mit entsprechendem 
Dienstleistungsauftrag  
 

  
Datum       

  
Datum        

 
  

Die Stelleninhaberin/der Stelleninhaber: 
  

Der/die direkte Vorgesetzte:   
 

Stellenprofil 

 

 

Baudirektion 
2/5 
 

Vorname/Name 
 

Umschreibung der Funktion 
 

Richtposition gem. Stellenplan 
 

Kaderstufe 
Vornme Name  Objektassistent  Hauswart  nein 

 
Aufgaben 

Zeitaufwand 
% 

nach Priorität und Zeitaufwand von mind. 10% aufführen und ausserordentliche Aufgaben gesondert erwähnen 

- Unterstützung des Ansprechpartners (Objektleiter) für die Nutzervertreter / Nutzer vor Ort sowie Mitwirkung bei der Sicherstellung der Umsetzung der Nutzerwünsche, sofern 
diese den Richtlinien Flächennutzung und Dienstleistungen oder der Leistungsvereinbarung entspricht 
- Unterstützung des Objektleiters bei der Sicherstellung des Betriebs und der Instandhaltung der ihm zugewiesenen Objekte sowie Sicherstellung der Umsetzung der Aufgaben 
gemäss Objektpflichtenheft und des Bewirtschaftungs- und  Instandhaltungsplans (Wartung, Inspektion, Störungsanalysen, Entsorgung etc.) 
- Unterstützung des Objektleiters bei der Sicherstellung der Umsetzung der Aufträge, welche über den Help Desk eingehen (Kleinaufträge, Umzüge < 5 AP etc.) 
- Unterstützung des Objektleiters bei der Sicherstellung, dass Betrieb und die Instandhaltung in den zugeteilten Liegenschaften gemäss gesetzlichen und betrieblichen Vorgaben 
erfolgt (Betreiberverantwortung) 
- Unterstützung des Objektleiters bei der Sicherstellung von gepflegten Aussenanlagen 
- Unterstützung des Objektleiters bei der Führung der externen Dienstleister inkl. Unterstützung des Objektleiters bei der Sicherstellung der Einhaltung der vereinbarten Qualität 
- Leisten von Pikettdienst 
 
Verantwortlich für die Einhaltung der Prozesse gemäss Leitsystem IMA, insbesondere: 
- Prozess 52.01 Betrieb 
- Prozess 52.02 Störungsanalyse 
- Prozess 52.03 Inspektion 
- Prozess 52.04 Wartung 
- Prozess 52.05 Instandsetzung 
- Prozess 52.06 Versorgung 
- Prozess 52.07 Energiecontrolling 
- Prozess 52.08 Anlagenoptimierung 
- Prozess 52.09 Entsorgung 
- Prozess 53.04 Pikettorganisation 
- Prozess 53.03 Kundendienst FM 
- Prozess 53.12 Kleinaufträge 
- Prozess 53.13 Reinigung 
 
Relevante Dokumente: 
- Richtlinien Flächennutzung und Dienstleistungen 
- Sicherheitsstandard für Zentral- und Bezirksverwaltung 
- Objektpflichtenhefte 
- Aufgabenabgrenzung B+I / SBW im Bereich Reinigung 
- Aufgabenabgrenzung B+I / SBW im Bereich Instandhaltung 
- Bewirtschaftungs- und Instandhaltungsplan 
- Entsorgungskonzept 
- Pikettreglement 
 
Bei der Auftragserfüllung sind die einschlägigen Gesetze, Normen, Richtlinien und Weisungen einzuhalten. Dies gilt insbesondere für die Regelungen zur Einhaltung der 
Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes und zur Einhaltung des internen Kontrollsystems (IKS). Insbesondere ist sicher zu stellen, dass das Vier-Augen-Prinzip erfolgt 
und Plausibilitätsbeurteilungen vorgenommen werden. Die Arbeits- und Kontrollvorgänge müssen nachprüfbar sein. 

      

  

2.3.3	 C3 Ablauforganisation

Die folgende Betrachtung soll die Frage beantworten, ob die Prozesse den Pflich-
ten entsprechend definiert sind. Das Immobilienamt besitzt ein Leitsystem, in wel-
chem die Führungs-, Kern- und Supportprozesse der Organisation abgebildet sind 
(vgl. Abbildung 8). Jeder Prozess hat einen Prozesseigner, und pro Prozessschritt 
sind die Verantwortlichkeiten geregelt. Die Pflichten aus der Betreiberverantwor-
tung sind berücksichtigt. Die Prozesse sind durch jeden Mitarbeiter elektronisch 
abrufbar. Die Koordination der Schnittstellen erfolgt über verschiedene Abspra-
chereports auf unterschiedlichen Stufen. 
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2.3.4	 C4 Leistungen

Zur Überprüfung der vorhandenen Leistungen wird im Folgenden die bestehende 
Situation beschrieben. Übergeordnet gibt es eine kantonale Immobilienstrategie. 
Darunter regeln verschiedene Grundlagendokumente die Immobilien- und Ser-
viceleistungen, welche das Immobilienamt zu erbringen hat. Auf operativer Stufe 
bestehen detaillierte Wartungs- und Aufgabenplanungen, welche durch die Ob-
jektleiter ausgeführt und durch die Leitung der operativen Bewirtschaftung kon-
trolliert werden. Diese Planung umfasst die Bestimmungen im Sinne der Betrei-
berverantwortung und wird bei neuen Bedingungen angepasst. Probleme gibt es 
bei Objekten, in denen Nutzer zu gewissen Teilen eine Verantwortung tragen, je-
doch unklar ist, inwiefern sie diese wahrnehmen.

Externe Dienstleister werden durch die FM Steuerung mit genauen Leistungs-
beschrieben und der Übertragung der Betreiberverantwortung mittels Verträgen 
beauftragt. Die Steuerung und Überwachung erfolgt im Anschluss über die FM 
Steuerung.

2.4	 D Pflichten

Das Immobilienamt ist sich seiner Pflichten einerseits aus dem Bauprozess wie 
andererseits auch als Eigentümer bewusst. Die Sicherstellung des Informations-
flusses und der Weitergabe der Bauwerksdokumentation hat einen hohen Stel-
lenwert für die Wahrnehmung der späteren Eigentümerverantwortung. Das Port-
foliomanagement und die Steuerung FM nehmen dazu auf verschiedenen Stufen 
Einsitz in den Planungs- und Baugremien. Die Steuerung FM begleitet das Projekt 
im Sinne des planungs- und baubegleitenden Facility Managements und orientiert 
sich an der Empfehlung SIA 113. Wie im Abschnitt 2.1 aufgezeigt, wurden die wei-
teren Pflichten erfasst.
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Die Pflichtübertragung wird mit entsprechenden Dokumenten erbracht. Wer-
den Leistungen durch externe Dienstleister ausgeführt, wird bei Einzelaufträgen 
ein Honorarauftrag erstellt, welcher auch auf Gesetze, Sicherheit, Qualifikation,  
Arbeitsmittel und die daraus entstehenden Verpflichtungen verweist (vgl. Abbil-
dung 9).

 

 

 
Baudirektion 
2/3 

Die gleiche Frist gilt für die Bezahlung allfälliger Regiearbeiten; 
dabei müssen jedoch zusätzlich folgende Bedingungen kumula-
tiv erfüllt sein: 

1. In der Rechnung müssen das Datum der Auftragserteilung 
der Regiearbeiten, das Datum der Erledigung (Zeitraum so-
wie / oder Enddatum) und der Stundenansatz für alle an der 
Ausführung beteiligten Mitarbeitenden einzeln aufgeführt 
sein. 

2. Den Regierapporten müssen die detaillierten Stundenauflis-
tungen und Tätigkeitsnachweise aller an der Leistungserbrin-
gung beteiligten Mitarbeitenden beigelegt werden. 

3. Die Stundenlisten und Tätigkeitsnachweise über diese Re-
giearbeiten müssen von allen daran beteiligten Mitarbeiten-
den datiert und visiert sein. 

Werden diese Bedingungen nicht eingehalten, wird die Rech-
nung zur Überarbeitung zurückgewiesen. Die Zahlungsfrist be-
ginnt nach wiederholter Zustellung erneut zu laufen. Eine mehr-
fache Rückweisung der Rechnung bleibt vorbehalten. 

Sicherheit Gemäss Unfallversicherungsgesetz (UVG) und Arbeitsgesetz 
(ArG) hat die auftragnehmende Firma die zur Verhütung von 
Arbeitsunfällen geeigneten Schutzmassnahmen zu treffen. Sie 
ist verpflichtet, die betriebsinternen Regelungen der Baudirektion 
Kanton Zürich zum Arbeits-, Brand- und Umweltschutz (Alarm-
plan, Entsorgungsrichtlinien usw.) zu beachten und deren Befol-
gung durch sämtliche von ihr eingesetzten Mitarbeitenden zu 
überwachen und sicherzustellen.  

Qualifikation Die auftragnehmende Firma stellt sicher, dass alle zur Leis-
tungserbringung eingesetzten Mitarbeitenden über alle notwen-
digen Fachausweise, -qualifikationen, Kompetenzen und Wei-
sungsbefugnisse zur Erfüllung der Aufgabe verfügen. 

Arbeitsmittel Die beauftragte Firma besorgt die zur Ausführung der Arbeiten 
nötigen Hilfsmittel, Werkzeuge und Gerätschaften auf eigene 
Kosten. Auf Anlagen und Ersatzteile der Baudirektion Kanton 
Zürich kann sie nur insoweit zugreifen, als dies ausdrücklich 
vereinbart worden ist. 

Verpflichtung Die beauftragte Firma verpflichtet sich, alle Anforderungen an 
sie aus diesem Auftrag auf sämtliche von ihr beauftragte Dritte 
zu übertragen. 
Hält die auftragnehmende Firma die genannten Bestimmungen 
nicht ein, hat sie für die sich daraus ergebenden Schäden voll-
umfänglich einzustehen. Zudem hat sie den Auftraggeber schad-
los zu halten. 

Bei regelmässigen Aufträgen wird mit Dienstleistungsverträgen gearbeitet. Mit 
den internen Nutzern werden Nutzervereinbarungen abgeschlossen. Zudem gibt 
es Hausordnungen für die Gebäude. Intern sind die Pflichten im Arbeitsvertrag, im 
Stellenprofil und in den Arbeitsaufträgen festgehalten. 
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2.5	 E Dokumentation

Wie in Abschnitt 2.4 beschrieben, werden die relevanten Dokumente aus dem Bau-
prozess durch das Portfoliomanagement oder die FM Steuerung eingefordert und 
entsprechend abgelegt. Das Hochbauamt seinerseits ist als Bauherrenvertreter 
des Kantons verantwortlich, dass die Dokumente von den Planern geliefert wer-
den. Das Vertragsmanagement im Bereich des Immobilienbetriebes ist bei der 
FM Steuerung angesiedelt. Die Verträge werden in Systeme (z.B. CAFM, SAP) ein-
gepflegt, überwacht und bei Bedarf angepasst oder erneuert. Weiter verfasst die 
FM Steuerung verschiedene Standards (z.B. Sicherheitsstandards), welche durch 
die Betreiber und Nutzer umzusetzen sind. Wie oben beschrieben, wird in Zukunft 
auch mit einem Betreiberauftrag gearbeitet, welcher die Betreiberverantwortung 
regelt.
Für die zu betreuenden Objekte gibt es Objektpflichtenhefte und Checklisten, mit 
welchen die Mitarbeiter neben den Stellenbeschrieben informiert werden, für wel-
che Aufgaben sie die Verantwortung tragen.
Aufträge nach aussen werden immer schriftlich und mit entsprechenden Verwei-
sen erteilt (vgl. Abschnitt 2.4).
Nachweisende Dokumente in der Betriebsphase der Immobilie werden je nach 
Zuständigkeit abgelegt und verwaltet. Die Abteilung Facility Services trägt die Ver-
antwortung, dass die nachweisenden Dokumente im operativen Betrieb von den 
Dienstleistern übergeben werden. Sie kontrolliert, ob Instandhaltungen, Services 
usw. in entsprechende Journals eingeschrieben oder Nachweise dazu abgegeben 
werden. Leistungen, welche intern erbracht werden, sind aufgrund der Wartungs-
planung dokumentiert.
Durch das Einschätzen der Risiken und durch das Ableiten von Massnahmen kann 
zusätzlich schriftlich nachgewiesen werden, dass die Risiken bekannt sind und 
Massnahmen zur Minimierung umgesetzt worden sind.
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3	 Auswertung und Zusammenfassung
Die Überprüfung der Organisation der Eigentümerhaftung und Betreiberverant-
wortung beim Immobilienamt des Kantons Zürich auf Grundlage der IFMA-Do-
kumentation «Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung» zeigt, dass der 
Kanton Zürich in allen Modulen des Modells bereits Massnahmen getroffen und 
sich gut auf das Thema Eigentümerhaftung und Betreiberverantwortung einge-
stellt hat. Das Thema ist beim Immobilienamt bekannt.

Die betroffenen Abteilungen sind sich grundsätzlich ihrer Verantwortung bewusst. 
Das Immobilienamt kennt die entsprechenden Gesetze, und es findet eine Steue-
rung des Risikos und der Qualität mit verschiedenen Mitteln statt. Das Risikoma-
nagement wird bislang noch nicht in vollem Umfang bei allen 160 Immobilien an-
gewandt. Grösstenteils besteht eine klare Rollen- und Aufgabenteilung zwischen 
den Abteilungen. An einzelnen Stellen gilt es noch klarer zu definieren, wer die 
Verantwortung und Führung zu übernehmen hat. Das Immobilienamt ist sich die-
ses Problems bewusst und arbeitet aus diesem Grund zukünftig mit Betreiberauf-
trägen, damit die Verantwortung klar zugewiesen ist.

Die gesetzlichen Pflichten sowie die Pflichten aus dem Bauprozess sind dem Im-
mobilienamt bekannt. Das Immobilienamt bringt sich als Eigentümervertreter 
früh aktiv in den Planungsprozess ein und achtet auf eine gute Überführung in den 
Betrieb. Die Pflichtübertragung an externe Unternehmen wird mittels Einzelauf-
trägen oder umfassender Verträge sichergestellt, welche auch auf die Übertra-
gung von Teilen der Betreiberverantwortung hinweisen. Intern arbeitet das Immo-
bilienamt je nach Stufe mit Standards, Pflichtenheften und Checklisten.

Nachweisende Dokumente sowie Verträge werden gesammelt. Intern ausgeführte 
Leistungen werden ebenfalls dokumentiert, damit im Bedarfsfall aufgezeigt wer-
den kann, was gemacht wurde.
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